bereit, der Anklagebe- 
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Erste Einschätzung zum Verlauf des 
Prozesses gegen Ingrid Strobl 


Nach dem 6. Verhandlungstag der 
Hauptverhandlung gegen Ingrid Strobl 
wegen Mitgliedschaft in den Revolu- 
tionären Zellen (RZ) und Beteiligung 
an deren Sprengstoffanschlag auf das 
Lufthansa-Verwaltungsgebäude in 
Köln am 28.10.1986 läßt sich ein er- 
stes Resümee ziehen: 


1. Hier läuft ein durch und durch 
politisch begründetes und geführtes 
Verfahren. 


2. Der Staatsschutzsenat des Ober- 
landesgerichtes (OLG) Düsseldorf un- 
ter Vorsitz von Richter Klaus Arend 
versucht alles, diesen politischen 
Charakter zu verdecken und eine 
den realen Abläufen angemessene 
politische Verteidigung Ingrid Strobls 
abzublocken. 

Die Verlesung des kurzen Ankla- 
gesatzes am ersten Verhandlungstag 
hat noch einmal die ganze Dürftig- 
keit der Anklagekonstruktion offen- 
bart; sie läßt sich auf folgende 
wacklige Schlußfolgerung reduzieren: 
(I) Ausschließlich RZ-Mitglieder ha- 
ben Kontakt zu Tatmitteln der RZ 
(I) Ingrid Strobl hat ein Tatmittel 
(Wecker) gekauft 
also: Ingrid Strobl ist Mitglied der 
RZ und an dem Sprengstoffdelikt 
(Wecker = Zündzeitverzögerer) be- 
teiligt 


ENDE EINER DURSTSTRECKE? 


Das Zustandekommen einer solchen 
Anklage kann nur politisch erklärt 
werden, aus dem Interesse, "nach 
jahrelanger Durststrecke" (BKA-Che- 
fermittler Meyer vor Gericht) einen 
Erfolg gegen die RZ und damit eine 
Einschüchterung des linksradikalen 
Spektrums zu erreichen. Einer sach- 
lichen Prüfung hält ihre typische 


NICHT ZU FASSE 


einseitig, unabhängig, 
Herausgegeben von der AG Nicht zu fassen, c/o Prozeßbüro I. Strobl, Maastrichter Str. 49, 5000 Köln 1 


anschlagsrelevant 


S129a-Argumentation (Organisations- 
hypothesen ersetzen Tatnachweise), 
wie zu zeigen sein wird, nicht stand. 
Wir waren also gespannt, wie der 
Arend-Senat die Sache angeht. An 
dessen Willen zur Verurteilung be- 
steht kein Zweifel, hat er doch sein 
Sendungsbewußtsein in Sachen !wehr- 
hafte Demokratie' in einer Vielzahl 
von politischen Verfahren (z.B. gegen 
die 'vier Duisburger' aus der 'Anti- 
imperialistischen Szene' und gegen 
Abbas Hamadi) durch so harte wie 
windige Urteile unter Beweis ge- 
stellt. 

Nach Verlesung der Anklage nahm 
Ingrid Strobl in einer ausführlichen 
Erklärung (vollständig abgedruckt in 
dieser Ausgabe) zu ihr Stellung. Sie 
wies auf die politische Funktion der 
$8129/129a im Rahmen der NS- und 
BRD-Staatsideologie "Antikommunis- 
mus' hin und zeigte die an system- 
kritischen Gesinnungen orientierten, 
'abenteuerlichen' Methoden der Ver- 
dachtsgewinnung in den Ermittlungen 
gegen sie und ihren Bekanntenkreis 
auf. 


KUSCHEN ODER KNAST 


Richter Arend reagierte darauf mit 
folgendem 'Angebot': Ingrid Strobl 
solle sich entscheiden, entweder 
spreche sie weiterhin 'politische Er- 
klärungen in den Wind', oder sie 
trete in einen Dialog mit dem Ge- 
richt ein, in dem ihre Einlassung, sie 
habe den Wecker für einen Bekann- 
ten gekauft, 'gemeinsam' überprüft 
werden könnte. Im letzteren Fall 
müsse sie aber den auf die Justiz 
gemünzten Begriff "menschenver- 
achtende Maschinerie', der sie laut 
Einlassung : ihren Bekannten nicht 
ausliefern will und deswegen dessen 
Namen nicht preisgibt, zurückneh- 
men. 


Arend machte damit seine Prozeß- 


strategie deutlich: Ausklammerung 
der politischen Dimension des Ver- 
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CHER SPRENGSTOFF 


fahrens und zugleich Einforderung 
einer Geste der politischen Unter- 
werfung von der Angeklagten, die 
alle ihre Erfahrungen mit der BRD- 
Justiz verleugnen soll. 


Ingrid Strobl wies dieses "Angebot' 
am zweiten Verhandlungstag zurück 
und konterte mit der Feststellung, 
daß das Gericht mit ihr über ihre 
Einlassung während des Haftprü- 
fungstermins am 1.9.1987 hätte re- 
den können, zu der sie die Einlas- 
sung vorgelegt hatte, zu dem sie 
allen Gepflogenheiten zum Trotz 
aber noch nicht einmal vorgeladen 
worden war. Nachdem die Bundesan- 
waltschaft (BAW) erwartungsgemäß 
Ingrid Strobls Vorwurf der politi- 
schen Gesinnungsjustiz mit dem kur- 
zen Hinweis, hier würde nur ban- 
denmäßig betriebene Schwerkrimina- 
lität verhandelt, zurückgewiesen 
hatte, belegte die Verteidigung in 
ausführlichen (mehrfach von Richter 
Arend rüde unterbrochenen) Stellung- 
nahmen Ingrid Strobls Einschätzung 
(die Erklärung von RAin Edith Lun- 
nebach ist vollständig in dieser Aus- 
gabe abgedruckt). 


EIN UNPARTEUSCHER RICHTER 


Den zweiten Verhandlungstag schloß 
Arend mit einer Demonstration der 
Unparteilichkeit: die Bundesanwalt- 
schaft habe noch nichts bewiesen, 
die Verteidigung noch nichts wider- 
legt, jetzt käme die 'minutiöse Be- 
weisaufnahme'., Zweifel daran be- 
gründete schon die bisherige Ver- 
handlungsführung: die erlesene Höf- 
lichkeit, mit der Arend die Anklage- 
vertreter behandelt, steht in krassem 
Gegensatz zu der Unverschämtheit 
gegenüber Ingrid Strobl, ihrer Ver- 
teidigung und dem sympathisierenden 
Publikum. 


Zu Beginn des dritten Verhandlungs- 
tages ergriff der Senat dann auch 
offen Partei für\die BAW: indem er 
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ERWISCHT! 


In der Nullnummer von NICHT ZU 
FASSEN haben wir auf Seite 11 
einen Artikel aus der taz vom 
27.7.88 nachgedruckt. Da haben wir 
- wie bei den meisten anderen Arti- 
keln auch - den Autor nicht drun- 
tergesetzt. In diesem Fall bitten wir 
die geschätzten LeserInnen und vor 
allem den Autor selbst um Entschul- 
digung: Verfasser war Oliver 
Tolmein. 


Instrument 


das Prinzip der strikten Abschottung 
der RZ als gerichts- und damit of- 
fenkundig einführte, entzog er die 
entscheidende Unterstellung der An- 
klage, Satz (I) im oben aufgeführten 
Schluß, der angeblich so minutiösen 
Beweisaufnahme. Dafür hat das Ge- 
richt einen guten Grund: die An- 
nahme über die RZ ist nämlich of- 
fenkundig unrichtig, nur über ihre 
dreiste Voraussetzung ist die An- 
klage durchzuhalten, die ja neben 
der Abschottungsthese kein einziges 
konkretes Ermittlungsergebnis zum 
Beleg für Ingrid Strobls angebliche 
RZ-Mitgliedschaft via Weckerkauf 
anführen kann. 

Satz (I) impliziert zweierlei: die Ar- 
beitsweise der RZ ist bekannt und 
sie ist mit dem Begriff "strikte Ab- 
schottung" korrekt charakterisiert. 
Am 10.6.1985 stellte derselbe Senat 
fest: "Die genaue Struktur der RZ, 
die Anzahl der Gruppen und Mitglie- 
der konnte bisher nicht ermittelt 
werden" (Urteil gegen F. Beine); 
neue Erkenntnisse seit 1985 führt 
der Senat nicht an. Urteile anderer 
OLGs in Sachen RZ sprechen sogar 
ausdrücklich gegen die BAW-Hypo- 
these: So wurden Personen wegen 
Tatmittellagerung und -beschaffung 
für die RZ oder Beteiligung an ei- 
nem RZ-Anschlag verurteilt, bei 
denen das Gericht eine Nicht-Mit- 
gliedschaft für erwiesen hielt (Ur- 
teile gegen l. Beyerle, S. Straub des 
OLG Frankfurt). 


Vor Beginn des Prozesses schrieben 
wir: die BAW dreht die (angeblichen) 
Erkenntnisse über die RZ gerade so, 
wie es ihr im gegebenen Fall am 
zweckmäßigsten erscheint. Jetzt 
müssen wir feststellen: das OLG ist 
bereit, der Anklagebehörde kritik-, 
ja schamlos zu folgen. Dem politi- 
schen Zweck, Bekämpfung widerstän- 
diger Politik, wird alle Redlichkeit 
geopfert. 

Wer die Geschichte der deutschen 
Justiz nur ein wenig kennt, kann da- 
von nicht überrascht sein. Sie war in 
der Weimarer Zeit Büttel der natio- 
nalistischen Rechten, dann treuestes 


Nazis, ach "45. Dieb 


Also überrascht sind wir ICE von 
diesem OLG, aber Empörung. bleibt. 
Auch was Satz (II) der Anklagekon- 
struktion angeht, Ingrid Strobl habe 
mit dem Wecker ein Tatmittel ein- 
gekauft, zeigt sich ‘das Gericht will- 
fährig. Um den Weckerkauf straf- 
rechtlich relevant zu machen, muß 
unterstellt werden, daß der Wecker 
'in Kenntnis des Verwendungszwecks' 
(Anklage) als Zündzeitverzögerer be- 
sorgt wurde, eine Unterstellung, für 
die kein Beweis angeführt wird. 

Hilfsweise bemüht die BAW Ingrid 
Strobls systemkritische Gesinnung, 
die sie aus EMMA-Artikeln und dem 
in Haft geschriebenen Buch über den 
Anteil von Frauen am bewaffneten 
Widerstand gegen die 
nationalsozialistische Besatzung her- 
ausliest. Dieser Linie der BAW, die 


"Beschäftigung mit anschlagsrelevan- 
ten Themen’ zu Verdachtsmomenten 
zu erheben, folgt das Gericht, indem 
es suggestiv EMMA-Artikel in das 
Verfahren einführt, die sich mit in- 
ternationalistischen (aber auch mit 
gewerkschaftlichen) Themen kritisch 
befassen. 


KNALLTÜTEN 


In der zweiten Prozeßwoche wurden 
Beamten des Bundeskriminalamtes 
(BKA) vernommen, die mit den Er- 
mittlungen gegen die RZ betraut 
sind. Sie taten sich durch eine ge- 
wisse Einfältigkeit hervor; ein Pro- 
zeßbesucher sprach von 'Knalltüten', 
niemand wollte ihm widersprechen. 
Richter Arend nahm sie liebevoll in 
seine Obhut, machte - wie bei allen 
Zeugenbefragungen anschließend - 
die Bundesanwälte weitgehend ar- 
beitslos, so anklagefreundlich war 
sein Vernehmungsstil. Doch auch er 
konnte nicht verhindern, daß alles 
zum Verdachtsmoment aufgebauschte 
Beiwerk zum Weckerkauf (wie ein 
zur Anschlagsplanung umgedeutetes 


hat die Verteidigung am 


Telefongespräch über einen Zeitungs- 
artikel von Ingrid Strobl), von der 
Verteidigung zerpflückt wurde. (zur 
detailierten Information über das 
Prozeßgeschehen verweisen wir auf 
'Clockwork 129a', das jeweils don- 
nerstags über die letzten beiden 
Verhandlungstage berichtet) 

Die dritte Prozeßwoche war ganz 
dem Anschlag gegen das Lufthansa- 
gebäude gewidmet. Es wurden die 
mit der Spurensicherung beauftragten 
Beamtinnen und vier Wachmänner 
vernommen. Dabei wurde auch das 
mit einer Nummer versehene Ziffer- 
blatt-Teil ins. Verfahren eingeführt, 
das zu dem von Ingrid Strobl 
gekauften Wecker gehören soll. Über 
die Frage der Wecker-Identität wird 
das Gericht erst in der Befragung 
des Verkaufspersonal befinden. Für 
den Beweis der angeblichen RZ-Mit- 
gliedschaft Ingrid Strobls dürfte die, 
Beantwortung dieser Frage keine 
Rolle spielen, denn allein die Ab- 
schottungsthese bzgl. der RZ macht 
aus dem Kauf des Weckers eine 
'mitgliedschaftliche Betätigung!. 

‚Zur Wiedereinführung dieser zen- 
en These in die Bew, weisaufnahme 

nde des 6. 
Verhandlungstages zwei Beweisan- 
träge gestellt: RZ-Schriften und Ge- 
richtsakten zu früheren RZ-Prozes- 
sen, die die Abschottungsthese wi- 
derlegen, sollen vor Gericht behan- 
delt werden. In der Enscheidung über 
diese Anträge, die für den 7. 3, zu 
erwarten ist, muß der Senat endgül- 
tig Farbe bekennen. . 


ZUVERLÄSSIGE PARTNER 


Farbe bekannt hat schon ein Teil 
der Presse. Schon die Berichterstat- 
tung zur Anti-§129a-Demonstration 
für die Freilassung für Ingrid Strobl 


am 11.2. in Essen las sich zumeist 
wie von der Polizei diktiert. 
'Schwere Ausschreitungen ...', so be- 


gannen fast alle Meldungen; der Ge- 
genstand der Demo wurde weitge- 
hend, die auch erhobene Forderung 
nach 'Zusammenlegung der Gefange- 
nen aus der RAF' vollständig unter- 
schlagen. Daß die 'Ausschreitungen' 
nur eine Episode von wenigen Minu- 
ten am Rande der Schlußkundgebung 
waren, wurde vernachlässigt; einiges 
spricht dafür, daß der Prügeleinsatz 
des SEK allein auf das öffentliche 
Bild der Demonstration hin kalkuliert 
war. Die Presse ist da ein zuverläs- 
siger Partner der Polizei. Richter 
Arend wiederum konnte sich dann 
zur Rechtfertigung siner Anweisung, 
daß 20 der 81 Besucherplätzen im 
Gerichtssaal von Zivilpolizisten be- 
setzt werden, auf die 'Krawalle' in 
Essen berufen. 

Die Berichterstattung zum Strobl- 
Prozeß unterscheidet sich auf den 
ersten Blick positiv von der zu an- 
deren "'Terror'-Verfahren. Es wird 
sich zwar nicht um Objektivität, 
aber immerhin um Ausgewogenheit 
bemüht, d.h. auch der Standpunkt 
der Verteidigung kommt regelmäßig 
zur Sprache. Doch ist öfters eine 
subtilere Sonderbehandlung zu beob- 
achten: "Ingrid Strobl hat mit ihrer 


Einlassung einige Monate gewartet', 
wird da geschrieben - die hat also 
'was zu verbergen, wird suggeriert. 
Daß Beschuldigte üblicherweise die 
Akteneinsicht abwarten,bevor sie 
sich zur Sache äußern, weiß zwar 
der Justizredakteur, aber das gesteht 
er nur mutmaßlichen Einbrechern 
und anderen 'normalen Kriminellen' 
zu, nicht aber einer mutmaßlichen 
'Terroristin'. ' 

Ingrid Strobl gibt die Person nicht 
preis, für die sie den Wecker 
gekauft hat.' Jemanden nicht zu 
'verpfeifen', der mit Verfolgung zu 
rechnen hat, gereicht jedem norma- 
len Beschuldigten zur (Gangster- 
)Ehre, wer das aber mit einer politi- 
schen Gegnerschaft zu den Verfol- 
gungsbehörden begründet, dem/der 
ist nicht zu trauen. "Warum meldet 
sich der Weckerempfänger denn 
nicht, warum läßt er Ingrid Strobl 
hängen'. Da sollte sich der Justizre- 
dakteur mal in ' die Rolle des 
Weckerempfängers versetzen und für 
fünf, sagen wir für zehn Pfennig 
nachdenken: dann würde ihm viel- 


leicht auffallen, daß er es hier mit 


zu tun hat. D.h., er wäre 
ein Mitglied mehr für die Bundesan- 
waltschaft, er würde dann der glei- 
chen Umkehr der Beweislast unter- 
liegen wie Ingrid Strobl, Ulla Pense- 
lin und all die anderen. Solange die 
Abschottungsthese vor deutschen Ge- 
richten durchgeht, hätte er noch 
nicht einmal Ingrid Strobl entlastet. 
Aber so genau wollen es die kriti- 
schen Hofberichterstatter der Justiz 
ja gar nicht wissen. Das hieße ja die 
Vorgaben der Bundesanwaltschaft 
ernstlich in Frage stellen. I] 
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"Wenn man mich einzig und allein 
für meine politische Haltung verur- 
teilen will, dann muß das wenigstens 
in aller Öffentlichkeit geschehen und 

begründet werden." 


Am 1. Prozeßtag hat Ingrid eine Er- 
klärung zur Anklage abgegeben. Was 
wir hier leider nicht abdrucken kön- 
nen, ist was sie vorneweg zum 
Thema Isolationshaft und zum Hun- 
gerstreik sagte: das gibt es (noch) 
nicht schriftlich. Deswegen nur ein 
Satz: Sie wünschte sich, daß alle 
diejenigen, die mit ihr solidarisch 
sind, diese Solidarität auch den Ge- 
fangenen im Hungerstreik nicht ver- 
weigern. 


Wir befinden uns hier in einem Pro- 
zeß, der nach dem Paragraphen 129 
a geführt wird. Ich will daher vor 
allem etwas zu diesem Paragraphen 
sagen. Einige Besucherinnen und Be- 
sucher dieses Prozesses werden sich 
wohl wundern über das ab- 
schreckende Ritual, dem sie ausge- 
setzt wurden, seit sie das Gerichts- 
gebäude betreten haben. Andere, die 
mehr Erfahrungen mit politischen 
Prozessen haben, wundern sich nicht 
mehr. Wer schon länger Verhandlun- 
gen beobachtet, die vor Staats- 
schutzsenaten in diesem Land ge- 
führt werden, der und die empfindet 
dieses Ritual inzwischen fast als 
selbstverständlich. 

Es ist aber durchaus nicht selbst- 
verständlich, daß Besucherinnen und 
Besucher eines Prozesses den Ge- 
richtssaal nur betreten dürfen, nach- 
dem sie sich einer erniedrigenden 
Körperkontrolle unterzogen haben. Es 
ist nicht selbstverständlich, daß 
selbst die Verteidigerinnen und Ver- 
teidiger diese Kontrollen über sich 
ergehen lassen müssen. Es ist nicht 
selbstverständlich, daß man sich, um 
einen Prozeß zu beobachten, seinen 
Weg durch ein Spalier von Schwer- 
bewaffneten bahnen muß, daß man 
Stunden, Tage, Wochen in einem fe- 
lebensfeindlichen Bun- _ 


SONDERRECHT FÜR 
STAATSFEINDE 


Das alles aber ist ein Teil 
des Sonderrechts, das der 
Paragraph 129 a darstellt. 


Es ist Teil dieses Paragra- 
phen, der auch außerhalb der 
Gerichte alles erlaubt, was 
sonst - noch - nicht erlaubt 
ist: Hausdurchsuchungen und 
Festnahmen, Straßenkontrol- 
len und Personalienüberprü- 
£ungen, Telefonüberwachung 
und Observation, die Be- 
schlagnahmung von Büchern 
und Broschüren, alles, ohne 
dafür einen konkreten, be- 
legbaren Verdacht vorweisen 
zu müssen. Für diese Maßnah- 
men genügt die vage Ver- 
dachtsbehauptung, es könne 
ein Verstoß gegen Paragraph 
129 a vorliegen. 


Diese vage Verdachtsbehauptung 
reicht aus, um die Menschen, die 
unter diesem Vorwurf verhaftet wer- 
den, unter Sonderrecht zu stellen. 
Das heißt konkret: Isolationshaft, Si- 
cherheitstrakt, Hafträume ohne Fen- 
ster. Daß heißt auch nach Aufhebung 
der totalen Isolation erschwerte 
Haftbedingungen. Das heißt Kontrolle 
der Verteidigerpost, Verteidigerbesu- 
che hinter Trennscheibe. Das heißt 
generell radikale Zensur von Briefen, 
Büchern, Broschüren, Zeitschriften, 
Besuchen. Das heißt, Besucherinnen 
und Besucher nur hinter der Trenn- 
scheibe sprechen zu können, doppelt 
überwacht von einer Gefängnisbeam- 
tin und einem Beamten des Lan- 
deskriminalamtes, der bei jeder miß- 
liebigen Äußerung den Besuch abbre- 
chen kann. 


Menschen, die der Staatsschutz 
nach Paragraph 129 a verfolgt, ha- 
ben kaum noch Rechte, und selbst 
die wenigen können ihnen noch ge- 
nommen werden - indem man sie 


ERKLÄRUNG VON INGRID 
STROBL AM 1. PROZESSTAG 


zum Beispiel 
stellt. 

Militante politische Gegner und 
alle, die dafür gehalten werden, sind 
keine Menschen mehr, sondern Ob- 
jekte einer sogenannten Sicherheits- 
politik, die das Argument der Si- 
cherheit vorschützt, um sich jede 
Willkür erlauben zu können. 


unter Kontaktsperre 


WESTENS" 


Der Paragraph 129 wurde unter Bis- 


= marck erfunden, um die Sozialisten- 
Pe herehusetzch. Und er wurde 


fast genau hundert Jahre später von 
den inzwischen regierenden Sozial- 
demokraten um den 129 a erweitert, 
um, wie es so schön heißt, den Ter- 
rorismus zu bekämpfen. Dieser Para- 
graph, der als Waffe gegen die sich 
organisierende deutsche Arbeiterbe- 
wegung geschmiedet wurde, über- 
lebte das Ende des Kaiserreiches und 
das Ende des "Tausendjährigen Rei- 
ches". Diese Waffe wurde nach der 
Niederlage des NS-Regimes sorgsam 
wieder ausgegraben, poliert, tech- 
nisch verbessert und dient heute als 
Mehrzweckwaffe gegen jede radikale, 
nicht integrierbare Opposition. Sie 
ist ein Dokument des Antikommu- 
nismus und sie entlarvt den Mythos 
von der sogenannten Stunde Null. 
Deutschland lag 1945 in Trümmern, 
aber das klassische Feindbild hatte 
nicht den kleinsten Kratzer abbe- 
kommen. Während zumindest der An- 
tisemitismus nach Auschwitz eine 
Zeitlang als inopportun galt, reüs- 
sierte der Antikommunismus zum 
tragenden Segment des deutschen 
Wiederaufbaus. 

Dieser tief verwurzelte Antikom- 
munismus schien den westlichen 
Aliierten eine Garantie dafür, daß es 
sich lohnte, aus den Trümmern ein 
neues Industriezentrum und "Bolfwerk 
des Westens" aufzubauen. Und so 
wurden die Konstrukteure und Profi- 
teure der nationalsozialistischen 
Großraumpolitik bruchlos in die Eta- 
blierung dieses imperialistischen 
Staates Bundesrepublik integriert, da 
man auf ihre unschätzbare Erfahrung 
und Kompetenz nicht verzichten 
konnte und wollte. 


Die NS-Wirtschaftsführer, die 
ganz Europa, von Frankreich bis 
Polen ausgeraubt hatten, mußten 


sich kaum aus ihren Chefsesseln er- 
heben, um sofort wieder neue Groß- 
raumprojekte zu planen. 

Gleichzeitig wurde erneut zum 
Halali geblasen gegen die Kommuni- 
stinnen und Kommunisten, die es 
gewagt hatten, das NS-Regime zu 
überleben, die es gewagt hatten - 


fast als einzige - gegen dieses Re- 
gime Widerstand zu leisten, Die 
neue alte Waffe in den Händen ihrer 
Gegner war der Paragraph 129. 


Während der Rassenkommentator 
Globke in Adenauers Staatskanzlei 
renomierte, wurden - nach Paragraph 


129 - 370 000 Ermittlungsverfahren 


gegen "Kommunisten und Geg- 
ner/innen der Wiederbewaffnung ein- 
geleitet. Während ehemalige Ge- + 


stapo-Offiziere bei amerikanischen 
und bundesdeutschen Geheimdiensten 
ihr neues Auskommen fanden, wurde 
die Kommunistische Partei Deutsch- 
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 Dierdeutschen Firmen, die die be~ 
setzen Länder Europas _schamlos aus- 
gepresst, die sogar noch von der in- 
dustriellen Vernichtung der jüdischen 
Bevölkerung profitiert hatten, diese 
Firmen sind heute besser im. Ge- 
schäft als je zuvor. Von der Deut- 
schen Bank über Krupp bis zu der 
von Bayer kontrollierten Degesch, 
die das Zyklon B herstellte, haben 
diese Firmen heute ihren satten An- 
teil an der Auspressung, Selektion, 
Vertreibung und Vernichtung der 
Menschen in der sogenannten "Drit- 
ten Welt". 

Doch dieses Programm funk- 
tiert nur dann reibungslos, 
wenn im eigenen Land abso- 
lute Ruhe herrscht. Und weil 
sich der Widerstand gegen 
dieses neue Programm bald 
nicht mehr auf die organi- 
sierten Kommunisten be- 
schränkte, weil sich die 
Ruhe weder durch die Not- 
standsgesetze noch durch die 
Integration von Teilen der 
APO, also weder mit Zucker- 
brot noch mit Peitsche her- 
stellen ließ, weil sich im- 
mer noch und immer wieder an 
allen Ecken und Enden Wider- 
stand rührt, deshalb mußte 
der gute alte Paragraph 129 


generalüberholt und den 
neuen Erfordernissen ange- 
paßt werden. Er wurde um den 


129 a erweitert, das neue 
Feindbild hieß nun Terroris- 
mus, und Terrorismus, das ist 
immer das, was der Staats- 
schutz dazu erklärt. 


nz 


DIETRICH FÜR ALLE TÜREN 


Ursprünglich diente das mit diesem 
Paragraphen geschaffene Sonderrecht 
in erster Linie dazu, die bewaffne- 
ten Gruppen in der Bundesrepublik 
zu bekämpfen. Doch dabei blieb es 
nicht. Der Paragraph 129 a wurde 
systematisch ausgebaut, der sich ge- 


gen alle politischen Zusammenhänge 
richtet, die dem Staatsschutz nicht 
geheuer sind. Nachdem das Arsenal 
der Fahnder auch noch um die ad- 
hoc erfundene Konstruktion "an- 
schlagsrelevante Themen" erweitert 
wurde, verfügen sie nun über einen 
Dietrich, der alle Türen öffnet, die 
ihnen nach dem sonst herrschenden 
Recht verschlossen wären. Allein im 
Zusammenhang mit der Winteraktion 
vom 18.12.1987 wurden 33 Wohnun- 
gen und Arbeitsplätze durchsucht, 
wurde kiloweise schriftliches Mate- 
rial abgeschleppt, wurden wohl hun- 
derte neue Disketten in die diversen 
Computer eingespeichert. Allein im 
Zusammenhang mit Ermittlungen ge- 
gen mich wurden 28 Personen bis 


vor ihre Haustür bespitzelt. Etliche 
wurden auch noch vorübergehend 
festgenommen, nachdem die Herren 


des Morgengrauens ihre Wohnungen 
auf den Kopf gestellt hatten. Noch 
immer laufen mindestens 20 Ermitt- 
lungsverfahren, nach 4 Personen wird 
gefahndet, 8 Personen werden inzwi- 
schen mit Beugehaft bedroht, weil 
sie sich weigern, einen Bundesanwalt 
mit einem Beichtvater zu verwech- 
seln. Die Argumente, mit denen die 
diversen Ermittlungsverfahren be- 
gründet werden, sich atemberaubend. 
Da reicht es zum Beispiel schon aus, 
daß jemand mehr als einmal mit mir 
telefoniert hat. Oder daß sich je- 
mand mit mir zu einer Demonstra- 
tion verabredet hat. Oder daß je- 
mand mit jemandem telefoniert hat, 
der sich mit mir zu einer Demon- 
stration verabredet hat ... Es reicht, 
daß bestimmte Menschen sich zu ei- 
nem Kneipenbesuch verabredet ha- 
ben, ohne schon vorher am Telefon 
anzugeben, worüber sie in der 


Kneipe reden wollen. Wörtlich heißt 
«das dann so: "Die Beschuldigte hat 


(...) an einem Treffen im Hinter- 
zimmer einer Gastwirtschaft teilge- 
nommen, bei dessen telefonischer 
Verabredung ganz gezielt der Zweck 
des Treffens auch nur andeutungs- 


weise nicht erwähnt worden ist." 
Spätestens nach der Lektüre “der 
Durchsuchungsbeschlüsse vom 


18.12.1987 wird deutlich, worum es 
hier ging. 

Es ging - und geht - vor 
allem darum, Gruppen und 
Einzelpersonen, deren poli- 
tische Arbeit sind auf be- 
stimmte Bereiche konzen- 
triert, endlich unter das 
Mikroskop des Staatsschutzes 
zu bekommen. Insgesamt aber 
sollten mit dieser Winterak- 
tion 1987 drei Fliegen mit 
einer Klappe geschlagen wer- 
den: Die Herren Staatsschüt- 
zer wollten herausbekommen, 
wer da mit wem was macht und 
bespricht. Diesen Menschen 
sollte signalisiert werden: 


wenn ihr die Finger nicht 
von gewissen Themen laßt, 
dann steht ihr mit einem 


Bein schon im Gefängnis. 


Und last not least sollten sich 
möglichst auch ein paar echte Fi- 
sche im diesem weitgespannten Netz 
vrefangen. Da die zuständigen Ex- 
perten im BKA annnehmen, daß sich 
die Revolutionären Zellen in der 
Szene bewegen wie der Fisch im 
Wasser, hofften sie, nun endlich 
einmal den lange ersehnten Fang zu 
machen, 

Daß sich beinahe die ganze Ak-, 
tion als Schlag ins Wasser erwies,” 
ist der Grund dafür, daß Ulla Pen- 
selin und ich allen Tatsachen zum 
Trotz so verbissen als Mitglieder der 
Revolutionären Zellen aufgebaut 
wurden. Und nachdem das gegen 
Ulla Penselin inszenierte Stück schon 
bei der Generalprobe durchfiel, muß 
nun der Kriminalfilm gegen Ingrid 
Stobl um jeden Preis mit einem 
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Happy End für seine Regisseure in 
Wiesbaden und Karlsruhe enden. 


PILOTPROJEKT 18.12. 


Der einzige Erfolg, den die Herren 
Staatsschützer mit der Winteraktion 
1987 tatsächlich verbuchten, ist der, 
daß sie seither ihre nimmersatten 
Computer mit vielen schönen neuen 
Daten füttern können und daß ihnen 
einige politische Zusammenhänge 
jetzt scheinbar durchschaubarer sind 
als zuvor. Nicht gelungen ist es ih- 
nen, die politische Arbeit in den Be- 
reichen Gentechnologie, Flüchtlings- 
politik und Sextourismus zu stoppen, 
die Menschen, die zu diesen Themen 
arbeiten, einzuschüchtern und zu 
entsolidarisieren. Ganz im Gegenteil. 
Das Interesse an diesen Themen ist 
seit der Winteraktion 1987 ständig 
gewachsen. Immer mehr Menschen 
wollten nun gerade erst recht wis- 
sen, was es damit auf sich hat. Die 
neue Mehrzweckwaffe "anschlagsre- 
levante Themen" geriet zum Bume- 
rang für ihre Erfinder. 

Doch das ist kein Grund zur Be- 
ruhigung. Diese Winteraktion 1987 
war ein Pilotprojekt, die dafür er- 
fundenen "anschlagsrelevanten The- 
men". bestehen weiter. Diese Wort- 
hülse wird noch -gefüllt werden und 
sie wird immer wieder zum Einsatz 


kommen, solange sich in diesem 

Lande Widerstand rührt. 
"Anschlagsrelevant" ist 

immer exakt das Thema, über 


das die Herrschenden lieber 
den Mantel des Stillschwei- 
gens breiten würden. Zur Zeit 
sind das die Themen Flüchtlingspoli- 
tik, internationaler Sexismus, Gen- 
technologie und die Situation von. 
politischen Gefangenen beziehungs- 
weise die Forderung nach Zusam- 
menlegung der der politischen Ge- 
fangenen. Doch die Auswahl dieser 
Themen ist beliebig. Sie richtet sich 
nach den jeweiligen politischen Ge- 
gebenheiten. Diese Auswahl wird 
sich auch nicht auf die Themen be- 
schränken, zu. denen es bereits An- 
schläge gibt. Die Erfahrungen mit 
dem Paragraphen 129 a zeigen, daß 
hier nicht nur bereits geschehene 
Taten verfolgt werden, sondern auch 
Taten, die rein fiktiv in die Zukunft 
projektiert werden. So wurden z.B. 
schon lange vor der IWF- und Welt- 


bank-Tagung vom letzten Herbst 
bundesweit flächendeckende Kon- 
trollen und Observationen durchge- 
führt. Und zwar nicht. aufgrund be- 
reits erfolgter Anschläge, sondern 
mit der Begründung, es seien An- 
schläge zu diesem Bereich geplant. 
Das heißt, daß jedes politische 
Thema potentiell "anschlagsrelevant" 
ist. Das heißt, daß jede und jeder 
radikale Linke, jede radikale Femini- 
stin potentiell kriminalisierbar ist. 

Um heutzutage einem Ermitt- 
lungsverfahren ausgesetzt zu werden, 
um heutzutage im Gefängnis zu lan- 
den, dafür bedarf es keiner Taten 
mehr. Dafür genügt schon eine be- 
stimmte politische Haltung, die vom 
Staatsschutz als Gesinnung bezeich- 
net und geahndet wird. Man muß gar 
keine Bombe legen .Man muß nur 
mit anderen über Flüchtlingspolitik 
diskutieren, ohne den Staatsschutz 
vorher schriftlich zu dieser Diskus- 
sion einzuladen. Man muß gar nicht 
in die Illegalität gehen. Man muß 
nur einen Text aus der Illegalität 
abdrucken und damit öffentlich zur 
Diskussion stellen. Das reicht bereits 
für ein Verfahren, denn der Para- 
graph 129 a macht es möglich 

Der Paragraph 129 a macht es 
auch möglich, daß jemand ohne 


einen konkreten Beweis monatelang 
in Untersuchungshaft gehalten und 
auch verurteilt wird, Denn die un- 
terstellte Gesinnung ersetzt nicht 
nur Taten, sondern auch Beweise. 


GESINNUNG SOLL BEWEISE 
ERSETZEN 


Wir alle befinden uns gerade in ei- 
nem konkreten Beispiel für diese Si- 
tuation,. Das einzige Faktum, das die 
Anklage gegen mich vorbringen kann, 
ist der Kauf des bekannten Weckers. 
Daß der an sich nichts beweist, das 
weiß sogar die Bundesanwaltschaft. 
Und deshalb versucht man schon seit 
einiger Zeit, dieses Manko zu ver- 
decken, indem man sich auf meine 
Gesinnung stürzt. 


Die Artikel, die ich- jahrelang ge- 


schrieben haben, ohne daß deswegen 
gegen mich ermittelt wurde, diese 
Artikel werden plötzlich mit ganz 
anderen Augen gelesen. Diese Arti- 
kel werden in das Verfahren einge- 
bracht als Texte zu "anschlagsrele- 
vanten Themen". 


= wirklich ernst nimmt, 


Ein Brief, den ich der DDR-Wis- 
senschaftlicherin Lili Segal schrieb, 
wurde als "Beweismittel" beschlag- 
nahmt. Ich habe in diesem Brief un- 
ter anderem erwähnt, daß ich mich 
als Journalistin auch mit den The- 
men beschäftigt habe, die neuerdings 
als "anschlagsrelevant" gelten. Der 
Bundesgerichtshof zog daraus folgen- 
den Schluß, ich zitiere wörtlich: 


"Der Brief kommt als Beweismittel 
für -die subjektive Tatseite in Be- 
tracht; er kann den Beweis dafür 
erbringen, daß sich die Beschuldigte 
für Ziele engagiert, denen der ihr 
zur Last gelegte Anschlag galt. Da- 
bei geht es (...) um die subjektive 
Verbindung der Beschuldigten zu den 
Zielen, denen der Anschlag galt." 
Mir ist bewußt, daß auch im 
Verlauf des Verfahrens diese "subjek- 
tive Verbindung" hergestellt werden 
soll, eben weil es keine objektiven 
Beweise gibt. Mir ist bewußt, daß 
jedes Wort, das ich hier sage, zum 
Gesinnungsbeweis gemacht werden 
kann und gemacht wird. Um nur ein 
kleines Beispiel aus der Erfahrung 
mit anderen Staatsschutz-Prozessen 
zu nennen; schon die Verwendung 
des Wortes "Imperialismus" preßt 
mich in ein bestimmtes Raster. Es 
wäre müßig, hier darauf hinzuweisen, 
daß dieses Wort zum ABC des histo- 
rischen Materialismus gehört. Daß 
dieses Wort für die unterdrückten 
und ausgebeuteten Völker dieser 
Erde tagtäglich eine ganz praktische 
Bedeutung hat. - Die, daß ihre Kin- 
der zu Millionen verhungern; die, 
daß ihre Frauen, Männer und Kinder 
sich in den Weltmarktfabriken zu 
Tode schuften; die, daß ihre Frauen, 
Männer und Kinder durch Hunger 
oder Giftgas aus ihrer Heimat ver- 
trieben die Flüchtlingslager füllen; 
die, daß ihre Widerstandskämpferin- 
nen und -kämpfer bestialisch gefol- 
tert und ermordet werden. Es wäre 
müßig, hier darauf hinzuweisen, denn 
darum geht es - scheinbar - nicht. 
Letztlich geht es genau darum, denn 
dieser Zustand soll erhalten bleiben. 
Und jede/jeder, die/der die Methode 
des historischen -Materialismus noch 


reibungslose Erhaltung dieses Zustan- 
des. Doch vordergründig geht es 
darum, daß dieses Wort "Imperialis- 
mus", das also einen ganz konkreten 
Zustand der Welt benennt, auch von 
der Guerilla verwendet wird,die die- 


bedroht die 


sen Zustand bewaffnet bekämpft. 
Das nimmt der Staatsschutz zum 
Vorwand, um dieses Wort zum Ta- 
buwort zu erklären. Und die, die ge- 
gen dieses Tabu verstoßen, zu einer 
bestimmten Gesinnung zu überführen. 
Dasselbe gilt noch viel mehr für das 
Wort "Guerilla". 


Denn der Staatsschutz 
sagt: Wer Guerilla sagt, ge- 
hört dazu. Die offizielle 
Wortschöpfung heißt bekannt- 
lich Terrorismus. Es gibt 
also nicht nur "anschlagsre- 
levante" Themen, es gibt 
auch "anschlagsrelevante" 
Wörter und Begriffe. 

Die Drohung, daß jede Verwen- 
dung dieser Begriffe zu einem Bau- 
stein für meine Verurteilung ge- 
macht wird, diese Drohung schwebt 
seit meiner Verhaftung wie ein Da- 
moklesschwert über mir. Diese Dro- 
hung ist aber nicht nur der Versuch, 
gehlende Beweise durch Gesinnung 
zu ersetzen, sie ist auch ein Ver- 
such, mich zum Schweigen zu brin- 
gen, mich zu entpolitisieren. Wenn 
ich schon nicht sage, für wen ich 
den ominösen Wecker gekauft habe, 
dann soll ich auch politisch den 
Mund halten. 

Ich lasse mich aber nicht zum 
Schweigen bringen. Ich habe mein 
Leben damit verbracht, laut zu sa- 
gen, was ich denke. Ich habe mein 
Leben damit verbracht, meine politi- 
sche Haltung zu artikulieren in Arti- 
keln, Büchern, Diskussionsbeiträgen . 
Ich bin auch jetzt nicht bereit, mir 
den Maulkorb umzuhängen, der un- 
sichtbar in diesem Raum für mich 
ausliegt. Ich weiß, daß ich mir da- 
mit womöglich mein eigenes Grab 
schaufle. Ich weiß aber auch, daß 
innerhalb und außerhalb dieses Bun- 
kers sehr viele Menschen sehr auf- 
merksam "verfolgen, was hier vor- 
geht. 

Wenn man mich einzig und allein 
für meine politische Haltung verur- 
teilen will, dann muß das wenigstens 
in, aller Öffentlichkeit geschehen und 
begründet werden. Ich sehe daher, 
trotz der abenteuerlichen Anklage- 
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diesem Verfahren mit Gelas 
und zugleich mit großer Spannung 
entgegen. 


14.02.1989 Ingrid Strobl 
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Hierzulande hat die 
Gesinnungsjustiz längst wieder an 
alte Traditionen angeknüpft. 
Rechtsgrundsätze wie der des "im 
Zweifel für die Angeklagte" gelten 
wenig, solange die Angeklagte in 
einem politischen Prozeß ihre 
Staatstreue nicht durch Verrat ihrer 
politischen Auffassungen oder durch 
Denunziation von Freunden und Be- 
kannten zweifelsfrei unter Beweis 
gestellt hat. 

Wäre dem nicht so, Ingrid Strobl 
müßte unverzüglich freigelassen wer- 
den. Denn was die Bundesanwalt- 
schaft gegen sie vorzubringen hat, 
läßt sich in zwei Sätzen zusammen- 
fassen. 


politische 


Erstens: Ingrid Strobl hat 
Wecker gekauft. 


Zweitens: Dieser Wecker ist mögli- 
cherweise später bei einem Anschlag 
verwendet worden (was von der Bun- 
us gie noch zu beweisen 
ist). 

Das, und nur das, sind die Fakten, 
über die gegenwärtig in Düsseldorf 
verhandelt wird. Der Rest ist 
schiere Behauptung, für die die An- 
klage nicht einmal den Schatten ei- 
nes Beleges vorzuweisen hat: die 
Behauptung, Ingrid Strobl sei Mit- 
glied der Revolutionären Zellen. 

In ihrer Einlassung hat Ingrid dies 
abgestritten und erklärt, sie habe 
den Wecker für einen Freund gek- 


einen 


Dem ist nicht so, denn wir leben 
in Deutschland. Staatsanwälte und 


Wenn einer 


Angeklagten nichts 
nachzuweisen ist, dann ist sie frei- 


Man beschuldige und verhafte die x- 
beliebige Person Y, um eines X hab- 


Die Anklage behauptet nämlich 
nicht, Ingrid Strobl habe mit dem 
Wecker einen Sprengsatz gebaut und 
diesen am Lufthansagebäude depo- 
niert, Sie sagt ausschließlich: weil 
Ingrid den Wecker gekauft hat, des- 
halb ist sie Mitglied in der RZ. Die 
Anklage basiert also auf der durch 
nichts bewiesenen Behauptung, der 
Weckerkauf alleine definiere bereits 
die RZ-Mitgliedschaft. An diesem 
Konstrukt änderte ein Zeugnis eines 
Herrn X, er habe den Wecker erhal- 
ten, gar nichts. Die einzige Ände- 
rung, die er herbeiführen würde, 
wäre, daß es statt einer Angeklagten 
dann deren zwei geben würde. 


X meldet sich nicht. Wir wissen 
nicht warum. Klug jedenfalls ist das 
allemal. Denn wer einmal in die 
Fänge des Staatsschutzes geraten 
ist, dem helfen keine Aussagen, 
seien sie belastend oder entlastend. 

Beispiel eins, Andreas Eichler. 
Angeklagt wegen der Erschießung 
zweier Polizisten, hat er, die Tat 
bestreitend und wohl in der Hoff- 
nung, seinen Kopf aus der Schlinge 
zu ziehen, Frank H. belastet. Seine 
Hoffnung trog. Nun gibt es zwei des 
Mordes Angeklagte, und die Anklage 
hat sich die merkwürdige anmutende 
und durch keine materiellen Beweise 
untermauerte Theorie ausgedacht, 
die beiden Angeklagten hätten sich 


auft. Den Namen ihres Bekannten, 
den sie "X" nennt, wolle sie nicht 
angeben, um den Mann nicht jener 
menschenverachtenden Maschinerie 
preiszugeben, der sie selber seit 
nunmehr 15 Monaten ausgesetzt ist. 
Gäbe es hierzulande auch nur 
Spurenelemente einer demokratischen 
Tradition, die Berichte in der libe- 
ralen Presse müßten sich um die 
eine, entscheidende Frage an die 
Anklagevertretung drehen: Was habt 
ihr an Beweisen, die Ingrid Strobls 
Einlassung widerlegen können? Und 
wenn, wie dies der Fall ist, keine 
Beweise vorgetragen werden, dann 
müßten die Zeitungen mit der For- 
derung nach Freilassung titeln. 


Polizisten findet man hier nicht nur 


an ihren Schreibtischen, in Präsidien 
und Kasernen. Sie sitzen vor allem 
auch in den Köpfen der Menschen. 
Und so kreisen die Gedanken von 
Spiegel, Zeit, ja selbst einer sonst 
so kritischen Journalistin wie Peggy 
Parnaß um eine ganz andere Frage: 
Warum meldet sich X nicht? 

Die Frage ist schon deshalb fatal, 
weil sie Stimmung gegen die Ange- 
klagte schürt und die dumpfe- Ver- 
dächtigung schürt, mit X könne es 
sich verhalten, wie mit Gott, der 
sich auch nicht meldet und von dem 
wir daher annehmen, daß es ihn 
nicht gibt. 


zulassen. Punktum. Wer die Ange- 
klagte auffordert, einen Dritten zu 
denunzieren, der rechtfertigt, was 
das Verfahren gegen Ingrid Strobl 
tatsächlich auch ist: eine als Unter- 
suchungshaft kaschierte Beugehaft. 


Wer X auffordert, sich selbst zu 
stellen, um dadurch Ingrid Strobl zu 
entlasten, der suggeriert damit eine 
moralische Mitschuld von X an einer 
möglichen Verurteilung von Ingrid. 


So kraß es klingt: das ist die Recht- 
fertigung von Geiselnahme durch die 
Verfolgungsbehörden. Zumindest aber 
ist es die Bestärkung einer erfolg- 
versprechenden Polizeistrategie. 


haft zu werden. 


Wenn wir also annehmen, daß die 
Zeugenaussage von X die Freilassung 
für Ingrid bedeuten würde, auch 
dann wäre die Frage nach X Aus- 
druck antidemokratischen, rein poli- 
zeilichen Denkens. 


Darüberhinaus ist die Annahme 
falsch für den konkreten Fall politi- 
scher Gesinnungsjustiz, der sich zur 
Zeit vor dem Oberlandesgericht in 
Düsseldorf abspielt. Denn auf 
Grundlage der bestehenden Anklage- 
konstruktion würde ein Zeuge X 
nicht die Freilassung von Ingrid be- 
wirken. 


abwechselnd die Pistole in die Hand 
gedrückt und geschossen. 

Doch auch entlastende Aussagen 
helfen wenig, wie Beispiel zwei 
zeigt. Im Prozeß gegen Andrea und 
Rico wegen "Mitgliedschaft in der 
RAF" und dem Anschlag auf den 
Rüstungskonzern Dornier bezeugte 
Eva Haule, daß es erstens keine "le- 
gale RAF" gebe, daß sie zweitens 
wüßte, wer den Anschlag verübt 
habe, und daß es sich dabei nicht 
um die Angeklagten handele. Richter 
Schmid wischte die Zeugenaussage 
als "unglaubwürdig" beiseite und 
verurteilte die Angeklagten 
drakonisch. 


X meldet sich nicht. Recht so! 


x Wempe, Hohe ‚Str. 66 in 5000 Köln, — wi 
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Erklārung der Verteidigerin Edith 
Lunnebach am 2. Prozeßtag gegen 
Ingrid Strobl. 


Ich möchte ansetzen an dem, was 
bereits von der Mandantin angespro- 
chen wurde 

Wenn sie am Ende ihrer Erklärung 
von der abenteuerlichen Anklage- 
schrift gegen sie spricht, so läßt 
sich dies belegen und ausführen: In 


dem von der Bundesanwaltschaft 
verlesenen Anklagesatz klingt der 
Vorwurf, der gegen die Mandantin 


erhoben wird noch scheinbar objektiv 
so: 

Nachdem u.a. einige Namen der 
angeblichen bekannten Mitglieder der 
Vereinigung "Revolutionäre Zellen" 
genannt werden, heißt es wörtlich: 
"Als Mitglied der Vereinigung hat 
die Angeklagte an dem Sprengstoff- 
anschlag auf die Deutsche Lufthansa 
AG in Köln am 28.10.1986 mitge- 
wirkt. Sie hat dafür am 11.9.1986 in 
dem Uhrenfachgeschäft der Firma 


einen. mechanischem Wecker der 
Marke "Emes Sonochron" gekauft." 


1. Abenteuerlich ist aber schon die 
mit Namensnennung einiger Mitglie- 
der unterstellte Kenntnis der Mit- 


gliedschaft in der "Revolutionären 
Zellen". 
Von den namentlich genannten 


Mitgliedern sind drei Personen wegen 
Mitgliedschaft in den "Revolutio- 
nären Zellen" in den Jahre 76 und 
77 bzw. 78 verurteilt worden und 
seitdem nicht mehr aufgetreten. Der 
genannte Hans Joachim Klein ist 
nach eigenem Bekunden und Buch- 
veröffentlichungen seit 1978 nicht 
mehr Mitglied der "Revolutionären 
Zellen". Zwei weitere der namentlich 
genannten Mitglieder sind tot, sie 
waren zu Lebzeiten nicht wegen 
Mitgliedschaft verurteilt. Die Haupt- 
zahl, nämlich acht der namentlich 
benannten Mitglieder sind lediglich 
mit Haftbefehl der Bundesanwalt- 
schaft wegen Mitgliedschaft in den 
"Revolutionären Zellen" gesucht, 
Strafverfahren oder sonstige objek- 
tive Feststellungen über ihre Mit- 
gliedschaft sind nicht getroffen. Der 
dringende Tatverdacht stützt sich 
bei den Haftbefehlen nicht auf an- 
geblich begangene Taten, sondern le- 


diglic auf die vermutete Mit- 
gliedschaft. 
Wie dringend der solchermaßen 


begründete Tatverdacht sein kann, 
zeigt sich in dem noch bei der An- 
klageerhebung genannten Mitglied 
der "Revolutionären Zellen", Frau 
Penselin, deren Verfahren inzwischen 
durch das Oberlandesgericht einge- 
stellt wurde. 

Durch ein solches Vorgehen wird 
von der Bundesanwaltschaft ver- 
deckt, daß die Mandantin per Be- 
hauptung einer Vereinigung zusam- 
men mit den unter Punkt u.a. ge- 
rade nicht genannten und nicht be- 
kannten Mitgliedern angehören soll, 
einer Vereinigung, die weder nach 
Anzahl, noch nach Struktur ihrer 
Mitglieder von der Bundesanwalt- 
schaft konkretisiert werden kann. 


2. Wie nun stützt die Bundesanwalt- 
schaft ihre Behauptung: "Als Mit- 
glied der Vereinigung hat die Ange- 
schuldigte an dem Sprengstoffan- 
schlag auf die Deutsche Lufthansa 
AG in Köln vom 28.10.1986 mitge- 
wirkt." Wie eben gehört tut sie dies 
elegant, aber ebenso abenteuerlich 
mit dem darauf folgenden Satz der 
Anklage: "Sie hat dafür am 
11.9.1986 in dem Uhrenfachgeschäft 
der Firma Wempe, Hohe Str.66 in 
5000 Köln einen mechanischen Wec- 
ker der Marke Emes Sonochron gek- 
auft." Zugegebenermaßen elegant ist 
dies, weil nur durch die Hinzufügung 
eines Wortes überhaupt die Kon- 
struktion eines strafbaren Tuns ge- 
lingt. Hieße es nämlich richtig, denn 
das allein ist festgestellt: "Sie hat 
am 11.9.1986 ... einen mechanischen 
Wecker der Marke Emes Sonochron 
gekauft", wäre offensichtlich, daß 
der Begriff Straftat gleich Wecker- 
kauf allzu überstrapaziert würde. 


Der bewiesene Weckerkauf beweist 
daß 


ein Wecker 

aren dabei nachzuprü- 
fen, wie die Bundesanwaltschaft zu 
ihrem Wissen kommen will, die Man- 
dantin habe "dafür" einen Wecker 
gekauft. Erinner wir uns zuvor - 
man wird merken, daß die Phantasie 


der Bundesanwaltschaft in diesen 
beiden Sätzen des Anklagesatzes be- 
reits kulminiert - an die erste der 
beiden Behauptungen des Ankla- 
gesatzes: "Als Mitglied der Vereini- 
gung hat die Angeklagte an dem 
Sprengstoffanschlag auf die Deutsche 
Lufthansa AG in Köln am 28.10.1986 
mitgewirkt." Durch die Behauptung 
des "dafür" beim Weckerkauf schafft 
es die Bundesanwaltschaft in einem 
ebenso abenteuerlichen wie genialen 
Streich, der Mandantin gleich zwei 
Tatbestände anzulasten, die Mit- 
gliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung und die Mittäterschaft 
an dem Sprengstoffattentat. 

Da nur der Weckerkauf bewiesen 
ist, muß sich die Anklagekonstruk- 
tion gerade in diesem Vorgang ver- 
dichtend konzentrieren. Sonstige Be- 
weise für Mitgliedschaft und Mittä- 
terschaft werden nicht vorgetragen, 
daher muß die Behauptung "dafür" 
erfolgen, oder, wie es später im we- 
sentlichen Ermittlungsergebnis der 
Bundesanwaltschaft heißt: "Die An- 
geklagte hat den Wecker in Kenntnis 
seines Verwendungszwecks gekauft". 
Das damit implizit auch ohne Beweis 
behauptet wird, man wüßte, daß 
der/die Täter des Attentats die Tat 
zu diesem Zeitpunkt des Wecker- 
kaufes, sechseinhalb Wochen vorher, 
bereits geplant hatten, schadet dann 
schon nicht mehr, wenn man sich 
einmal auf das Abenteuer der Kon- 
struktion eines Anklagevorwurfs ein- 
läßt. 

"Die Angeklagte hat den Wecker 
in Kenntnis seines Verwendungsz- 
wecks erworben" "Die Beschaffung 
dieses Tatmittels stellt ihren Beitrag 
an der arbeitsteiligen Vorbereitung 
und Durchführung der Tat dar und 
weist sie damit gleichzeitig als Mit- 
glied der "Revolutionären Zellen" 
aus". so die Bundesanwaltschaft. 


gekauft 


Nichts ist bekannt über die Ar- 
beitsteilung bei Vorbereitung und 
Durchführung der Tat, bekannt ist 
selbstverständlich auch nicht die An- 
zahl der Täter, bekannt ist nur: Die 
Mandantin hat nur einen Wecker 
gekauft und das reicht zum Nach- 
weis der Tat eben nur dann, wenn 
obige nicht bewiesene Behauptungen 
hinzukommen. 

Die Mandantin selbst hat in ihrer 
Einlassung bereits einige Punkte be- 
nannt und widerlegt, die aus Sicht 
der Bundesanwaltschaft den Wecker- 
kauf zum Tatbeitrag aufwerten sol- 
len. 

Wie sehr die Bundesanwaltschaft bei 
Bau ihrer Konstruktion die Schweiß- 
tropfen auf der Stirn stehen, sieht 
man, wieder Originalton aus dem 
Ermittlungsergebnis, an folgenden 
Sätzen: "Es ist mit dem in vielen 
authentischen Schriften der "Revolu- 
tionären Zellen" immer wieder be- 
tonten und meist auch erfolgreich 
praktizierten Arbeitsprinzipien der 
Abschottung und Klandestinität nicht 
vereinbar, Tatmittel für Anschläge 
dieser Vereinigung durch Außenste- 
hende beschaffen zu lassen. Die An- 
geklagte muß daher Mitglied dieser 
Organisation sein." Wenn das Kamel 
nicht durch das Nadelöhr geht, dann 
muß die Mandantin eben Mitglied 
der Organisation sein. Nur durch die 
Konstruktion der Mitgliedschaft, die 
Konstruktion des $129a StGB wird 
aus dem Weckerkauf die Beschaffung 
des Tatmittels. Und die Mit- 
gliedschaft der Mandantin in den RZ 
soll sich beweisen durch die angeb- 
lich bekannten Arbeitsprinzipien der 
Abschottung und Klandestinität, die 
es nicht erlauben, Tatmittel für An-, 
schläge durch Außenstehende be- 
schaffen zu lassen. 

Von diesen Prinzipien Abschottung 
und Klandestinität und wie sich 
diese wieder zur behaupteten Ar- 
beitsteilung der Vereinigung 'verhal- 
ten, wird in dieser Hauptverhandlung 
noch häufiger die Rede sein. Angeb- 
lich sollen nämlich Klandestinität 
und Abschottung der Arbeitsteilung 
entgegenwirken, so die von der Bun- 
desanwaltschaft ausgewählten Zitat- 
stellen aus dem "Revolutionären 
Zorn", einer bis 1980 herausgegebe- 
nen Zeitung der Revolutionären Zel- 
len; andererseits muß aber doch eine 
gewisse Arbeitsteilung vorliegen, da 
die Angeklagte schließlich nur den 
Wecker gekauft hat. 

Wie gesagt, über die Objektivität 
der Feststellungen zur nichtbekann- 
ten Struktur der Arbeitsweise der 
"Revolutionären Zellen" wird noch 
gestritten werden. Mehr davon spä- 
ter und daher nochmal zurück zur 
Ausgangsfrage, wie der Wecker zum 
Tatbeitrag wird, d.h. wie wird das 
Wissen der Mandantin über die spä- 
tere mögliche Bedeutung des Wec- 
kers im Anklagesatz begründet. 

Bei den objektiven Feststellungen 
dreht man sich ziemlich im Kreis 
und da alles nicht so recht hilft und 
der Weckerkauf allein doch allzu 
einsam dasteht, verfällt die Bundes- 
anwaltschaft letztlich in ihrem we- 
sentlichen Ermittlungsergebnis dar- 
auf, von der "Gesinnung" - und da 
weiß sie dann wieder was das ist - 
auf die Täterschaft zu schließen; 
ganz in dem Sinne, wenn wir es 
nicht beweisen können, dann ist es 
ihr zumindest zuzutrauen. 


3. Und damit wird die Abenteuer- 
lichkeit der Anklagekonstruktion po- 
litisch gefährlich und, wie die Man- 
dantin in ihrer Erklärung bereits an- 
gesprochen hat, Gesinnungsjustizden- 
ken greift Platz. Es heißt in der 
Konkretisierung des Anklagesatzes - 
und der eine oder andere Zuhörer 
mag sich selbst nun überprüfen: 


"- Die Angeschuldigte zählt sich 


selbst zur sogenannten "68er Genera- 
tion" und hat sich ab ihrem sech- 
zehnten Lebensjahr entsprechend in 
der Studentenbewegung politisch en- 
gagiert und an zahlreichen Demon- 
strationen teilgenommen. 


„Widerstand 


- Die Angeklagte ist zu Demonstra- 
tionen gegangen oder hat ihr Inter- 
esse an Veranstaltungen bekundet 
(festgestellt aus der Telefonüberwa- 
chung), die sich mit dem 'Selbstbe- 
stimmungsrecht der Palästinenser 
und deren Situation im Libanon un- 


ter "zionistischer Herrschaft" und 
der Situation von Flüchtlingen in der 
Bundesrepublik Deutschland 
befassten. 


- Die Lage der Ausländer in der 
Bundesrepublik war auch Gegenstand 
eines ihrer politischen Kommentare 
in dem Frauenmagazin "EMMA", (In 
diesem Artikel der Mandantin aus 
dem Jahr 1983, heißt es, nachdem 
die bedrohliche Situation von Aus- 
ländern in der BRD geschildert wird: 
"Warum tun wir nichts? Was kann 
uns denn passieren, wenn wir“dieses 
bißchen Zivilcourage aufbringen? Bei 
uns steht keine SA vor der Tür, 
wenn wir uns mit Türken solidarisie-: 
ren. Und wenn einige unter uns den 
Mut haben, die Zufahrtswege zu den 
Mittelstreckenraketen zu blockieren, 
warum fehlt dann der Mut, wenn es 
darum geht, zusammen mit 
Türk(inn)en gegen Ausländerfeinde, 
gegen Rassisten vorzugehen?") 


- Die Angeklagte räumt selbst ein, 
sich "häufig - und sehr scharf - mit 
diesen Themen, die jetzt als "an- 
schlagsrelevant" gewertet werden, 
auseinandergesetzt zu haben". Ihr 
besonderes Interesse gilt seit langem 
der Teilnahme von Frauen an be- 
waffnetem Widerstand gegen 
Faschismus/Deutsche Besatzung, was 
zugleich auch der Titel ihres geplan- 
ten Buches ist, für das sie ausge- 
dehnte Recherchen in Spanien, 
Frankreich und Holland getätigt hat. 
Ihre Arbeit zu diesem Thema be- 
zeichnet sie selbst als "Traumpro- 
jekt" und "Lebenswerk". Sie würde 
gern auch über bewaffneten Frauen- 
in der Zeit nach 1945 
schreiben, wenn sich nur ein Verlag 
für eine derartige Veröffentlichung 
fände. 


Was haben Demonstrationen mit dem 
Tatvorwurf zu tun? Ist der Mandan- 
tin das Attentat zuzutrauen, weil sie 
sich für das Selbstbestimmungsrecht 
der Palästinenser engagiert? 

Und der/diejenige, die die Auslän- 
derfeindlichkeit in der BRD kriti- 
siert, ist der/die denn auch ein At- 
tentäter? 

Soll die Tatsache, daß die Man- 
dantin ein Buch, welches sie im üb- 
rigen in der Haft beendet hat, über 
den bewaffneten Widerstand während 
des Faschismus geschrieben hat, nun 
gegen sie verwandt werden und die 
Tatsache verdecken, daß ein nach- 
vollziehbarer Nachweis der Mittäter- 
schaft am Attentat und der Mit- 
gliedschaft in den "Revolutionären 
Zellen" schon in der Anklageschrift 
nicht gelungen ist? 

Die Mandantin hat es in ihrer 
Einlassung bereits angesprochen, der 
Wecker beweist noch nichts, daher 
soll die Gesinnung beweisen, daß sie 
den Wecker für einen bestimmten 
Verwendungszweck gekauft hat. Wer 
gegen Ausländerfeindlichkeit ist, und 
auf Demonstrationen für das Selbst- 
bestimmungsrecht der Palästinenser 
eintritt, der ist auch gegen Sextou- 
rismus und die Flüchtlingspolitik, und 
wer gegen Sextourismus und Flücht- 
lingspolitik ist, der schmeißt auch 
Bomben. i 

Schon die Anklage als solche ist 
nicht schlüssig und es ist nicht zu 
erwarten, daß die Hauptverhandlung 
mehr als das ergibt. Die Mandantin 
hat es bereits erwähnt, drei Richter 
dieses Senats halten die Schilderung 
der Mandantin über den tatsächli- 
chen Verwendungszweck des Weckers 
für unglaubwürdig. Was aber spricht 
für die Glaubwürdigkeit der Ankla- 
gekonstruktion? Und wenn beide wi- 
dersprechende Lebenssachverhalte 
möglich sind, worauf soll sich dann 
eine Verurteilung stützen? 

Will denn dieser Senat in der bis- 
her geübten Praxis fortschreiten, 
politische > Meinungsäußerungen von 
der Angeklagten währen der Haupt- 
verhandlung zu benutzen, um die 
Löcher zu stopfen? 


ee 
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SCHWERPUNKT: 


FRAUENWIDERSTAND 


EEE O 


UM UNS DURCHZUSETZEN 


Redebeitrag aus dem Frauen- und 
Lesbenwiderstand auf der Demo vom 
11.2.89 


Wir kommen aus der Frauenbewe- 
gung und aus den gemischten unter- 
schiedlichen Bewegungen. In den 
letzten Jahren haben wir uns mit 
vielen Themen auseinandergesetzt 
und Aktionen dazu gemacht: Gewalt 
gegen Frauen, Bevölkerungspolitik, 
Internationalismus, 8. März, Walpur- 
gisnacht, politische Gefangene, 
NATO, Gen- und Reprotechnologien, 
Frauenhändler, Pornoläden, die Poli- 
tik der Roten Zora, der Revolutio- 
nären Zellen und der RAF. 

Wir haben uns zusammengeschlos- 
sen, weil wir uns nur gemeinsam 
eine Perspektive gegen das imperia- 
listische Patriarchat schaffen kön- 
nen, Unser Ziel ist letztendlich die 
Befreiung aller Frauen und Lesben 
weltweit. Dafür brauchen wir eine 
eigene, nicht vom Patriarchat be- 
stimmte Identität und eigene Wert- 
vorstellungen, um die Kraft zu ent- 


wickeln, die wir brauchen, um uns 
durchzusetzen. 

In den letzten zwei Jahren sind 
immer mehr Frauen und Männer, 


Gruppen, politische Zusammenhänge, 
ausländische Genossinnen und Genos- 
sen, ganze Bewegungen den Staats- 
schutzangriffen ausgesetzt gewesen. 
Auch Frauenzusammenhänge waren 
und sind betroffen. Auch Ingrid 
Strobl, zu der wir heute zum Knast 
in Essen hingehen, weil am Dienstag 
der Prozeß gegen sie beginnt, ist 
betroffen. 


Die immer breitere Anwendung 


des $ 129 a ist eine Reaktion des 


Staatsschutzes auf die Angriffe auf 
dieses System an empfindlichen 
Stellen, auf die zunehmende Unzu- 
friedenheit vieler und dem daraus 
resultierenden Widerstand. 

Diese gesellschaftliche 
lung und Unzufriedenheit läßt sich 
nicht aufhalten. Sie wird geschürt 
zum Beispiel durch die leeren Ver- 
sprechungen der Regierung und durch 
Maßnahmen, wie die sogenannte Ge- 
sundheitsreform.. Deshalb wird die 


Eindämmung unel Zerschlagung des 
Widerstandes immer breiter ange- 
setzt. Deshalb wollen sie unsere po- 
litische Auseinandersetzung krimina- 
lisieren, damit der Funke nicht auf 
noch mehr Menschen überspringt. Sie 
wollen die Bewegungen, die ver- 
schiedenen Ansätze des Widerstandes 
voneinander spalten und isolieren. 

Wir lassen uns von ihren Ein- 
schüchterungsversuchen an nichts 
hindern. Wir beziehen uns an genau 
bestimmten Punkten und in unter- 
schiedlichem Ausmaß auch auf Be- 
wegungen, in denen Frauen und 
Männer gemeinsam kämpfen. Wir 
wissen, daß die praktische Durchset- 
zung einer umfassenden gesellschaft- 
lichen Veränderung nur durch das 
Zusammenkommen vieler verschiede- 
ner Kämpfe möglich wird. Gemein- 
sam stehen wir mit ihnen dem impe- 
rialistischen Feind gegenüber. Wir 
können und müssen voneinander ler- 
nen, um uns gegenseitig weiterzu- 
bringen. Deshalb setzen wir uns mit 
anderen politischen Zusammenhängen 
auseinander. Dazu gehören auch die 
revolutionär und bewaffnet kämpfen- 
den Gruppen, hier die Rote Zora, 
die Revolutionären Zelllen und die 
RAF, in anderen Ländern die Befrei- 
ungsbewegungen. Wir wollen auch 
mit den Gefangenen aus der RAF 
und dem antiimperialistischen Wider- 
stand diskutieren. Ein Schritt in die- 
sem Kampf ist deshalb die Durch- 
setzung der Zusammenlegung und der 
‘Freilassungen. 


Entwick- 


Frauenwiderstand ist nicht zu fassen !... 


Zum 8.März haben wir das Thema Frauenwiderstand zum Schwerpunkt 
der "Nicht zu fassen" gemacht. Das nicht, um das Thema 
"abzufeiern". Nein! Wir wollen ernst machen mit unserem Anspruch, 
daß hier ein Forum ist für die von den Razzien vom 18.12.87 
Betroffenen und zur Gegenwehr mobilisierten. 

Viele Frauen beziehen sich auf den Internationalen Frauentag mit 
seiner klassenkämpferischen Tradition, den internationalistischen 
Bezügen. Viele Frauen solidarisieren sich mit Ingrid Strobl. Viele 
werden selbst in ihrem politischen Kampf überwacht und durch 
Kriminalisierung bedroht. Am diesjährigen 8. Mai sollen bundesweit 
gestreut die Themen 129a und Solidarität mit Ingrid aufgegriffen 
werden. 

Was liegt näher, als grad auch jetzt in "Nicht zu fassen" Beiträge 
zu sammeln von Frauen, die offensiv ihre Inhalte vertreten, sich 
nicht abschrecken lassen und sich nicht entsolidarisieren? 
Besonders haben wir uns um Texte bemüht aus den Teilen des Frauen- 
und Lesbenwiderstandes, die z.B. den riesengroßen Frauenblock auf 
der Demo am 11.2. getragen haben, die die Kundgebung am Essener 
Knast gemacht haben und die Frauendemo am 22.4. organisieren. Wir 
haben versucht, die in diesem Zusammenhang vertretenen Positionen 
- soweit wir sie schriftlich bekommen konnten - zu dokumentieren. 
Die Frauen aus der AG "Nicht zu fassen" 


Nun zur überregionalen Frauen- und Lesben-Großdemo aus Anlaß des 
Prozesses gegen Ingrid Strobl am 22.4. in Köln, Inhalt ist: 

- Gegen patriarchale Gewaltherrschaft und Heterosexismus 

- Gegen Reproduktions- und Gentechnologie 

- Gegen Sextourismus, Frauenhandel und staatliche 
Flüchtlingspolitik 

- Gegen Kriminalisierung des Frauenwiderstandes 

- Für ersatzlose Streichung der §§ 218 und 129a 

= Unterstützung der Forderungen der hungerstreikenden Gefangenen 
- Für starken Frauen- und Lesbenkampf 


In der letzten Zeit hat sich zum 
Beispiel durch die Anzeige des 
Initiativkreises Hafenstraße "Zusam- 
menlegung der politischen Gefange- 
nen - jetzt" gezeigt, daß diese For- 
derung gesellschaftlich wesentlich 
breiter verstanden und vielleicht 
auch getragen wird, als wir oft 
dachten. Also weit über die soge- 
nannte Szene hinaus. Über 2000 Un- 
terschriften von Einzelnen und von 
Gruppen kamen zurück. Im Zusam- 
menhang mit der zunehmenden Kri- 
minalisierung hatten viele Gruppen 
dies auch als eigenes Verhältnis zum 
Kampf der politischen Gefangenen 
erarbeitet. 


Jetzt, in dieser Situation, sind die 
Gefangenen aus der RAF und dem 
antiimperialistischen Widerstand am 
1. Februar in den Hungerstreik ge- 


treten, um diese Forderungen endlich 
materiell durchzusetzen. Aus frühe- 
ren Kämpfen wissen wir, daß wir 
mit Appellen nichts erreichen, wir 
müssen gemeinsam so viel Druck er- 
zeugen, daß es für die Herrschenden 
nicht mehr tragbar ist, die Gefange- 
nen voneinander zu isolieren und 
weiter einzuknasten, zu foltern. 
Aufgrund der starken und. breiten 
Kampagne mußten sie zum Beispiel 
Ulla Penselin rauslassen. Diese Er- 
fahrung bestärkt uns und zeigt, was 
möglich ist. 

Überlegt, was ihr mit euren Zu- 
sammenhängen dazu beitragen könnt, 
urm öffentlichen Druck herzustellen 
und praktisch durch Aktionen die 
Forderungen durchzusetzen. 


Sofortige Freilassung von Ingrid 
“Strobluluuius; 
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Sofortige Abschaffung des Ermitt- 
lungsparagraphen 129 a! 


Einstellung der Ermittlungsverfahren 
und Aufhebung der Haftbefehle ge- 
gen die betroffenen Frauen und 
Männer ! 


Zusammenlegung der Gefangenen aus 
Guerilla und Widerstand in ein oder 
zwei große Gruppen, in die neue Ge- 
fangene integriert werden, mit Zu- 
gang zu den Gemeinschaftshöfen ! 


Zusammenlegung aller Gefangenen, 
die dafür kämpfen ! 


Freilassung der Gefangenen, deren 
Wiederherstellung nach Krankheit, 
Verletzung oder Folter durch Isola- 


tion unter Gefängnisbedingungen aus- 
geschlossen ist '! 


Freilassung von Günter Sonnenberg, 
Claudia Wannersdorfer, Bernd Röss- 
ner, Angelika Goder ! 


Freie medizinische Versorgung ohne 
Staaatsschutzkontrolle für alle Ge- 
fangenen ! 


Freie politische Information und 
Kommunikation der Gefangenen mit 
allen gesellschaftlichen Gruppen ! 


JEG? 
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DER 18.12.1987 UND SEINE FOLGEN 
- AUS FEMINISTISCHER SICHT 


Gegen wen. war sie gerichtet, die 
Staatsschutzaktion vom 18.12.87? 
Gegen die radikale Linke und/oder 
die Frauenbewegung? Die Einschät- 
zungen gehen weit auseinander, von 
grundsätzlich anderen politischen 
Verständnissen aus. Folgend ein Bei- 
trag von Bochumer Frauen. 


Nachdem unserer Einschätzung aus 
den "Tiefen Einblicken" vom 5.1.88 
etliche mit anderer Sicht gefolgt 


sind, nehmen wir den 8.3.89 zum 
Anlaß, eine aktuelle Erweituerung 
hinzuzufügen. 


Es hat sich als notwendig erwie- 
sen, klarer zu benennen, warum un- 
sere Art der Betrachtung und des 
Umgangs mit staatlicher Repression 
sich von linker Politik unterscheidet, 
unterscheiden muß - vorausgesetzt, 
wir wollen Frauenbefreiung. 


Von vielen Seiten sehen wir uns der 
Aufforderung ausgesetzt, uns in die 
"allgemeine" Anti-Repressionskam- 
pagne einzureihen. Unseren "Frauen- 
standpunkt" sollen wir dabei beibe- 
halten dürfen. Wie soll das möglich 
sein? Was verstehen wir - und an- 
dere - eigentlich unter Repression? 
Gibt es eine geschlechtsneutrale Re- 
pression in diesem Staate, auf dieser 
Welt? 

Unsere Antworten auf diese Frage 
sind abhängig von unserer Subjektivi- 
tät, sprich Zugehörigkeit zum unter- 
drückten Geschlecht "Frau", von un- 
serer Wahrnehmung der Unter- 
drückungsverhältnisse und von unse- 
rer Analyse patriarchaler Macht und 
der Gegenwehr der Frauen - all dies 
natürlich in seiner gegenseitigen Be- 
dingtheit, 

Repression ist staatliche Gewalt 
zur Verfolgung von „Ver- 
stößen/Zuwiderhandlungen gegen eine 

` patriarchal definierte. gesellschaftli- 

che Norm. Nicht nur als staatliche 
patriarchale Gewalt und nicht nur 
"angereichert! mit individueller 
männlicher Gewalt der Bullen, Rich- 
ter etc., sondern auch vor dem Hin- 
tergrund gesellschaftlich akzeptierter 
geschlechtlicher Gewaltstrukturen 
trifft die Repression Frauen anders 
als Männer, dient sie der Auf- 
rechterhaltung patriarchaler Gewalt- 
verhältnisse. 

Die politische Legitimation und 
Begründung dieser Gewaltverhältnisse 
wird in diesem unserem Rechtsstaat 
von Männern festgelegt, ihre juristi- 
sche Festschreibung in Gesetz und 
Recht ebenso. (Daran ändern auch 
die wenigen Alibifrauen grundsätzlich 
nichts.) Die Intensität der Repres- 
sion, das Ermessen, was noch zuläs- 
siges Verhalten ist, ist zudem ab- 
hängig vom gesellschaftlichen Kräf- 
teverhältnis, das auch wir Frauen 
bestimmen. 

Wir betrachten Repression - die 
staatliche Verfolgungsgewalt - als 
eine Form patriarchaler Gewalt. 
Gegen Frauen gerichtet ist sie im- 
mer sexistisch, Die Repression trifft 
Frauen, wenn sie gegen die gegebe- 
nen. patriarchalen Machtverhältnisse 
verstoßen, d.h. wenn sie sich gegen 
die grundlegenden Formen patriar- 
chaler Gewalt wehren, gegen ökono- 
mische, sexuelle und politische Ge- 
walt in ihrer strukturellen Ausprä- 
gung oder ausgeübt durch den ein- 
zelnen Mann. 

Wenn einzelne Frauen gegen ver- 
ordnete Normen, z.B. Gesetze, ver- 
stoßen, werden die sie treffenden 
Sanktionen in der Regel nicht als 
politisch angesehen und demzufolge 
auch nicht als Repression definiert. 
Die Gegenwehr von Frauen wird 
nicht ernst genommen. Ihre Zurech- 
nungsfähigkeit wird bezweifelt, statt 
mit Gefängnis werden Frauen ja 
auch vor allem mit Psychiatrisierung 
bestraft. Nur knapp 4% der Gefäng- 
nisinsassInnen in der BRD sind 
Frauen, während in den psychiatri- 
schen Anstalten das Zahlenverhältnis 


"zugunsten" der Frauen ausschlägt. 
Unter den Frauen im Knast befinden 
sich "die Kindes- und Gattenmörde- 
rinnen zum Beispiel, die (...) die po- 
litischen Gefangenen des Patriar- 
chats sind! Denn diese Frauen sind 
Opfer eines Systems, das sie unter 
allen Umständen zur Mutterliebe 
oder zur sexuellen Verfügbarkeit 
zwingen will." (Emma,2/89) 

Aus Opfern wurden Täterinnen, 
Täterinnen gegen die Männergewalt, 
nicht (mehr) Mittäterinnen, Kompli- 
zinnen, Teilhaberinnen an Männer- 
macht, sondern Einzelkämpferinnen. 

Hinterfragen wir den linkspatriar- 
chalen Politikbegriff aus feministi- 
scher Sicht weiter, so werden wir 
dazu kommen, eine neue Vorstellung 
davon zu entwickeln, was für uns 
Frauen "politische Gefangene" sind. 
Schon das Einbeziehen der psychia- 
trisierten Frauen, die häufig ent- 
mündigt, jeglicher Identität beraubt, 
isoliert von den sich-anpassenden, 
wohlfunktionierenden Frauen gehalten 
werden, weist auf andere Prioritäten 
für eine antipatriarchal und vor al- 
lem auch feministisch bestimmte 
"Anti-Repressions-Kampagne" hin. 

Für Frauen stellt sich die Macht- 
frage generell. Durch die patriar- 
chale Gesamtstruktur und jeden 
einzelnen Mann unterliegen wir 
einem permanenten Angriff auf un- 
sere persönliche und politische Iden- 
tität als Frau. Da wir natürlich 
nicht "unterliegen" wollen, gibt es 
einen ständigen Kampf um die indi- 
viduell und gesellschaftlich akzep- 
tierten Grenzen innerhalb dieser 
Gewaltverhältnisse. Memmingen ist 
ein Repressionsbeispiel, wie der 
Männerstaat z.Zt. in der Lage ist, 
auf eine individuelle und nichtsdesto- 
trotz politisch bedeutsame Auswei- 


tung dieser Grenzen. zu reagieren, 


sie" wieder einzudämmen. Der 18.12. 
ist ein anderes Beispiel, mit dem die 
kollektive Organisierung von Frauen 
wieder in die vorgesehenen Grenzen 
verwiesen werden soll. 


Betrachten wir die Repression aus 
feministischer Sicht, so bedeutet das 
nicht, daß Männer von dieser patri- 
archalen Gewalt nicht erfaßt wer- 
den. Das kapitalisti- 
sche/imperialistische Patriarchat von 
heute zwingt auch sie in Gewalt- 
strukturen, in Hierarchien, zu norm- 
gerechtem Verhalten, aber als Män- 
ner mit ihren Privilegien. Welche 
geschlechtsbezogenen Komponenten 
die patriarchale Gewalt (z.B. die 
Repression) für Männer hat, wird je- 
doch erst dann politischer Auseinan- 
dersetzungspunkt, wenn sie aufhören, 
sich als Gesamtvertretung eines 
vermeintlich "geschlechtslosen politi- 
schen Menschen" zu begreifen und 
wenn sie ihre sexistische Täterrolle 
erkennen und zum Ausgangspunkt ih- 
rer Analysen machen. 

Die Grundanalyse, daß Repression 
als patriarchale Gewalt Frauen an- 
ders trifft als Männer, gilt - allen 
weitverbreiteten Ansichten zum 
Trotz - auch für die Allzweckwaffe 
$129a. Der $129a als Repressions- 
mittel trifft Personen auf der Lin- 


ken (nie der Rechten) wie die 
Frauen aus der Frauenbewegung 
scheinbar unterschiedslos.. In der 
(harten) Konfrontationslinie, als 


Staatsfeinde bekämpft zu werden, 
fallen Unterschiede in politischen 
Konzepten schnell unter den Tisch. 

Die scheinbare Gleichheit in der 
Repression wird dadurch verstärkt, 
daß es immer eine Begleiterschei- 
nung staatlicher Verfolgung ist, poli- 
tische Inhalte und persönlich-politi- 
sche Beweggründe für kriminalisier- 
tes Verhalten in der Öffentlichkeit 
zu negieren oder wenigstens in den 
Hintergrund zu drängen. 

Weil wir wissen, daß mit der Re- 
pression politische Inhalte, Personen 
und politisches Verhalten bekämpft 
werden, besteht die Unterstützung 
der politisch Verfolgten darin, diese 


in der Wahrung ihrer politischen 
Identität zu stützen, auch wenn de- 
ren Ideen nicht (voll) inhaltlich ge- 
tragen werden. Dieses Grundprinzip 
der Solidarität hat dann seine Gren- 
zen, wenn es um die Verfolgung von 
Frauen geht, die die Frauenbefreiung 
auf ihre Fahnen geschrieben haben 
und vertreten, daß diese Ziel nur in 
der selbständigen politischen Organi- 
sierung von Frauen (mit all ihren 
Konsequenzen) erreicht werden kann. 
Da wird seitens der Linken die poli- 
tische Inhaltlichkeit reduziert, zu- 
rechtgestutzt auf das, was in ihr ei- 
genes Konzept paßt, da wird Frau- 
enbefreiung zur Teilbereichsbewegung 
der Linken, da werden Fetzen aus 
dem umfassenden , feministischen 
Konzept rausgerissen und versucht, 
sie in Übereinstimmung mit den An- 
griffszielen der Linken zu bringen, 
da wird die politische Identität von 
Frauen verstümmelt, negiert, nicht 
ernst genommen oder lächerlich ge- 
macht. Das Bestehen auf einem 
selbstständigen Befreiungskonzept 
wird den Frauen als Separatismus 
und Spaltung vorgeworfen. In der 
Konfrontationslinie mit dem repres- 
siven Staat soll die Einheit unter 
patriarchal-linken Konzepten, Inhal- 
ten und Strategien hergestellt wer- 
den, um den Preis, daß Frauenbe- 
freiung und politische Identität von 
Frauen dabei auf der Strecke blei- 
ben. 

Ein weiteres Beispiel für patriar- 
chale Vereinnahmungsversuche und 
Machtdemonstrationen bietet der 
Umgang der gemischten Linken, aber 
auch einiger Frauen/Lesbenstrukturen 
mit den von der Gegenseite als "an- 
schlagsrelevant" verHERRlichten 
"Themen", Die Gen- und Reprodukti- 
‚onstechnologien, weltweite Bevölke- 
rungspolitik sind seit Jahren. Inhalte 
- sie waren nie einfach "Themen" = 
feministischer Politik, an denen wir 
diskutierten, analysierten und uns in 
vielfacher Weise zur Wehr setzen. 
Von einer breiteren Öffentlickeit 
wurde die Brisanz der Technologien, 
teilweise auch der Bevölkerungspoli- 
tik erst nach dem 18.12. wahrge- 
nommen - wogegen grundsätzlich 
nichts einzuwenden ist, im _ Gegen- 
teil! Dem BKA wurde bereits von 
verschiedenen Stellen für seine un- 


gewollte Öffentlichkeitsarbeit ge- 
dankt. 
Einzuwenden ist jedoch einiges 


gegen ein oberflächliches Scheinin- 
teresse an den "anschlagsrelevanten 
Themen", die aus dem Zusammen- 
hang feministischer Analyse gerissen 
werden, in der ihre Bedeutung für 
die patriarchale Machterhaltung dif- 
ferenziert erkannt und benannt wird. 
Aus einer reduktionistischen, männli- 
chen Position heraus werden dann 
z.B. in einem Versuch, zu bestim- 
men, gegen wen sich die BKA-Ak- 
tion vom 18.12. richtete, diejenigen 
Kräfte genannt, die "die neuen 
Technologien als Instrument weltwei- 
ter, kapitalistischer Herrschaftsabsi- 
cherung begreifen ...", 

Diejenigen, die diese Position ver- 
treten, bemühen sich selbst auf die- 


ser beschreibenden Ebene nicht ein- 
mal ansatzweise darum, eine auto- 
nome Frauenposition inhaltlich nach- 


zuvollziehen. Nichtsdestotrotz ist 
aufgrund der "Anschlagsrelevanz" das 
Interesse geweckt, gemäß der Män- 
nerlogik: was "BKA-relevant"ist, muß 
irgendwie wichtig sein und bedacht 
werden. "Anschlagsrelevante" 
Betrachtungensweise - das heißt 
nicht etwa Auseinandersetzung mit 
entsprechenden politischen Positio- 
nen, nicht Hinterfragen der Täter- 
rolle als Mann, nicht Verunsicherung 
ihrer eigenen Politik, das heißt nicht 
einmal ein Ernstnehmen auf der al- 
leruntersten Stufe von Frauenpolitik. 
Wie sonst ist der Abdruck der Hetz- 
schrift "Sommerplanze" in Konkret 
2/89 zu verstehen!? Wie ‘sonst ist 
die bodenlose Dreistigkeit zu erklä- 
ren, mit der in Konkret 3/89 die 
verantwortungslosen verantwortlichen 
Redakteure auch noch den Abdruck 
für sich genommen rechtfertigen mit 
dem Hinweis, er sei als "bissige 
Selbstkritik" der Autorin verstanden 
worden? Was haben Männer im Kopf, 
die nur so verstehen können? Frauen 
verzeihen Alles??? Die Macht der 
Männer ist die Geduld der 


Die Arroganz der Männer ist unend- 
lich. Sie bringen es in zunehmendem 
Maße fertig, von Patriarchat zu re- 
den ohne Kenntnis feministischer Pa- 


triarchatsanalysen und ohne - in 
ökonomistisch reduzierter Schein- 
analyse getarnt - sich selbst als 


Mann und Unterdrücker darin zu de- 
finieren. Nach 20 Jahren Neuer 
Frauenbewegung bieten sie uns der- 
artig offene Einblicke in ihre Er- 
kenntnismöglichkeiten! Kein Wunder, 
daß sie für die Erhaltung der Macht 
ihre vielfältigen Gewaltpotentiale 
nutzen, sei es die Macht der Medien 


. oder die stinknormale sexuelle Ge- 


walt gegen Frauen, 

Die Antwort von uns Frauen auf 
die staatlich-patriachale Repression 
nach dem 18.12. war die öffentliche 
Weiterdiskussion der Gen- und Re- 
produktionstechnologien, der Bevölke- 


rungspolitik, als Herrschaftsinstru- 
mente des Patriarchats und der 
Männer. 


Nur im Zusammenhang mit der 
Bedeutung der Technologien für die 
"Qualität" der Frauenunterdrückung 
hier. und heute könne wir die gegen 
uns gerichtete Repression begreifen 
und‘ sie anderen (Frauen) verständlich 
machen. Und nur so wird Solidarisie- 
rung zu einem untrennbaren Bestand- 
teil der eigenen Politik, wird zum 
eigenen.politischen Interesse, zu ei- 
ner Grundlage, die unter Umständen 
geeignet ist, einer weiteren Repres- 
sion z.B.in Form von ZeugInnenbe- 
fragungen und Beugehaftandrohungen 
standzuhalten. 

Der Kongreß "Frauen gegen Gen- 
und Reproduktionstechnologien" im 
Herbst 1988 war der im großen und 
ganzen gelungene Versuch, diesem 
Ansatz Raum und Ausdruck zu ge- 
ben. 

Es gibt berechtigte Kritik an dem 
Kongreß, notwendige Kritik, die uns 
weiterführen kann, es gab politische 
Grenzen. Wir haben einen Eindruck 
von den Widersprüchen zwischen uns 
Frauen erhalten, an deren Lösung 
wir weiterarbeiten wollen. 


Frauen aus Bochum 


Oooo EEEEEEERESESEEEEIETESESERSEEEERSSEIERSRERSRREER 


ANSCHLAGSRELEVANT 


FRAUENHANDEL UND 
PROSTITUTIONSTOURISMUS 

Für uns heißen Frauenhandel und 
Prostitutionstourismus, daß Frauen 
zur Handelsware degradiert werden 
und auf einem international und na- 
tional gut organisierten Markt hin- 
und hergeschoben werden. 

Allein in der BRD gibt es 60 Un- 
ternehmen, die unter 200 Deckna- 
men, als "Reisebüro" oder "Heirats- 
vermittlungsinstitute" getarnt, Han- 
del mit Frauen betreiben. Im Be- 
reich Kassel werden hauptsächlich 
Asiatinnen gehandelt, in der letzten 
Zeit aber auch zunehmend Polinnen. 

Für deutsche Männer gibt es die 
verschiedensten Möglichkeiten, 
Frauen zu kaufen: entweder auf Be- 
stellung per Katalog, zum Angucken 
und Mitnachhausnehmen auf Probe- 


zeit oder zum Selbstabholerpreis 
inclusive Heirat im Herkunftsland 
der Frau. 

Die Frauen kommen über ein 


dreimonatiges Touristinnenvisum in 
die BRD, wobei sich in einem Ge- 
spräch mit der Ausländerinnenbe- 
hörde des Landkreises Kassel ergab, 
daß in vielen Fällen für die Frauen 
durch einen sie begleitenden Mann 
ein Asylantrag gestellt wird, der 
dann bei Heirat zurückgezogen wird. 
Dadurch wird für die Frauen ein 
über diese drei Monate hinausgehen- 
der Aufenthalt möglich. Die Erfah- 
rungen der Behörde zeigen, daß bei 
Heirat die Asylanträge zurückgezo- 
gen werden und es somit bisher noch 
nicht zu einer Entscheidung über 
einen in diesem Zusammenhang ge- 
stellten Asylantrag gekommen ist. 
Laut Gesetz ist die Einreise in die 
BRD mit einem dreimonatigen Tou- 
ristinnenvisum mit der Absicht hier 
zu heiraten, illegal. Die ansonsten 
um die Einhaltung des "Ausländerin- 
nenrechts" bemühten deutschen Be- 
hörden decken aber in diesen Fällen 


durch ihr konsequentes Nichteingrei- 
fen die Strategien und Geschäfte der 
Frauenhändler. 

Kontakte mit betroffenen Frauen 
machen ihre Lage deutlich. Sie 
kommen ohne Kenntnis der Sprache 
und Kultur in dieses Land, sind von 
ihrem Mann damit total abhängig, 
zumal Aufenthaltsgenehmigung und 
Arbeitserlaubnis an die Heirat mit 
einem deutschen Mann gebunden sind 


und bei Scheidung den meisten 
Frauen die sofortige Abschiebung 
droht. 


Neben diesem größtenteils "legali- 
sierten" Heiratsmarkt gibt es auch 
den illegalen Handel mit Protituier- 
ten. Dazu zählen Frauen, die nicht 
an deutsche Männer vermittelt wer- 
den konnten und Frauen, die teil- 
weise wissentlich, teilweise unwis- 
sentlich zu Prostitutionszwecken in 
die BRD gebracht werden. Sie wer- 
den durch Zuhälterringe wie Sklaven 
gehalten,haben keinen Kontakt zu 
Personen außerhalb dieses Milieus 
und werden zum Schutz vor polizei- 
lichem Zugriff innerhalb der BRD 
und ihrer Nachbarländer verschoben. 
Wenn sie aus dieser Gefangenschaft 
raus wollen, ist die Polizei fast die 
einzige Anlaufstelle und sind Ab- 
schiebehaft und Ausweisung in ihr 
Herkunftsland die Folgen. Dort wer- 
den sie oft weiter verfolgt, da die 
Händlerringe international organisiert 
sind. Nur in den seltensten Fällen 
macht die Staatsanwaltschaft davon 
Gebrauch, die sofortige Ausweisung 
der Frauen zu verhindern, indem sie 
bei der Ausländerbehörde die Dul- 
dung der Frauen bis zu ihrer Aus- 
sage im Prozeß gegen die Zuhälter 
beantragt. Spätestens danach erfolgt 
die Abschiebung. Auf diesem Hinter- 
grund ist auch die Anfrage der SPD 
im Bundestag vom 26.4.1988 zu se- 
hen, mit der politischen Forderung, 
daß die betroffenen Frauen solange 


im Land bleiben können, bis der 
Prozeß zu Ende ist. Unserer Meinung 
nach geht diese Forderung jedoch 
nicht weit genug. Den betroffenen 
Frauen muß die Möglichkeit gegeben 
werden, die Dauer ihres Aufenthaltes 
über eventuell stattfindende Prozesse 
hinaus selber zu bestimmen. 

Für uns ist die Situation der 
Frauen auf dem Hintergrund der hi- 
storischen, wirtschaftlichen und so- 
zialen Situation ihrer Heimatländer 
zu sehen. Durch die jahrhunderte- 
lange imperialistische Ausbeutungs- 
politik der Industrieländer sind die 


drei Kontinente Afrika, Asien und 
Lateinamerika in eine tiefe Ver- 
schuldungskrise gestürzt worden. 


Aufgrund dieser Verschuldung werden 
ihnen Maßnahmen und Bedingungen 
seitens der Industrieländer auferlegt. 
So erarbeitet z.B. der Internationale 
Währungsfond als Interessenvertre- 
tung der führenden Industrienationen 
sogenannte "Anpassungsprogramme", 
die den verschuldeten Ländern auf- 
gedrückt werden. Diese führen zu 
einer noch verschärfteren Verarmung 
und Verschuldung der Bevölkerung 
und haben vor allem Auswirkungen 
auf die Lebensverhältnisse von 
Frauen dieser drei Kontinente. 

Durch steigende Arbeitslosigkeit, 
sinkende Familieneinkommen, feh- 
lende Sozialleistungen und Einsparun- 
gen im Gesundheits-/Bildungsbereich 
gewinnt z.B. der informelle Sektor 
als Arbeitsmöglichkeit und Ver- 
dienstquelle für Frauen immer mehr 
an Bedeutung. 

Gerade in Ländern dieser drei 
Kontinente ist das für Frauen eine 
Möglichkeit, ihr Überleben zu si- 
chern. Sie versuchen sich Geldein- 
kommen zu verschaffen als Klein- 
händlerinnen auf der Strasse, als 
Dienstmädchen oder Wäschrinnen 
oder sie sind gezwungen, sich als 


Prostituierte zu verkaufen. Problem . 


all dieser Beschäftigungsverhältnisse 
ist, daß sie weder ein geregeltes 


Einkommen noch feste Einnahmen 
garantieren und keinerlei soziale Ab- 
sicherungen besitzen. 


` 


Diese Politik schafft die Voraus- 
setzungen dafür, daß sich Prostitu- 
tionstourismus und Frauenhandel im 
großen Ausmaß entwickeln können 
(so verzeichnete z.B. in Thailand die 
Tourismusbranche in den letzten 
Jahren im Vergleich zu anderen In- 
dustriezweigen die mit Abstand 
höchsten Zuwachsraten und müssen 
in diesem Land zur Zeit fast eine 
halbe Million Frauen im Sexgewerbe 
arbeiten, 

Für den ersten großen Sex-Boom 
in Asien sorgten die US-Amerikaner, 
als sie ihre im Vietnamkrieg statio- 
nierten Soldaten zur Erholung durch 
organisierte Sexreisen nach Thai- 
land/auf die Philippinen einflogen. 
Diese sog. "Rest & Recreation" Pro- 
gramme für die kämpfenden Truppen 
bildeten den Einstieg in den sich 
"heute weltweit verbreitenden Sextou- 
rismus (Tourismus nach Thailand/ auf 
die Philippinen ist überwiegend Sex- 
tourismus über 75% der Touristen 
sind Männer). Gerade dieses Beispiel 
zeigt, wie innerhalb kürzester Zeit 
ein Land ohne koloniale Vorge- 
schichte in die Abhängigkeit von In- 
dustrienationen geraten ist. 

Die Ursachen dafür liegen aber 
nicht nur in der ungleichen Bezie- 
hung zwischen den Industrienationen 
und den drei Kontinenten Afrika, 
Asien und Lateinamerika, dem Wei- 
terbestehen und der Reproduktion 
kolonialer Denkweisen, sondern auch 
in dem damit einhergehenden Her- 
renmenschendenken und der gesell- 
schaftlich verankerten Macht des 
Mannes über die Frauen. 


Wir fordern: 


- ein eigenständiges Aufenthaltsrecht 
für ausländische Frauen in der BRD 


- die Anerkennung geschlechtsspezi- 
fischer Verfolgung als Asylgrund 


STOPPT den Frauenhandel - Entlarvt 
die Frauenhändler und ihre Kunden! 


Arbeitsgruppe Frauenhandel und 
Prostitutionstourismus Kassel 


FRAUEN AUF DER FLUCHT 


Aus aller Herren Länder 


Folgende Rede wurde anlässlich von 


IWF und Weltbank am 24.9.88 
einem 


vor 
AsylantInnenwohnheim in 


‚Kassel gehalten. 


Wir stehen hier vor dem AsylantlIn- 
nenwohnheim. In dem Wohnheim le- 


ben z.Zt. 39 Personen, 35 Männer 
und 4 Frauen. 
Die Flüchtlinge, die in der BRD 


auf dem Frankfurter Flughafen an- 
kommen, werden als erstes in das 
zentrale hessische Auffanglager nach 
Schwalbach gebracht. Von dort wer- 
den sie nach dem Durchchecken ei- 
ner Reihe von Formalitäten nach ei- 
nem bestimmten Verteilerschlüssel 
auf die einzelnen Gemeinden verteilt 
und kommen nun in die verschie- 
denen AsylantInnenwohnheime und 
auch Sammellager (von offizieller 
Seite mit dem beschönigenden Be- 
griff "Gemeinschaftsunterkünfte" be- 


-oder 


zeichnet), die größtenteils in priva- 
ter Hand sind. Die Verteilung pas- 
siert sehr willkürlich und es wird in 
der Regel keine Rücksicht auf Na- 
tionalität und Bekanntschaften ge- 
nommen, 

Die Anzahl der Flüchtlinge und 
Flüchtlingsfrauen, die Westeuropa 
oftmals nach einer schrecklichen 
Flucht erreichen, ist jedoch nur ein 
ganz geringer Teil von Flüchtlingen 
auf der ganzen Welt. Es sind die 
Menschen, die genug Geld für den 
Flug aufbringen konnten, sich Pa- 
piere besorgen und Fluchthelfer fin- 
den konnten. 

Nach UNO-Berichten beträgt die 
Gesamtzahl der Flüchtlinge auf der 
ganzen Welt zwischen 20 und 30 
Mio. Davon bilden Frauen den 
weitaus größten Teil, in manchen 
Ländern sind es bis zu 90% - vor 
allem in den Ländern, die von Hun- 
gernöten und Krieg und der Verfol- 
gung ethnischer Gruppen betroffen 
sind. Die Frauen flüchten in die 
Nachbarländer und leben dort unter 
unvorstellbaren Bedingungen in 
Flüchtlingslagern. Ein weitaus größe- 
rer Teil, nämlich 450 Mio. flüchten 
im eigenen Land - aufgrund der 
Vernichtung ihrer Lebensgrundlage 
durch das großangelegte Agro- 
Business, den Exportfruchtanbau und 
durch die Zerstörung ihrer ursprüng- 
lich funktionierenden Subsistenzwirt- 
schaft. Sie flüchten aufgrund von 
gemachten Hungersnöten in die 
Großstadtslums, wo die Frauen ver- 
suchen, sich z.T. durch Kleingewerbe 
Prostitution über Wasser zu 
halten. Sie arbeiten in den Welt- 
marktfabriken bundesdeutscher und 
anderer europäischer Firmen, oder 
sie werden aus militärischen Gründen 
vertrieben, in Homelands und Wehr- 
dörfer umgesiedelt. 


Frauen sind die Hauptleidtragen- 
den dieser kapitalistischen Ausbeu- 
tung, da sie weltweit die Verantwor- 
tung für die Ernährung und Familie 
haben. Die Zerstörung ihres Ge- 
meinwesens treibt die Frauen in die 
Isolation. 

Dort, wo sich Widerstand regt, 
gegen die Vertreibung oder ‚Vernich- 
tung, dort, wo nationale Befreiungs- 
und Widerstandsbewegungen entste- 
hen, wo befreite Staaten den Wider- 
stand unterstützen, werden Kriege 
geführt, z.T. Stellvertreterkriege, um 
den Machtbereich des Kapitalflusses 
zu behalten. - So geschehen im Li- 
banon, Angola, Mosambique, Nicara- 
gua, Iran, Kurdistan, Guatemala und 
auf den Philippinen. Das dort ent- 
standene Elend zwingt viele Millio- 
nen zur Flucht. 


Nach Auskunft der Vereinten Na- 
tionen steht die BRD neben Norwe- 
gen an letzter Stelle, was die Auf- 
nahmezahl von Flüchtlingen im Ver- 
gleich zur Einwohnerzahl angeht. 

In den westeuropäischen Ländern 
liegt der Anteil der Flüchtlinge bei 
4 Mio.. Davon sind 30% Frauen. Sie 
kommen meistens als Frauen poli- 
tisch verfolgter Männer hierher. 
Ausnahmen sind die Frauen aus 
Eritrea und dem Iran, die oftmals 
allein kommen. Ihre eigenen Gründe, 
die in der Verfolgung als Frauen lie- 
gen, z.b. Verstöße gegen die Klei- 
derordnung im Iran, Vergewaltigun- 
gen, sexuelle Übergriffe werden als 
Asylgründe nicht anerkannt. Frau- 
enspezifische Formen des Wider- 
stands, wie Waffenschmuggel, Ver- 
sorgung und Unterstützung der Gue- 
rilla usw, werden ebenfalls als poli- 
tische Formen des Widerstands nicht 
anerkannt. Bei der Anhörung im 
Asylverfahren gibt es bisher keine 
Trennung der Geschlechter. Für 
manche Frauen ist es deshalb wegen 
religiöser Ehrbegriffe nicht möglich, 
über ihre Vergewaltigungen vor Män- 
nern zu reden. Wenn sie vor Män- 


nern darüber reden würden, bliebe 
ihnen aufgrund ihres kulturellen Hin- 
tergrundes nur noch der Selbstmord. 


Durch die Zwangsunterbringung, 
die nach der Verschärfung des zwei- 
ten Asylverfahrensgesetzes von 1987 
genau festgelegt wurde, leben die 
Flüchtlinge meistens unter men- 
schenunwürdigen Verhältnissen, meh- 
rere Männer oder Frauen auf einem 
Zimmer, ohne Rücksicht auf Natio- 
nalitäten und verfeindete Gruppen. 

Die Frauen sind in den kleinen 
Räumen oft völlig isoliert. Die Enge 
mit anderen Männern im Zimmer 
widerspricht völlig der vorherigen 
Lebenssituation in ihrer Heimat. Das 
Kochen ist in einigen Heimen nicht 
möglich. Die Bewegungsfreiheit ist 
für die Frauen sehr eingeschränkt, 
auch aus Angst vor sexuellen Über- 
griffen. Deutschkurse sind meistens 
nur den Männern vorbehalten. Falls 
die Männer asylrechtlich anerkannt 
werden, werden es die Ehefrauen 
noch lange nicht. Sie sind abhängig 
von seinem Leben. Im Falle einer 
Scheidung führt dies zu einer sofor- 
tigen Ausweisung. Das für die Asyl- 


bewerberInnen verordnete Arbeits- 
verbot führt zur Aufnahme von 
Schwarzarbeit unter den schlimmsten 
Bedingungen. 


Insgesamt werden in der BRD ca. 
5% aller Asylverfahren anerkannt. 


Forderungen: 


- Getrennte Anhörungsverfahren für 
Männer und Frauen, Dolmetscherin- 
nen und Beraterinnen für die Frauen; 


- Anerkennung der sexuellen Verfol- 
gung der Frau als Asylgrund; 

- keine Zwangsunterbringung in La- 
gern und Heimen; 


- Wegfall des Arbeitsverbots und ei- 
genständiges Aufenthaltsrecht für 
Frauen; 


- Anerkennung aller Asylverfahren 
und freie Grenzen für alle Men- 
schen. 
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AUENWIDERSTANDSC 


IGEGEN DIE VIELFÄLTIGE 
BELIEBIGKEIT - FÜR EINE 
ORGANISIERUNG DER 
FRAUENZUSAMMENHÄNGE 


Das Papier der schwarzen 
Krähen ist im letzten Jahr 
in Frauenzusammenhängen auf- 
getaucht. Was genau drin- 
steht, wissen bis heute wie- 
der einmal nur wenige. Zu 
den zentralen Thesen gehört 
vor allem, 


OBER anstelle politischer Klärung 


daß Frauenwider-'‘, 


stand gegen Gen- und Repro-# 


duktionstechnologie hier 


sich notwendig auf die in-S® 
ternationalen Frauenkämpfe $ 


beziehen muß und daß sich 
spätestens in dieser Per- 
spektive die bloße (indivi- 
duelle und auch die kollek- 
tive 
stemkonform zeigt. Sie geht 
auf das Angebot der Herr- 
schenden an die bürgerliche 
Metropolenfrau ein: mitzuma- 
chen, aktiv an der Herr- 
schaft teilzuhaben und sie 
zu legitimieren. Also: 


Die Diskussion i die Geschehnisse 
masas c 
erg: und Konsequenzen, 
unterschiedlich aus, je nach politi- 
schem Standpunkt und Interessen, die 
Frauen vertreten, und die, wie sich 
zeigt, äußerst vielfältig sind.. In die- 
sem Papier geht es uns um eine po: 
litische Auseinandersetzung, um Kri- 
tik an Positionen und um politische 


# Frauenwiderstandes - ob 
und Reproduktionstechnologie, zur; 


Verweigerung .als sy-E 


ğben den Herren genügend Anlaß, umg 
Vorwürfen den 


fallen $ 


Fragen und Vorschläge, an denen wir +. 


weiterdiskutieren sollten. Politische 
Diskussion bietet Schutz ‘und Stär- } 
Mkung der eigenen Zusammenhänge in 
der Perspektive, der Frauenbefreiung 
ein Stück näher zu rücken. Polit 

sche Klarheit relativiert den Gegner, 
entwickelt eine Kollektivität der 


tärke und schafft Strukturen, um ® 


Amehr zu werden in einem Prozeß, in 


dem wir neue politische Strategien 


(durchaus kontrovers) denken. Die 
"klassische Solidaritätsarbeit zu den 
efangenen Frauen oder die bewußte 
hematische Begrenzung auf die 
Gen- und Reproduktionstechnologien 


tellen eine Reduzierung dar, die wir 


politisch durchbrechen wollen. 


DIE EINSCHÄTZUNG DES 18.1 
UND SEINER FOLGEN. 


Der Schreck saß tief nach der De- 


zemberaktion, viel ist spekuliert 
worden, und Einschätzungen gibt es; 
nur von den sog. Betroffenen, an die 
öffentlich ständig die Anfrage nach 
Stellungnahmen gerichtet wurde/wird. 
Das Einstellen auf diese Betroffe- 
änenschiene umfaßt ein schwerwie- 
gendes politisches Problem: eigene 
Unsicherheit, Ängstlichkeit lassen 
uns immer auf die Betroffenen 
£ schielen, von ihnen verlangen wir 
4 Verantwortung und Eigenständigkeit, 
damit wir sie selbst nicht überneh- 
men müssen. Die eigene politische 
Verantwortung können wir nicht ab- 
geben - da zeigt sich das Defizit 
der politischen Diskussion und Orga- 
nisiertung des Frauenwiderstandes, $ 


das in Sprachlosigkeit, in Unsicher- _ 


gheit oder in Orientierung an der ju- 
&ristischen Ebene, d.h. der Repression 
mündet.. Eine juristische Fragestel- 


ka 


treten oder zur Leitlinie eigenen 
Handelns werden. Wenn überhaupt 
sollte sie eine der letzten Fragen 
sein, die unsere Köpfe beschäftigen 
- seit wann ist die patriarchale 
Klassenjustiz für uns ein politisches 
Entscheidungskriterium? 

Die politische Entscheidung, wei- 
ter das Thema "Gen- und Reproduk- 
tionstechnologien/Bevölkerungspolitik" 
zu bearbeiten und zu propagieren, 
sich den Mund nicht verbieten zu 
lassen, hat zu einer Verbreiterung 
„von Positionen geführt, die mit Si- 
cherheit von oben nicht beabsichtigt 


mer wieder Sexismus und Rassismus 
herzustellen, und durch Spaltung und 
Selektion nicht beherrschbare = nicht 
verwertbare Menschen zu vernich- 
ten.(...) 


DER EIGENE RASSISMUS IN 
UNSEREN 
POLITIKVORSTELLUNGEN 
Um den internationalistischen "Dreh" 
noch hinzukriegen, wird zumeist auf 


eine Homogenisierung verschiedenster 
we 


war - eine Entwicklung, deren Ein- f : 


schätzung den Herren vorher fehlte. 
Es mangelte ihnen doch wohl an ei- 
nem strukturierten Überblick über 
unsere Frauenzusammenhänge. 

Völlig weggekippt durch Informa- 
tionsarbeit, weitere Bearbeitung des 


Themas und der eigenen Inhalte ist $ 


jedoch die politische Diskussion über 
den erfolgten Angriff als einen ge- 
gen die Organisierung von 
Frauenwiderstand gerichteten. 
Ungeachtet des Wahrheitsgehalts 
der erhobenen Vorwürfe der Gegen- 
seite, war die Staatsschutzarktion 
ein Versuch, die Strukturen militan- 
ter Frauenpolitik zu zerschlagen, um 
eine im weitesten Sinn nichtkontrol- 
lierbare Frauenstruktur zu verun- 
möglichen. Die Entwicklung unseres 
zur Gen- 


Bevölkerungspolitik, zu Adler oder 
į anderen internationalen Fragen - und 
å die zunehmende Bedeutung der Or- 
ganisierung unserer Gegenmacht ga- 


mit Verhaftungen, 
Versuch zu unternehmen, den poli 


schen Handlungsspielraum auf Kritik 


und Protest festzulegen, die Grenzen 
dafür einmal mehr- zu definieren, um 
somit den Widerstand zu spalten und 
zu kanalisieren. Trotzdem findet sich 
die “politische Einschätzı 
18.12. gegen die Organisierung von 
Frauenwiderstand gerichtet war, in 
unseren derzeitigen praktischen po 

tischen Überlegungen kaum wieder. 


BEDEUTUNG DER FRAUENKÄMPFE 
IM TRIKONT FÜR UNSERE POLITIK 
ER: i REES 
Es ist zwar richtig, daß sich in den 


letzten Jahren viele Frauen am 
Thema "Gen- und Reproduktionstech- 
nologie/Bevölkerungspolitik" organi- 
siert haben und das zu kontinuierli- 
cher Arbeit geführt hat - Ausgang-! 
punkt war, daß die neuen Technolo- 


gien eine der Angriffslinien gegen ; 
Frauen weltweit sind und durch ihre $ 
einen $Æ 


strategische Bedeutung für 
qualitativ verschärften Angriff gegen 
den Widerstand und die Subjektivitä- 
ten von Frauen stehen. Doch gleich- 
zeitig stattfindende Imperialis- 
mus/Patriarchats-Diskussionen, Dis- 
kussionen um einen neuen Internatio- 
nalismus und um die Bestimmung e 


ner antipatriarcha- * 


len/antiimperialistischen Politik hier 
in der Metropole scheinen dabei aber 
an Gewichtung verloren zu haben - 
praktische Ausflüsse oder Umsetzung 
in praktische Aktionen haben sie 
kaum gefunden. Obwohl unser Blick 
in zunehmendem Maße auch auf den 
Trikont fällt, ist nicht klar, daß je- 
des Thema, 


* ganze Dimension erst in der interna- 


tionalistischen Sichtweise erhält, 
nämlich die des Angriffs von oben 
gegen stattfindenden Widerstand von 
Frauen, der Versuch, von oben im 


gy daß der! 


_ denheiten" auf. 
"Zwei Drittel der Menschheit} 


müssen? 
weiße Feministinnen sich be- 


®& chen. 
 terdrückung F 
In welcher Position befinden 


jede Angriffslinie ihre 


Frauenrealitäten zurückgegriffen, 
ausgehend von unserer eigenen Un- 
terdrückungserfahrung als Frauen, 
Die völlig unterschiedlichen sozialen, 
kulturellen und politischen Bedingun- 
gen der Frauen im Trikont werden 


=$ übersehen/übergangen, als Anhängsel 


xim Nebensatz tauchen die Lebens- 
realitäten von Frauen als "unsere 
Unterschiede", in Klammern dahinter 
"schwarz/weiß" auf. Schon die Be- 
grifflichkeit macht deutlich, daß zu- 
erst von einer Gemeinsamkeit ausg: 


gangen wird, von der aus dann die‘ 


r "Unterschiede" bestimmt werden. Als 


d politischer Weg wird die Kollektiviex® 


rung der "Unterschiede" und Unter- 
© drückungserfahrungen auf der 

hier aus definierten gemeinsamen 
Basis vorgeschlagen. Aktuelles Bei- 
spiel dafür ist die- ‚Gebärfähigkeit 
aan Frauen/der herrschaftliche Zu- 


griff auf diese. Die Lebenssituatio-® 


nen von Frauen finden keine Beach- 
tung mehr, wenn "wir unabhängig 
von diesen Verschiedenheiten alle an 
den allgemein gesellschaftlichen Er- 
wartungen, daß wir in gewünschter 


:Weise Kinder kriegen und Männer 


versorgen sollen, gemessen werden." 
Die Widersprüchlichkeiten von z.B. 
Kinderwunsch von Frauen und ihren 


=, sozialen, kulturellen und politischen ® 


"m 


Ø Bedingungen stellen sich nicht "un 
abhängig" von eben diesen, sondern 
die Konflikte und Kämpfe, die 
f Frauen weltweit austragen, brechen 
gerade an der Konfrontation ihrer 
Subjektivität mit diesen "Verschie- 


sind farbig - das 


wußt machen. Sie müssen sich 
die Bedingungen ansehen, un- 
ter denen Menschen leben und 
über Machtverhältnisse spre- 
Wer hat die Macht, Un- 
durchzusetzen? 


sich farbige Frauen? Jede 
unterdrückte Gruppe muß ih- 


zen Weg zur Befreiung selbst 


definieren und beschreiten. 
Aber weiße Feministinnen 
sollen erkennen, daß 
Teil des ökonomischen, 
turellen Imperialismus 
einer ethnozentrischen 


reproduziert als 


und haufig W 
meinen, ihr Intellekt stünde® 
über dem aller anderen Be- 
völkerungsgruppen. Wieviele 
der weißen Feministinnen wa- 
ren bereit, die intellektu- 
elle Führung von afrikani- 
schen Frauen zu akzeptieren? 
Wie können Frauen über ir- 
gendeine Art Freiheit oder 
sexuelle Rechte sprechen, 
ohne nach Südafrika zu 
blicken? Feminismus muß sich®# 
mit Imperialismus, mit Fra- 
gen von Landrechten, mit den 
Maoris, den Native Ameri- 
cans, den schwarzen südafri- 
kanischen Frauen befassen - 
sonst ist es ein kurzsichti- 
ger Feminismus mit kurzfri- 
stigen Zielen und ohne glo- 
bale Vision." (Gloria Joseph in 


ider taz v. 29.2.88) 


chwarze Feministinnen formulieren 


schon seit Jahren die Kritik an den 
i Theorien 
i schwarze Frauen nach Klischeevor- 


weißer Frauen, daß 
stellungen eingeteilt, typisiert und 
ghettoisiert werden. Die herrschend 
rassistische Ideologie werde in den 
chriften weißer Feministinnen eher 
in Frage gestellt. 
Die Homogenisierung der weiblichen 


' Lebensverhältnisse führe zur Leug- 


nung ethnischer Unterschiede und sei 
on daher. absolut ethnozentrisch. 
eiße Frauen sollten, statt 
chwarze Frauen zu Studien- 
zu machen, versu- 

die geschlechtsspezi- 
fischen Mechanismen des Ras- 
ismus weißer Frauen unter- 
suchen. (vgl. Das Argument 163, 


Í 5,6/1987; Farbe bekennen? Beine 


23, etc.) 


(...)Das Erkennen von Feneintärden 
Unterdrückungsverhältnissen oder 
biologischen Gemeinsamkeiten reicht 
für eine $ Kampf- 
Befreiungsperspektive nicht aus - 
während die Kämpfe der Frauen im§ 
Trikont unmittelbar an ihren Lebens- 


„bedingungen aufbrechen, müssen wir 


hier in der Metropole uns unseren 
Ausgangspunkt für Kampf politisch 
erarbeiten. Eine Nivellierung der 
"Unterschiede" von Frauenrealitäten 
arbeitet dem genau entgegen - es 
liegt an uns, diese Diskussion zu 
führen, damit unsere Politik hier den 
internationalen Auseinandersetzungen 


a gerecht wird, und die internationale 
E a E 


nicht zur Parole 
verkommt.(... 

Dieses rer finden § 
wir in der Adleraktion wieder: De- 
nunzierung über Flugblattaktionen, 
Verkaufsbehinderungen und die 


Brandanschläge sorgten dafür, daß ğ 


der Streik der südkoreanischen Ar-E 4 


beiterinnen zur politischen Realität $ 


jin der Metropole wurde - das ist 
Gegen- E 


punktuell materialisierte 


aia fis i 

„WARTEN AUF EINE BREITE, 

œ FRAUENBEWEGUNG? 4 
Distanzierungen = pürgerlicher 
Frauengruppen, z.B. terre des fem- 
sprechen dagegen für sich. 
Nicht gemeinsam entwickelte Ge- 
ist das Ziel der Politik, 
im traditionellen 1.Wel 
3.Welt-Frauen-Verhältnis 
idkoreanischen Arbeite- 


mgheik ‚gemacht. 


c 


NEUES VOM PATRIARCHAT 


Seit der Frauenwiderstand 
gegen die Gen- und Reproduk- 
tionstechnologie kriminali- 
siert wird, ist das Inter- 
esse vor allem von Frauen an 
diesem Themen noch einmal 
stark gestiegen. Mit der 
Verbreiterung hat sich aber 
auch die Geschichts- und 
Theorielosigkeit verbrei- 
tere: Der Zugriff auf die 
Gebärfähigkeit wird als ein- 
malige Horrorvision gesehen. 


Vergessen ist, daß Kapital 
und Patriarchat die Repro- 
duktionsarbeit von Frauen 


auch vorher schon für ihre 
Zwecke zugerichtet und ver- 
wertet haben. Aus der Dis- 
kussion vor dem 18.12.87 do- 
kumentieren wir aus Papieren 
der Roten Zora: 
Das breite Interesse der Frauen am 
Thema Gentechnologie ist plötzlich 
aus einem Schlummer erwacht, in 
dem es trotz der jahrelangen Exi- 
stenz dieser Technologien, dem Wis- 
sen über den bevölkerungspolitischen 
Zugriff auf Frauen bisher verharrte. 
Ein Großteil dieses Interesses der 
Frauen konzentriert sich immer wie- 
der auf die unmittelbare Betroffen- 
heit, die sich allerdings oft verkürzt 
auf die persönliche Entscheidung, ob 
Schwangerschaftsvorsorge, Frucht- 
wasserspiegelung, Samenbänke und 
künstliche Befruchtung denn nicht 
auch genutzt werden könnten, weil 
Frau sonst Gefahr liefe, verkrüppelte 
oder gar keine Kinder zu bekommen. 
Und am Schluß solcher Diskussions- 
veranstaltungen steht dann- oft die 
Frage: Wie kriegen wir "alle betrof- 
fenen" Frauen dazu, der Gentechno- 
logie eine Absage zu erteilen, uns 


grundsätzlich diesem kontrollierenden ` 


Zugriff und der Manipulation unserer 


FEMINISMUS OHNE 
rinnen zu Objekten metropolitaner 


er Frauen in Südkorea beschrieben, 
angeklagt und dann an die Betreiber 
dieser Verhältnisse appelliert, diese 
zu beseitigen - eine gemeinsame 
Politik von Frauen und 
Unterdrückern. Selbst ein Jahr spä- 
ter kann noch die Denunziation mili- 
tanter Politik in den Beiträgen 
nachgelesen werden, und das, nach- 
dem schon einige der streikenden 
'Südkoreanerinnen auf Veranstaltungen 
hier deutlich ihre positive politische 
Einschätzungen von den Aktionen 
gegeben haben: es war eine Unter- 
stützung ihres Kampfes, praktischer 
Internationalismus unter Frauen, der 
ihnen viel Kraft und Mut gegeben 
hat. 

Es gibt eine Kritik an der Gen- 
und Reproduktionstechnologie, die 
sich zwar an einen politi- 
schen/gesellschaftlichen Kontext bin- 
det, die sich aber in der politischen 
Zielvorstellung von einem radikalen 
antipatriarchalen, antiimperialisti- 
schen und antirassistischen Verständ- 
nis grundlegend unterscheidet. Wenn 
aber dieser globale Rahmen nicht 
die Basis unserer Politik bildet, die 
"globale Vision", von der Gloria 
Joseph spricht, z.B. die antipatriar- 
chale Wissenschaftskritik nicht in 
Verbindung gebracht wird mit den 
Lebensbedingungen und Kämpfen der 
Frauen weltweit, wenn nicht mehr 
klar ist, daß die Setzung, daß Frau- 
enbefreiung nicht innerhalb nationa- 
ler Grenzen oder innerhalb bestehen- 
der Gesellschaften/Strukturen reali- 
sierbar ist, sondern direkt heißt, daß 
Kämpfe gegen Gen- und Reprodukti- 
onstechnologien mit anderen Frauen- 
kämpfen in Bezug gesetzt werden 
müssen, besteht die Gefahr der poli- 
tischen Isolierung und vor allem des 
Reformismus.(...) 

Eher bieten wir dann zur 
Erforschung des Akzeptanz- 
verhaltens ein lohnendes 
Terrain und finden uns am 
Ende als Teilhaberinnen ei- 


nes reformistischen Gegenmo- | 


dells wieder. Als metropolitane 


s wurde das Elend _ 


Kinder zu verweigern und das 
Selbstbestimmungsrecht über unsern 
Körper zu fordern und für uns per- 
sönlich durchzusetzen. Wir reden 
dann zwar auch über die verarmten 
Frauen in den "3 Kontinenten" und 
über die Zwangssterilisation "hier 
und in der 3. Welt", über die neue 
Form von "Auslese" und "Ausmerze", 
ziehen aber allenfalls den Schluß 
daraus, daß individuelles Verweigern 
nicht ausreicht, daß wir uns und an- 
dere informieren und aufklären müs- 
sen über den WIRKLICHEN Zweck 
von Gentechnologie und Bevölke- 
rungskontrolle, um den Rahmen er- 
messen zu können, in dem unsere 
eigene, persönliche "Entscheidung" 
letztendlich steht, und um gemein- 
sam Frauen zur Ablehnung der Gen- 
technologie motivieren zu können. 

Zweierlei wesentliche Rahmenbe- 
dingungen zur Erörterung solcher 
Fragen nach Handlungsstrategien ge- 
raten dabei in Gefahr, allzuleicht 
"vergessen" zu werden: 


1. Ist erst mit der Kapitalisierung, 
d.h. der Verwertung weiblicher Re- 
produktionsarbeit als unmittelbarer 
(nicht erst über den Lohn des Man- 
nes) Quelle von Mehrwert und Pro- 
fit, und mit der Umwandlung weibli- 
chen Arbeitsvermögens in Warenform 
die vollständige patriarchal-kapitali- 
stische Unterwerfung der Frauen zu 
befürchten? (...) Ist also die bishe- 
rige weibliche Reproduktionsarbeit 
weniger entfremdet als die "produk- 
tive" Arbeit und deshalb für die 
Frauen ständige Quelle des Wider- 


= dann, 


verstopft werden kann? 


2. Kann die Verweigerungsparole 
mehr als eine Strategie bürgerlich- 
privilegierter Metropolenfrauen aus- 
drücken, die noch genügend individu- 
elle Möglichkeiten besitzen, ihren 
Körper und reproduktiven Fähigkei- 
ten NICHT so offensichtlich an das 
Kapital verkaufen zu müssen? (...) 


Wir glauben, daß das Kapital nicht 
aus lauter Machtlosigkeit gegenüber 
den Frauen deren Arbeitsvermögen 
bisher nie vollständig in Warenform 
in sich einsaugte. Im Gegenteil: ge- 
rade die Nicht-Warenform der Re- 
produktionsarbeit benötigte es für 
seine Verwertung der "produktiven" 
Arbeit, zum einen um Lohnkosten 
einzusparen, zum anderen um Arbei- 
ter/innen-Widerstand zu verhindern. 
Auch ohne direkt als Ware verwertet 
zu werden, wurde die Reproduktions- 
arbeit ebenso auf die Bedürfnisse 
des Kapitals zugeschnitten, aus der 
vorkapitalistischen in eine kapitalsti- 
sche Form umgewandelt, wie die 
‘Arbeit in der unmittelbaren Produk- 
tion. Die "Hausfrau" gibt es erst 
seit dem Kapitalismus, die "Nur- 
Hausfrau" gar ist Produkt der bür- 
gerlichen Klasse. Die proletarische 
Frau war anfangs zu Fabrik und 
Subsistenzarbeit (landwirtschaftlicher 
Anbau für den eigenen Bedarf) ge- 
zwungen, ihr blieb also gar nicht so 
viel Zeit für die "Liebesarbeit" zur 
Reproduktion der männlichen und der 
zukünftigen Arbeitskraft. (...) 
Erreicht hat das Kapital sein Ziel 
wenn Frauen nicht nur die 


standes, die erst jetzt, mit Hilfe der = WIEDERVERWERTUNG der Arbeits- 
Reproduktionstechnologie, 


Mittelstandsfrauen gibt es hier ein 
Einrichten, ein Privileg, das Frauen 
weltweit nicht angeboten wird. Hier 
kannst du ganz "normal" weiterleben 
und trotzdem die Technologien total 
ablehnen. Eine totale Ablehnung ist 
per se nicht radikal. Wenn dann der 
politisch propagierte Weg die indivi- 
duelle Entscheidung, die Technolo- 
gien nicht zu benutzen, ist, ver- 
kommt die Kritik an den Technolo- 
gien zum reformistischen Modell. 

Die politischen Strategien, die 
Praxis, die von Frauen öffentlich 
propagiert werden, umfassen primär 
breit angelegte Aufklärungsarbeit 
zum Thema. Was fehlt, ist eine poli- 
‘tische Einschätzung von unten, die 
Auseinandersetzung um einen Frau- 
enwiderstand, der uns selbst aus der 
Opferrolle heraustreten läßt, uns 
nicht zum Spielball der herrschenden 
Verhältnisse erklärt, wo wir nur 
noch die Programme der Herrschaft 
beklagen und uns negativ von der 
parlamentarischen Ebene der Grünen 
abgenzen. Übrig bleibt häufig nur 
die praktische Konsequenz der Ver- 
weigerung. 


Diese politische Eindimensionalität. 


hat Folgen, bzw. stößt an Grenzen, 
die es zu überwinden gilt, um den 
eigenen Handlungsspielraum zu er- 
weitern. Gerade am Beispiel Gen- 
und Reproduktionstechnologien zeigt 
sich, daß unsere Analyse an den 
weitweiten Überlebens- und Lebens- 
bedingungen, den Widersprüchen, der 
Verschiedenheit von Frauen ansetzen, 
ihren. Widerstand wahrnehmen und 


endlich $ 


kraft, sondern die VERWERTBAR- 


er Sichtweise die herrschen- 
den Machenschaften in’s Verhältnis 
setzen muß, um eine adäquate Pra- 
xis durchsetzen zu können. 


DIE POLITISCHE NOTWENDIGKEIT 

MILITANTER POLITIK 
(..)Die ganze Dimension des bevöl- 
kerungspolitischen Angriffs zeigt sich 
erst im Trikont in offener Vernich- 
tung und existentiellem Angriff ge- 
gen Frauensubjektivitäten, gegen den 
alltäglichen Überlebenskampf und 
Widerstand von Frauen - hier in den 
Metropolenländern ist nur eine Min- 
derheit von Frauen so direkt betrof- 
fen. (...) 

Die Forderung der Verweigerung 
(...) ist die Antwort auf das Angebot 
der Herrschaft, gerichtet an die 
Mittelstandsfrauen der Metropolen- 
ländern, aktiv an der Herrschaft 
teilzuhaben, sie zu legitimieren und 
einem Mittel der Herrschaftsdurch- 
setzung, dem "Entscheidungsangebot" 
Nachdruck zu verleihen. Daß ein 
"Entscheidungsangebot" der Herr- 
schaft auch in der Ablehnung Bestä- 
tigung findet, liegt nicht fern. Das 
Feld, in dem für Frauen die Wahl 
der Verweigerung besteht, ist ein 
von oben abgestecktes. Darin zu 
agieren, heißt, die Zwangsmaßnah- 
men, für die die Herrschaft an den 
entscheidenden Stellen sorgt (keine 
materielle Unterstützung für Behin- 
derte, kein Arbeitsplatz ohne Arbei- 
terinnenscreening oder Schwanger- 
schaftstest, Zwangssterilisationsge- 
setz) auszublenden und auch über 


für diese potentielle Subversion und 
Se ne conabtne foren nu 2 an nn 


KEIT als EIGENSCHAFT der Arbei- 
ter/innen für das Kapital produzie- 
ren. Dazu mußte es zuerst die vor- 
kapitalistische Reproduktion aus der 
traditionellen Subsistenzwirtschaft 
zerstören, weil diese es den Arbei- 
ter/innen ermöglichte, sich zeitweise 
dem Verwertungszwang zu entziehen, 
nur insoweit sich der Lohnarbeit zu 
beugen, wie sie von der Subsistenz- 
arbeit allein nicht leben konnten. 
(...)In den Metropolen ging die for- 
melle Einverleibung der Hausarbeit 
unter kapitalistische Kontrolle mit 
der Bereitstellung von Werkswohnun- 
gen und der Einrichtung betrieblicher 
und staatlicher Sozial- und Familien- 
fürsorge einher. (...) Sozialfürsorger 
zwangen die Arbeiterfrauen, einen 
"geordneten Haushalt" zu führen, 
"sparsam zu wirtschften", darauf zu 
achten, daß die Kinder zur Schule 
gingen und der Mann sein Geld nicht 
in der Kneipe versoff - alles diente 
dazu, die Reproduktionskosten der 
Arbeitskraft zu senken und die 
Mehrwertrate zu erhöhen. Sich selbst 
und die Kinder mußte sie über Sub- 
sistenzanbau, Nachbarschaftsarbeiten, 
Schlaf- und Kostversorgung und den 
Verkauf. ihrer eigenen Arbeitskraft 
ans Kapital ernähren. (...) 

Im Nationalsozialismus gelang es 
anscheinend, die weibliche Reproduk- 
tionsarbeit auch real dem kapitalisti- 
schen Kommando einzuverleiben ( 
Der "Familienlohn" - er ging natür- 
lich nur an den Mann! - bezog sich 
auf die Sozialversicherung, Ehe- 
standsdarlehen, Kinderzuschüsse und 
höhere Arbeitslöhne; und über Müt- 
terschulung, "Lebensborn", Kindergar- 
ten u.a. staatliche "soziale Pflege- 
dienste" wurde bisherige "Hausarbeit!" 
von gesellschaftlichen Kontrollinstan- 
zen übernommen und dafür auch be- 
zahlt. Dieser "Soziallohn" ging nach 
den NS-Auslesekriterien nur an 
"arische",“ "erbgesunde", anpassungs- 
und leistungsstarke deutsche Arbei- 
terfamilien. ... alles von der NS 
Kleinfamilien-Norm Abweichende wa 


hier > verschiedene 


Frauenrealitäten. 


TUR. 
der Pässivität, er 

den Schweinereien von oben, indem 
frau die nicht "mitmachen" will, und 
Individualisierung - drei Eigenschaf- 
ten, die Harmlosigkeit garantieren 
und eine Kampfperspektive verhin- 
dern helfen. (...) 

‘Unser ungeklärtes Politikverständ- 
nis, d.h. u.a. auch unser ungeklärtes 
Verhältnis zu — militanter Politik, 
führt zu politischer Abstinenz, zu 
Hilflosigkeit, Unsicherheit, manchmal 
zur Erwähnung dieser Politikform in 
der Aufzählung von Aktionen und ih- 
rer Vielfältigkeit, ohne das politische 
Verhältnis zu bestimmen/benennen. 
Das Verhältnis scheint in den ver- 
breiteten Papieren und Broschüren 
eher ein funktionalistisches zu sein, 
oder ein zufälliges Produkt der Re- 
alität, weil einige Frauen lieber das 
eine als das andere machen (deshalb 
gibt es die Rote Zora) - diese Be- 
trachtungen sind absolut unpolitisch 
und besitzstandwahrend. 

Die Angst vor Repression soll 
damit nicht vom Tisch gefegt wer- 
den, sie ist verständlich und durch- 
aus berechtigt. Doch der Umgang 
mit dieser Angst muß sich kollekti- 
vieren: Diffus im Nacken sitzend 
und undiskutiert hat sie fatale Fol- 
gen: Rückzug, Reformismus bis hin 
zur "freiwilligen" Zusammenarbeit 
mit der Gegenseite. Angst kann aber 
auch Schutz vor Gefahren und Fallen 
der Gegenseite sein, ist uns nützlich, 
macht uns listig und nimmt uns die 
Furcht vor dem Verlust unserer Pri- 
vilegien, die im Kampf und unseren 
Erfolgen immer kleiner wird. 

Die Stärkung unseres Widerstandes 
wird uns immer schneller an staatli- 
che Grenzen stoßen lassen, die, ihre 
demokratische Makulatur verlieren 
werden; da müssen wir uns schon 
auf uns selbst verlassen, auf unsere _ 
Strukturen, unsere Kraft. Mit politi- 
schen Strategien wie Aufklärungsar- 
beit und Verweigerung allein kann 
dieses System gut überleben. 

die schwarzen Krähen 
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Arbeitsverweigerung und landete in 
den Vernichtungslagern. (...) 

Das Kapital/Staat hat Gewinn in 
Form höherer relativer Mehrwertra- 
ten, die es sich über die absolut ge- 
stiegene Kontrolle und Leistungsbe- 
reitschaft der Klasse als Ganzer 
(einschließlich der Reproduktion der 
Klasse) erkauft hat. 


Bezahlte das Kapital mit dem 
Arbeitslohn die Unterordnung 
unter den Produktionsprozeß 
(was aber nie vollständig 
gelang), so bezahlt es nun 
mit dem Soziallohn die Un- 
terordnung unter den kon- 
trollierten Reproduktionszu- 
sammenhang. 


(...)Die Reproduktionsarbeit der Frau 
beschränkte sich nicht mehr nur auf 
den einzelnen Mann, sondern auf die 
ganze Gesellschaft, d.h. auf die Re- 
produktion des Klassenverhältnisses 
insgesamt. 

Bisher sollte dargestellt werden, 
daß auch ohne die Reproduktions- 
technologie die kapitalistische Ein- 
verleibung weiblicher Reproduktions- 
arbeit längst stattgefunden hat. Frau 
kann sich dem nicht durch Verwei- 
gerung entziehen, unter Umständen 
nicht einmal, wenn sie nur noch 
Frauen reproduziert und Kinder al- 
lein erzieht. 


Die verbreitete Horrorvi- 
sion, erst mit der Gentech- 
nologie werde der weibliche 
Körper und die weibliche Re- 
produktionsarbeit vollstän- 
dig dem Kapital einverleibt 
und verwertet, mit der Zer- 
stückelung der weiblichen 
Reproduktionsfähigkeiten 

würden diese erst die Unter- 
werfung der Frauen möglich 
machen und besiegeln, indem 
sie unmittelbar Profit er- 


bringen, unterschlägt den 
realen Zustand, unter dem 
heute auch nicht-warenför- 
mige weibliche Arbeit dem 


Kapital unterworfen ist. 


Aus . ‚einem späteren Text - 


geschrieben nach "An- 
schlag auf das 
Humangenetische Institut in 
Münster 1986 - Genaueres zur 


dem 


Grundlage des Widerstandes 
gegen Gen- und Reprodukti- 
onstechnologie: 


Im Kampf gegen die Bio- und Gen- 
technologie sehen wir einen Ansatz- 
punkt, unseren Widerstand gegen die- 
ses System, gegen jegliche Unter- 
drückung, für Frauenbefreiung welt- 
weit zu entwickeln. Wir sehen unse- 
ren Kampf hier nicht losgelöst von 
den Verhältnissen, die der Imperia- 
lismus in der Dritten Welt bewirkt, 
sondern als konkreten, praktischen 
Anti-Imperialismus, indem wir versu- 
chen, den reibungslosen Ablauf der 
Kapitalstrategien und sein Eingreifen 
in die Strukturen der Dritten Welt 
hier zu behindern. 

(...)Die Diskussion um die Human- 
genetik spiegelt eine Perspektivlosig- 
keit in der Frauenbewegung wieder, 
zumindest wenn sie so wie in Berlin 
auf der ANTIGENA geführt wird. Wo 
sind die Forderungen und Ansätze 
geblieben, die den von den Herr- 
schenden vorgegebenen Rahmen un 
deren Denkmuster sprengen? Wo for- 
dern wir unsere feministischen Uto- 
pien noch ein? 

Die Behinderten in Berlin forder- 
ten die Schließung der Humangeneti- 
schen Beratungsstellen. Diese Ein- 
richtungen sind die Schaltstellen für 
die gesundheitliche Erfassung mög- 
lichst vieler Menschen, für die Se- 
lektion von erwünschtem und uner- 
wünschtem Nachwuchs, für die Ver- 
breitung der Idee, alle gesellschaftli- 
chen Probleme - vom Alkoholismus 
über Allergien, Kriminalität und Be- 
hinderung - seien biologischer Natur 
und medizinisch reparierbar. 

Gegen die Forderung der Behin- 
derten erhob sich massiver Protest 
unter den Frauen: es müsse jeder 
Frau zugestanden werden zu ent- 
scheiden, ob sie ein behindertes Kind 
wolle, jede Frau müsse diese Ent- 


scheidung selbständig treffen und die 


Forderung nach Schließung würde ein 
Tabu errichten. 

Dabei ist ein ganz anderes Tabu 
längst schon in unsere Köpfe einge- 
pflanzt: Das Tabu, über die beste- 
henden gesellschaftlichen Verhält- 
nisse hinwegzudenken und zu for- 
dern: das Recht, anders zu sein als 


der Durchschnitt; das Recht, sich 
entgegen aller Propaganda von 
Humangenetikern, Medizinern und 


Sozialpolitikern eine Welt vorzustel- 
len und darum zu kämpfen, in der 
Kranke und Behinderte integriert 
sind. Eine Welt, in der sie keine 
Last sind. (...) 

Die "Selbstbestimmung" hat späte- 


stens dort ihre Grenzen, wo sich 
z.B. Frauen in der Psychiatrie, in 
den Sonderschulen, unangepaßte 


Frauen hier und vor allem auch die 
"überflüssigen" und Widerstand lei- 
stenden Frauen in der "3.Welt" nicht 
den bevölkerungspolitischen Zielen 
der Herrschenden. "freiwillig" unter- 
werfen - diese Tatsache bleibt be- 
stehen, auch wenn das alles zum 
"Wohl" für Behinderte, Sonderschüler, 
Psychiatrisiertte und Arme in der 
3.Welt umgedeutet wird. 

Mit Hilfe der genetischen Klassi- 
fizierung soll die Ausgrenzung aller 
erreicht werden, die sich nicht be- 
dingungslos der Normalität des kapi- 
talistischen Arbeitsalltags unterwer- 
fen. Geplant wird, nach Kosten-Nut- 
zen-Rechnungen die Versorgungsko- 
sten für "kranke" Kinder und Er- 
wachsene zu senken. Während dieses 
Problem im Faschismus durch 
schlechtere Versorgung und spätere 
Vernichtung "unwerten" Lebens ge- 
löst wurde, sind die Methoden der 
heutigen Humangenetiker subtiler: 
Durch ihre Propaganda "Selbstbe- 
stimmung der Frau, Verhinderung 
von Leiden der Behinderten und ih- 
rer Angehörigen " wollen sie errei- 


chen, daß die Frauen sich freiwillig 
den bevölkerungspolitischen Zielen 
der Herrschenden unterwerfen. 

Das Bedürfnis von Frauen nach 
einem gesunden Kind ist erst einmal 
Ausdruck der Situation, daß nach 
wie vor in diesem Staat die Frauen 
die eigentliche Verantwortung für 
die Kinder haben und deshalb jede 
Abweichung vom sogenannten Nor- 
malen zu Lasten der Frauen geht. In 


der Ökonomie des kapitali- 
stisch/patriarchalen Systems sind 
Frauen immer "Manövriermasse" in 


der Reproduktion und auf dem Ar- 
beitsmarkt, die objektiv maßgeblich 
zur Senkung der Lohnkosten beiträgt. 
Auch in dieser Logik müssen Frauen 
leistungsfähige, d.h. gesunde Kinder 
kriegen, die sich möglichst kosten- 
günstig für Mann/Kapital/Staat fit 
machen sollen. 

Diejenigen, die sich diesen Plänen 
widersetzen, droht ein ganzer Sank- 
tionskatalog: Einschränkung der fi- 
nanziellen Möglichkeiten, wenn be- 
hinderte Angehörige nicht mehr über 
die Solidargemeinschaften wie z.B. 
Krankenkassen oder Rentenanstalten 
unterhalten werden, Einschränkung 
der individuellen Möglichkeiten, wenn 
Frauen für die Versorgung von Be- 
hinderten allein zuständig sind; ge- 
sellschaftliche Isolierung oder Aus- 
grenzung, Psychia- 
trie/Zwangssterilisation etc. 

Durch das Vorsorge- und Untersu- 
chungsangebot der Humangenetiker 
werden Ängste der Frauen kanali- 
siert, von den eigentlichen Verursa- 
chern - wie Chemiekonzerne, Atom- 
lobby, Giftmüllproduzenten - abge- 
lenkt und individualisiert. Ein Gift- 
müllskandal führt eher zu der Forde- 
rung nach Ausweitung der humange- 
netischen Beratung in der Schwan- 
gerschaft als zum Sturm auf die 
Giftmüllproduzenten. (...) 


Um die Entstehung von Krankhei- 
ten bei Neugeborenen einzugrenzen, 
sind nicht die humangenetischen Be- 


ratungsstellen sinnvoll, sondern er- 
stens müssen die krankmachenden 
Umweltbedingungen und zweitens 


muß die technische Geburtsmedizin - 
auf die ca. 50% der Behinderungen 


bei Neugeborenen zurückzuführen 
sind - abgeschafft werden.(...) 
Der Begriff "Selbstbestimmung" 


der Schwangeren ist in diesem Zu- 
sammenhang fehl am Platz: Ärzte 
bestimmen die Untersuchungsmetho- 
den, Humangenetiker die Interpreta- 
tion der Ergebnisse und der 8218 be- 
stimmt die Bedingungen der Abtrei- 
bung. Rückblickend müssen wir sa- 
gen, daß die $218-Kampagne der 
Frauenbewegung in der (vielleicht 
auch unbewußten) Tradition. der Se- 
lektion und Ausgrenzung von Behin- 
derten gestanden hat. Dies ist ein- 
deutig enthalten bei der eugenischen 


‘Indikation. 


Die in den letzten Jahren syste- 
matisch geschürte Angst vor einem 
behinderten Kind, die Strategie, 
Kosten-Nutzen-Denken in alle Köpfe 
zu verpflanzen, Krankheit als indivi- 
duelles Problem hinzustellen, hat 
scheinbar verfangen. 


Die Forderung nach selbstbestimmter 
Nutzung der humangenetischen Bera- 
tung zu stellen, heißt die Forderung 
nach selbstbestimmter Selektion zu 
erheben. 

Selbstbestimmung ist nicht mehr 
kollektive, politische und kämpferi- 
sche Forderung gegen die Integra- 
tion/Unterwerfung unter herrschende 
Verhältnisse, sondern Legitimation 
für individualistische Prozesse. Diese 
Individualisierung politischer Kon- 
flikte macht uns nicht nur schwach, 
sie ist unpolitisch und läßt uns un- 
sere Utopjen aus den Augen verlie- 
ren 
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NACH BROKDORF, FRANKFURT, WACKERSDORF 


BürgerInnen beobachten Petunien 


Im Sommer 1989 wird auf einem 
fußballfeldgroßen Blumenbeet in Köln 
die erste Freisetzung von genetisch 
verändertem Erbmaterial in der Bun- 
desrepublik erfolgen. Die harmlose 
Balkonpflanze Petunia ist für dieses 
historische Experiment vom Kölner 
Max-Planck-Institut für Züchtungs- 
forschung auserwählt worden. An ihr 
sollen "springende Gene" erforscht 
werden, die die MPI-Forscher für die 
Motoren der Evolution halten. Das 
Ziel ist, Pflanzen besser manipulie- 
ren zu können. 

So harmlos der Versuch auch sein 
mag, das Entscheidende daran ist, 
daß er als Türöffner für eine neue 
Technologie fungiert. Dazu sagt auch 
Peter Mayer vom MPI: "Wir wollen 
mit diesem Versuch erfahren, wie es 
grundsätzlich mit der Genehmigung 
von Freilandexperimenten aussieht" 
(taz vom 11.11.88) 

Auf die Öffnung der Tür wartet 
die ganze Bio-Tech-Industrie der 
BRD. Die Investoren wollen endlich 
Gewinne für ihre Milliarden-Investi- 
tionen sehen. Viele ihrer Entwicklun- 
gen sind nur sinnvoll, wenn sie in 
der Landwirtschaft im großen Stil 
eingesetzt werden dürfen. 


Ein anderes Vorhaben lag schon 
auf dem Schreibtisch der Genehmi- 
gungsbehörden: Die deutsche Höchst 
AG in Frankfurt wartet auf einen 
Freisetzungsversuch für ihr resisten- 
tes Saatgut gegen das "Un- 
kraut"vernichtungsmittel "Basta". 


. Dieses Spritzmittel ist nur in Kom- 


bination mit dem passenden resisten- 
ten Saatgut anwendbar. (Die Re- 
sistenz ist durch genetische Manipu- 
lation hergestellt worden). Denn das 
Universalmittel "Basta" vernichtet 
nicht nur "Unkräuter", sondern auch 
die Nahrungsmittelpflanzen. 

Dieses Vorhaben der Höchst AG 
ist zugunsten des weitaus harmloser 
erscheinenden Experiments des MPIs 
zurückgestellt worden. Von dieser 
Reihenfolge versprechen sich Politi- 
ker und Gen-Ingenieure eine größere 
Akzeptanz in der Bevölkerung für 
ihr erstes Freisetzungsexperiment. Es 
ist absolut notwendig, diesen Plan 
der Politiker und Gen-Technik-Indu- 
strie zu durchkreuzen. 

Die Ereignisse werfen ihre Schat- 
ten voraus: Das ganze Gelände des 
MPI ist kürzlich eingezäunt worden, 
um das Experiment vor den Geg- 
nerInnen zu schützen. Den Vergleich 
mit Projekten der Atom- und 
Kriegsindustrie (Brokdorf, Frankfurt, 
Wackersdorf) haben wir nicht zufäl- 
lig gewählt. Wir wollen damit deut- 
lich machen, daß dieses Experiment 
gleichgroße Bedeutung hat. 

Die Entwicklung der Gen-Industrie 
wird weltweit ähnlich unvorstellbar 
zerstörerische Auswirkungen haben, 
wie es bei der Atom- und Kriegsin- 
dustrie schon heute der Fall ist. Der 
Zaun macht aber vor allem deutlich, 
wie sehr die Gentechniker selbst da- 
von ausgehen, daß sie ein Projekt 
verfolgen, das Widerstand hervorru- 
fen muß. Damit haben sie auch 
recht, denn was hier begonnen wird, 
hat unter anderem folgende Auswir- 
kungen: 

Die Monopolisierung der Saatgut- 
industrie wird massiv vorangetrieben. 
Die teure Erforschung genetisch ma- 


AUCH KÖLN HAT JETZT SEINEN ZAUN 


nipulierter Pflanzen können sich nur 
wenig Industriebetriebe leisten. Da- 
nach machen sie die dicke Knete: 
Die neuen Produkte werden paten- 
tiert und ihre Herstellung wird mo- 
nopolisiert. 

Die gentechnologische Forschung 
zielt zur Zeit vor allem auf die 
Entwicklung nachwachsender Roh- 
stoffe. Die Behauptung, per Gen- 
technologie den Hunger in der 
"3.Welt" beseitigen zu wollen, ent- 
puppt sich damit als Propagandalüge. 
Zum Beispiel können über Bananen- 
und Zuckerplantagen hinaus in Zu- 
kunft auch die Rohstoffe für unsere 


"ökologischen" Plastikbecher mit 
Zerfallsdatum angebaut werden. 
Die ökologischen Auswirkungen 


sind unübersehbar, weil es keinerlei 
Beschränkung des Herbizideinsatzes 
gibt, wenn es sich bei den Anbau- 
produkten nicht um Nahrungsmittel 
handelt. 

Die Freisetzung der manipulierten 
Petunien ist der Vorreiter für eine ' 
industrielle Anwendung der Pflanzen- 
genetik in der BRD. Deshalb ist es 
massiv notwendig, zu versuchen, die- 
ses Experiment zu verhindern, auch 
wenn gerade von den Petunien keine 
ökologische Katastrophe auszugehen 
braucht. 
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DAS SCHÖNSTE, WAS EINER 
PASSIEREN KANN 


Gruß von Ingrid an die Demonstra- 
tion am 11.2.89 in Essen 


Wir sitzen zwar hinter der Mauer, 
aber auch die Mauer wird nicht ver- 
hindern können, daß wir eure Rufe, 
eure Grüße, eure Solidarität: hier 
mitbekommen. Ich grüße euch zurück 
- auf diesem Weg - weil eine allein 
oder auch mehrere zusammen hinter 
der Mauer nicht so laut brüllen kön- 
nen wie eine ganze Demonstration. 
Ich grüße euch auch im Namen von 
Bärbel Perau, die heute bereits den 
11. Tag im Hungerstreik ist. 

Diese Demonstration ist ein Si- 
gnal, ein Signal dafür, daß immer 
mehr Menschen sich wehren gegen 
die Versuche, jeden Widerstand in 
diesem Land einzuschüchtern. Und 
das wird zur Zeit in einem nicht 
bekannten Ausmaß versucht: Wer die 
Forderung nach Zusammenlegung der 
politischen Gefangenen unterstützt, 
kann bereits im Knast landen. Wer 
sich mit den sogenannten anschlags- 
relevanten Themen befaßt, kann be- 
reits im Knast landen. Wer Erklä- 
rungen und Thesen der Guerilla ver- 
öffentlicht, kann bereits im Knast 
landen. 

Doch während so die Luft zum 
Atmen immer mehr "abgeschnürt 
wird, holen immer mehr Menschen 
ganz tief Luft und sagen: So nicht! 
Nicht mit uns! 

Immer mehr Menschen wollen nun 
ganz genau wissen, worum es bei 
den anschlagsrelevanten Themen ei- 
gentlich geht. Immer mehr Menschen 
wollen wissen, welchen Haftbedin- 
gungen die politischen Gefangenen 
hier ausgesetzt sind. Die versuchte 
Einschüchterung, der Versuch, Ruhe, 
Friedhofsruhe herzustellen, wurde und 
wird mit einer Welle der Solidarität 
be et. Der Versuch, die Be- 
s mit besti 


iesen Themen beantwortet. Diese 
Welle muß zu einem breiten Strom 
werden, den niemand, mit- keinem 
Mittel mebr eindämmen kann: i 

Es sieht so aus, als wäre alles 
auf dem besten Weg. dazu. Und das 
hier drinnen mitzubekommen, das ist 
das Schönste, was einer passieren 
kann, Dafür danke ich euch und 
schicke euch tausend (zehntausend 
wäre passender, aber das konnte 
Ingrid nicht ahnen, d.S.) Küsse. Und 
dem Frauen- und Lesbenblock einen 
Extrakuss. 


ez 


WIR SIND NICHT ALLE - 
ES FEHLEN 
DIE GEFANGENEN 


Zur Demonstration für die 
Freilassung von Ingrid Strobl 


und gegen den § 129a am 11.2. 


in ESSEN 

Schon bei den Vorbereitungstreffen 
war klar, daß viele Männer und vor 
allem viele Frauen zu dieser Demon- 
stration kommen würden. Trotz der 
vereinzelten Kritik am zu "laschen" 
Aufruf und trotz der Diskussionen in 
einigen Frauengruppen, ob sie an ei- 
ner gemischten Demo teilnehmen. 
Die VeranstalterInnen hatten vor- 
sichtig auf 5.000 TeilnehmerInnen 
getippt: 10.000 waren's dann 
tatsächlich. Der Sammelplatz in der 
Essener Innenstadt war zu klein. Die 
geplanten Kundgebungsreden mußten 
wegen zu kleiner Plätze und nicht 
ausreichender Beschallung allesamt 
auf die Abschlußkundgebung verlegt 
werden. Die Polizei ließ während der 
Demo auswärtige Einheiten einflie- 
gen, weil sie "hundertfünfzig Meter 
des Demonstrationszuges nicht aus- 
reichend personell" bedienen konnte. 

An die 6.000 Frauen führten die 
Demonstration an. Dieser riesige 
Frauenzug war die stärkste "Frak- 
tion". ` Auffallend war auch in den 
gemischten Blöcken der hohe Anteil 
von Frauen, soweit aufgrund der an- 
drogynen Kleiderordnung noch 
auszumachen. War bei den Frauen- 
vorbereitungstreffen die Einigung, 
den Demozug anzuführen, recht 
schnell hergestellt worden, war es 
um so schwieriger, eine Frauenstäd- 
tegruppe für die erste Reihe zu fin- 
den, ebenso die Schutzgruppe für 
den Lautsprecherwagen. Letztlich 
klappte in_letzter Minute alles. Üb- 
rig bleibt die Erfahrung, daß der 
Ruf nach der "Macht" leichter fällt, 
als der Griff danach. 

Aus Sicherheitsgünden hatte man 


und frau sich auf das "Kleine 
Schwarze" und die passende ganz- 
heitliche Kopfbedeckung geeinigt. 


Und sich damit gleichzeitig über po- 
lizeiliche Demoauflagen hin-wegge- 
setzt. Hauptparolen auf den mitge- 
führten Transparenten waren die 
nach Freilassung von Ingrid Strobl 
und Abschaffung des 129a. Neben 
den relevanten Forderungen zu an- 
schlägigen Themen wurden viele Zu- 
sammenlegungstransparente mitgetra- 
gen. Distanzlos wurde skandiert: 


"Wir sind nicht alle, es fehlen die 


Gefangenen". Der vielleicht witzigste 
und sachbezogene Sprechchor nach 
einem Kinderliedchen intoniert, war: 
"Große Uhren machen tick- tack, 
kleine Uhren machen ticke-tacke und 
die kleinen Reisewecker machen 
BUMM." Einige verwegene Damen 
sandten gar "Grüße und Küsse für 
die Rote Zora". Für die begleitenden 
Schutztruppen des Staatsschutzes si- 
cherlich fast unerträgliche Greuelta- 
ten der Demonstrantinnen, denen nur 
mit äußerster Diszi-plin ruhig zu be- 
gegnen war. 

Wegen des am 1. Februar begon- 
nen Hungerstreiks der Gefangenen 
aus der RAF und dem Widerstand 
mußte von allen TeilnehmerInnen zu- 
sätzlich eine harte politische 
Gangart kalkuliert werden. Unter 
diesem Gesichtspunkt sind die fast 
geschlossene Vermummung und die 
vielen Zusammenlegungstransparente 
eine deutliche Willenserklärung gegen 
die zunehmende Repression, eine 
Willenserklärung für die Solidarität 
mit dem Hungerstreik der Gefange- 
nen, eine vorsichtig einzuschätzende 
Willenserklärung, das Maul nicht 
schon zu halten, bevor etwas pas- 
siert ist. Vielleicht Ergebnis eines 
Gewöhnungsprozesses an staatliche 
Verfolgung und ein zunehmendes Be- 
wußtsein darüber, daß ein 129a zum 
(politischen) Leben einfach dazuge- 
hört. Insofern ist die Demonstration 
am 11.2. als Erfolg zu werten. 


Dennoch ist nicht zu vernachlässi-" 


gen, wie weit sie uns schon gebracht 
haben. Auch diese Demo hat über- 
deutlich gezeigt, daß der ursprüngli- 
che Sinn einer Demonstration als öf- 
fentliche Meinungskundgebung ziem- 

"lich abgängig’ist. Es ist- fast unmög- 
lich geworden, mit Passanten und 
herumstehenden Neugierigen zu re- 
den oder Flugblätter zu verteilen. 
Bei diesen neudeutschen Demonstra- 
tionen der letzten Jahre überwiegt 
längst die Sorge, seine Kette nicht 
zu verlassen, die Bezugsgruppe nicht 
zu verlieren, um bei einem Polizei- 
einsatz plötzlich nicht irgendwo al- 
leine herumzustehen oder als Flug- 
blattverteilerIn ganz einfach abge- 
griffen oder verprügelt zu werden. 
Wenn die taz die fehlende Informa- 
tion für die PassantInnen bemängelt, 
hat sie zwar scharfsinnig die Er- 
scheinungsform erfaßt, aber die poli- 
tischen Erfahrungen in ihrer dumpfen 
Art vernachlässigt. Der Begriff "Ge- 
fangenentransport" für einen Demon- 
strationszug traf zwar für die Esse- 
ner Demo nicht ganz zu, ganz von 
der Hand zu weisen ist er allerdings 
auch nicht. Der Frauenblock und die 
gemischten Städtezüge wurden von 
militärisch gerüsteten Bullen im 
drei-Meter-Abstand begleitet. Der 
sogenannte Schwarze Block mit einer 
engen Bullenkette. 

Ganz offensichtlich war für diese 
Demonstration von Staatsschutzseite 
her eine politische Entscheidung ge- 
troffen worden: Gewähren lassen, 
Die einzige Sperre für diese Demo 
war ganz in der Nähe des Sammel- 
platzes eingerichtet. Wer nicht bei 
der Koordination nachgefragt hatte, 
rauschte natürlich rein. Es wurde 
sehr lässig kontrolliert. Wer sich 
weigerte, den Ausweis zu zeigen, 
wurde trotzdem durchgelassen. Es 
wurden Transparentstangen auf die 
vorschriftlichen zwei Meter polizei- 
lich gesägt, manchmal auch arbeits- 
sparend drei Meter für zwei befun- 
den. Hin und wieder wurden eine 
Sprühdose oder ein Helm beschlag- 
nahmt. Eine pro-forma-Aktion, um 
die Demo-Vorschriften nicht ganz 
absurd werden zu lassen. Vermum- 
mungsutensilien wurden mit polizeili- 
cher Mißachtung gestraft. In der Es- 
sener Innenstadt hielten sich die mi- 
litärisch gerüsteten Bullen im Hin- 


tergrund. Freundliche Wachtmeister 
mit Käppi verteilten ihre Zettelchen 
für den Frieden unter den Demon- 
stranten. Ihre Kollegen filmten der- 
weil gemütlich von den umliegenden 
Balkonen und "Fenstern die Horde 
Chaoten. Kaum hatte der Demon- 
stration die Fußgängerzone verlassen, 
eskortierten die DBehelmten und 
Springerbestiefelten, lässig den Uni- 
formrock unter die Sig-Saur gescho- 
ben. So wirds gemacht. 

Bei der Abschlußkundgebung am 
Knast gabs dann doch noch eine 
Knüppelei. Ingrid Strobl wurde mit 


‚einigen Leuchtraketen begrüßt, das 


war zuviel. Einige Raketen "verirr- 
ten" sich in ein benachbartes Justiz- 
gebäude, von dem aus gefilmt 
wurde. Dieser ungeheuerliche Vor- 
gang war wohl Anlaß für den Über- 
griff. Es gab Verletzte und Fest- 
nahmen. Nach dieser Prügelei ent- 
schloß sich die Demo-Leitung zu ei- 
nem geschlossenen Rückmarsch, wie- 
der in Ketten. Es herrschte gereizte 
Stimmung. Sicherlich fehlte einigen 
Bullen das Verständnis für die politi- 
sche Entscheidung, diesmal Ver- 
mummung und Zusammenlegungsfor- 
derungen durchgehen zu lassen, ge- 
gen die sie ein andermal zum Prü- 
geln und Auflösen und Verhaften an-' 
gehalten sind. Mag sein, daß es eini- 
gen am politischen Weitblick man- 
gelte, daß”der Strobl-Prozeß von ei- 
ner breiten in- und ausländischen 
demokratischen Öffentlichkeit ver- 
folgt wird und somit ein hervorra- 
gendes Forum war, die beste deut- 
sche Demokratie aller Zeiten von ih-: 
rer Schokoladenseite zu präsentieren. 
Die Demonstration in Essen für _ 
ie Freilassung vo a NS eT, 
gegen den se 129a war die bisher 
größte in ihrer Art. Eine Erklärung 
für die breite Mobilisierung gegen 
den § 129a mag sein, daß der 
Staatsschutz mittlerweile erfolgreich 
mit diesem Zensur- und Ermittlungs- 
paragraphen kritische Kreise verunsi- 
chert, die bisher mit einer direkten 
Repression nicht rechneten. 

Die Solidarität mit Ingrid Strobl 
hat mehrerlei Hintergründe. Sie ist 
eine Ausnahme. Ein Glück für Ingrid 
Strobl ist zum einen ihre Prominenz. 
Sie hat einen guten Ruf und als Me- 
dienarbeiterin ist dieser öffentlich. 
Ingrid Strobls guter Ruf hat eine 
solide Grundlage: Sie hat zu brenzli- 
gen Themen als linke Feministin klar 
und nachvollziehbar Stellung bezo- 
gen. Ihre aufrechte Haltung im 
Knast hat diesen Ruf gefestigt. Zum 
zweiten hat Ingrid Strobl die Solida- 
rität der Frauenbewegung. Und diese 
kann sie nicht nur wegen der inhalt- 
lichen Nähe für sich bemühen: For- 
dert frau ihre Freilassung, steht 
nicht die Befürchtung an, einen 
Frauenfeind oder Vergewaltiger zu 
unterstützen. Der dritte und wichtig- 
ste Grund ist gleichzeitig der politi- 
sche Pferdefuß. Der größte Trumpf 
für Ingrid Strobls Solidaritätsbewe- 
gung ist die Unschuldsvermutung. 
Unschuld schafft Breite. In diesem 
Falle braut sich ein öffentlich gut 
zu verfolgender "Justizirrtum" zu- 
sammen. 

Dieses Zusammenspiel von "öf- 
fentlicher Person" und offensicht-li- 
cher Tat-Konstruktion schafft Sym- 
pathie, Frauen aus der RAF, die an 
ihrer Identität keinen Zweifel lassen 
und in deren Prozessen die Beweis- 
lage - wie im übrigen fast immer - 
die gleiche "Qualität" hat, erfahren 
bei weitem nicht eine vergleichbare 
Solidarität. Da spielt weder das 
Frausein eine Rolle, “noch eventuelle 
Prominenz, noch ihre moralische In- 
tegrität. Der Trennungsstrich ver- 
läuft zum einen an den politischen 
Inhalten und zum anderen an der 
Schuldfrage. 


aber nicht wegen de 


TATSACHEN STATT 


TAZ-SACHEN 
— ZUR DEMONSTRATION 
AM 11.2. IN ESSEN 


Eine Demonstration mit 10.000 Men- 
schen, in der Mehrheit Autonome 
und allesamt ihre radikale Opposition 
zur BRD dokumentierend - das paßt 
nicht ins Weltbild einer Zeitung, die 
mit ihrer Berichterstattung Stim- 
mung für rot-grüne Bündnisse ma- 
chen will! Dementsprechend stellte 
der taz-Artikel vom 13.2. die Demo 
mitsamt ihrem antiimperialistischen 
und antipatriachalen Inhalt dahin, wo 
grüne Gesellschaftsreformer solche 
Positionen gerne hätten: In die "ge- 
sellschftliche Isolation"! 


Natürlich gibt es diese Isolation - 


oder des Unwillens 
Linken, ihre Inhalte öffentlich zu 
vertreten, sondern aufgrund von Zen- 
sur, Repression und Hetze gegen ge- 
nau diese Linke. 

Es zeugt schon von erbärmlicher 
Ignoranz, wenn der taz-Artikel be- 
klagt, es habe keine "persönlichen 
Gespräche" zwischen DemonstrantIn- 
nen und PassantInnen gegeben. Wie 
solche Gespräche durch ein Polizei- 
Spalier hindurch möglich sein sollten, 
bleibt des Schreiberlings Geheimnis. 
Ignorant aber auch die Versuche, die 
staatlich verordnete Isolierung zu 


‘der radikalen 


durchbrechen, zu verschweigen: So 
die Zwischenkundgebung in der Esse- 
ner Fußgängerzone und an PassantIn- 
nen verteilte Flügblätter. 

Um das Bild der gesellschaftlich 
isolierten Demo glaubhaft zu ma- 
chen, wird außerdem deren Charak- 
ter und Stärke völlig verzerrt darge- 
stellt: Daß der autonomen Frauen- 
bewegung mit 2000 Frauen im Spit- 
zenblock der Demo ein bislang ein- 
maliger Mobilisierungserfolg gelang, 
wird verschwiegen; die Zahl der 
Vermummten mit 2000 aus dem Po- 
lizeibericht, der insgesamt von nur 
5-6000 Dem 
viel zu niedrig angegeben und 
schließlich die Geschlossenheit der 
Demo dadurch relativiert, daß die 
Polizei-Einteilung von "besonders 
militant eingeschätzten Gruppen" in- 
nerhalb des Zuges gegenüber "de- 
monstrationserfahrenen Grünen und 
Alternativen" wiedergegeben wird. 


Daß der politische Erfolg der 


‘Demo zu geringe Erwähnung findet, 


mag da auch niemanden mehr ver- 
wundern: Da die Polizei schon im 
Voraus ein Vermummungsverbot aus- 
gesprochen und bei Zuwiderhandlung 
Strafverfolgung angedroht hatte, be- 


onstrantInnen spricht, 


stand die ganze Zeit über eine 
rechtliche Möglichkeit, die Demo 
aufzulösen und die TeilnehmerInnen 
zu verhaften. 

Die vielen Transparente, die für 
Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen warben, hätten darüber 
hinaus eine Verhaftung nach 8129a 
möglich gemacht. Daß es dazu nicht 
gekommen ist, die Demo vielmehr 
von Anfang bis Ende durchgeführt 
werden konnte, ist nur ihrer politi- 
schen Geschlossenheit und der Masse 
der TeilnehmerInnen zu verdanken! - 
Sie haben erst ermöglicht, öffentlich 
die Abschaffung des $129a und die 
Zusammenlegung der politischen Ge- 
fangenen zu fordern. Angesichts der 
üblichen Kriminalisierung dieser For- 
derung ist dies ein nicht gering zu 
schätzender Erfolg! 

Dieser Erfolg erklärt auch die 
brutalen Polizeiübergriffe während 
der Schlußkundgebung: Nach dem im 
Vorfeld ausgesprochenen °Vermum- 
mungsverbot wäre es eine zu große 
Schlappe gewesen, hätte die Polizei 
nicht wenigstens den Versuch ge- 
macht, gegen den massenhaften Ver- 
stoß gegen dieses Verbot vorzugehen. 
Die Darstellung der taz, wonach die 
Knüppelorgie stattgefunden habe, 
nachdem DemonstrantInnen Steine 
"ausgebuddelt" hatten, ist eine 
schlichte Lüge. Das Vorgehen der 
Polizei entspricht vielmehr dem Kal- 
kül, wenigstens einige Demonstran- 
tInnen stellvertretend für alle ande- 
ren zusammenzuschlagen ` bzw. zu 
verhaften. Das daraufhin tatsächlich 
Steine ausgegraben wurden, um sich 
gegen die Polizeiübergriffe zu 
wehren anstatt sich einschüchtern zu 
lassen, spricht für und nicht gegen 
die DemonstrantiInnen! 


Freiheit für Ingrid Strobl!!! 

Weg mit dem 129a!!! 

Zusammenlegung aller Gefangenen, 
die darum kämpfen!!! x 
Autonome Anti-Fa; Uni-GAL; Auto- 
nomes Frauen/Lesben-Referat im 
ASTA der Uni Göttingen 


$ 129a VERFAHREN GEGEN 
AUTONOMES KNASTBÜRO 


Am 30. Dez. ist der Düsseldorfer 
Buchladen BIBABUZE von Beamten 
des LKA durchsucht worden 


Gesucht wurde die Druckschrift 
"Bruchstücke-Für eine Gesellschaft 
ohne Knäste, Nr. 2" des sog. "Auto- 
nomen Knastbüros", (auch gegen die 
Nr 1 wurde ein Ermittlungsverfahren 
nach 8129a eingeleitet) sowie Ver- 
triebsunterlagen, Honorarlisten und 
Hinweise auf die Finanzierung durch 
"verfassungsfeindliche Kräfte" und 
"Befürworter bzw.Unterstützer eines 
gewaltsamen Umsturzes" eben dieser 
Broschüre. 

Begründet wurde die Durchsuchung 
mit einem Ermittlungsverfahren nach 
$129a "-a) gegen unbekannt und b) 
gegen die Verantwortlichen der Ak- 
tivitäten des sog. Autonomen Knast- 


büros sowie die der Buchhandlung 
BIBABUZE". (Zitate aus dem Durch- 
suchungsbeschluss) 


Vorgeworfen wird dem Autonomen 
Knastbüro dabei nicht das Werben 
für, sondern die Unterstützung, und 
nicht etwa einer, sondern direkt 


mehrerer 
gen. 

Ironie des Schicksals: 
führung mehrerer Veranstaltungen 
und der Inhalt der inkriminierten 
Broschüre setzen sich ausführlich 
mit Geschichte, Funktion und Aus- 
wirkung des 8129a, sowie der Aussa- 
geverweigerung als ZeugIn oder Be- 
schuldigte auseinander. 

Wir denken,daß das Ermittlungs- 
verfahren nach $129a das Ergebnis 
zwei verschiedener Stränge ist, die 
sich z.T. überschneiden, aber ver- 
schiedene Wurzeln haben: 

Zum einen reiht es sich nahtlos 
ein in die Verfolgung jeglicher links- 
radikaler Knastarbeit - von der 
Roten Hilfe über den Frankfurter 
Gefangenenrat bis hin zum süddeut- 
schen Haberfeld und die Kriminali- 
sierung der Zusammenlegungsforde- 
rung. 

Zum anderen ist es integraler Be- 
standteil einer Reihe von Verfahren 
gegen Leute und Gruppen, die ver- 
sucht haben die 8129a Verfahren 


terroristischer Vereinigun- 


Die Durch- 


wegen Mitgliedschaft oder Unter- 
stützung der Roten Zora 
bzw.Revolutionären Zellen im Zu- 


sammenhang mit den Durchsuchungen 
vom 18.12.87 einzuschätzen, zu 
analysieren und die darauffolgenden 
Versuche des BKA, Aussagen zu die- 
sem Komplex von einzelnen Frauen 
zu erpressen, schon im Vorfeld 
(quasi präventiv) zu vereiteln. 

Zur Erinnerung: Die Durchsuchun- 
gen (u.a. bei Ingrid Strobl, Ulla Pen- 
selin, Frauen des Gen-Archivs 
u.v.a.m.) richteten sich in erster Li- 
nie gegen Frauen, die sich mit ver- 
schiedenen Themen (Flüchtlingspoli- 
tik, Gen-und Reproduktionstechnolo- 
gie, Bevölkerungspolitik) auseinander- 
setzen und die jeweilige Technologie 
und staatliche Politik radikal ableh- 
nen. 

Weiterhin gilt: 


KEINE AUSSAGEN VOR DEN 
ERMITTLUNGSBEHÖRDEN! 


FÜR EINE GESELLSCHAFT OHNE 
KNÄSTE! 


KEINE | 
BEUGE- 
HAFT! 


Selbst Beschuldigten soll kein Zeug- 
nisverweigerungsrecht mehr zustehen. 


Im "Ermittlungskomplex 18.12." hat| 
die Bundesanwaltschaft mit Datum 
vom 17.Februar einen weiteren An- 
trag auf Beugehaft gestellt, Damit | 
drohen nun insgesamt acht Männer 
und Frauen aus Hamburg, Duisburg, | 
Oberhausen und Bochum zur "Er- 
zwingung des Zeugnisses" in Haft 
genommen zu werden. 


Die endgültige Entseheidune über 
die Haftanordnung liegt beim Bun- 
desgerichtshof. In der Mehrzahl der 
Fälle kann sie jeden Tag erfolgen. 
Gegen den jüngsten Antrag besteht 
noch eine Beschwerdefrist bis zum. 
7. März. h 


Er richtet sich a 
beiden Frauen aus Bochum, 
die Beugehaft als erste 
bereits um die J ahreswende 
droht worden war. 
sprechender Antrag. 
dann auch sehr 
wurde, erfolgte de 
jetzt. Offensicht 


kannt geworden, daß spä 
Zeitpunkt ‚ihr 


die Zeugin selbst” 
laß der Ermittlungen, 


gegen 
richt 


ären Zellen oder Ro 


Auf diese (I 
Weise von der i 
digten avanciert, begründ 
Bochumerin ihren Einspruc) 
zuvor verhängte Ordnungs 
dem Hinweis auf das Zeu 


Bundesgerichtshof wies den Er 
mit der lapidaren Feststellus 
daß das gegen sie einge) 
fahren unabhängig von dem V 

ren zu sehen sei, in dem sie als 
Zeugin bestellt ist. Eine inhaltli 
Begründung hierfür gibt es nicht. 
Denn beides sind $129a-Verfahren, in 
beiden Fällen geht es um die a - 
liche Mitgliedschaft, Unters ng 
bzw. Werbung für die RZ's. B 


Im Ergebnis ist das 


gesetzlich 
verankerte Zeugnisverweigerungsrecht | 
von Beschuldigten damit aufgehoben. 
Stattdessen bleibt es zukünftig d 


Ermessen des Staatsschutzsenates | 
beim Bundesgerichtshof anheim ge- 
stellt, wem dieses Recht zugestan- 
den wird und wem halt nicht. 


KEINE 


Deshalb erst recht: 
KOOPERATION MIT DEM 
STAATSSCHUTZ. i 


KEINE BEUGEHAFT 


Anti-Beugehaft-Gruppe 
c/o Bahnhof Langendreer 
Wallbaumweg 108 

4630 Bochum 7 i 
Spendenkonto: Atombüro u 
Stichwort "ZeugInnen" i 
BLZ 430 500 01 

K.Nr. 142 147 032 


Das Spendenkonto ist als regi 
für alle im Ruhrgebiet betroffe 
ZeugInnen eingerichtet wo 
dient zur Abdeckung der 
gelder und Anwaltskosten. 


ER 


ZUM 


Die konkreten Forderungen, 


Gefangene dazukommen. 


ner Entscheidung, 


dokumentieren. 


gebungen geben. 


ab. 
Seit dem 1.3. 


gerstreiks ein Info raus, 


HUNGERSTREIK 


seit dem 1.2.89 befinden sich etwa 50 Gefangene aus Guerilla und 
Widerstand mit anderen kämpfenden Gefangenen im Hungerstreik. 

Die Erklärung zum Hungerstreik, die Helmut Pohl am 1.2. für die 
Gefangenen im Hungerstreik abgegeben hat, haben wir in der Null- 
Nummer der "NICHT ZU FASSEN" dokumentiert. 


für die die Gefangenen in ihrem mitt- 
lerweile 10.Hungerstreik kämpfen, könnt Ihr unter dem Redebeitrag 
zu Frauenwiderstand vom 11.2. lesen. (sorry, aber der Platz.. = 

Am 15.2. haben bis Karl-Heinz Dellwo in Celle und Christa Eckes in 
Köln-Ossendorf alle Gefangenen ihren Steik unterbrochen, die bei- 
den haben damit die Kette begonnen, in der alle 2 Wochen 2 weitere 


Zum Sinn dieser Form des Hungerstreiks in einer Kette und zu sei- 
diese mit Crista Eckes zu beginnen, 
Heinz Dellwo am 15.2. eine Erklärung geschrieben, die wir nachfol- 
gend zusammen mit einem Brief von ihm vom Dezember 1988, in dem er 
sein Verhältnis zur Zusammenlegungsforderung, zu ihrer politischen 
Dimension und zum Verhältnis zu anderen Gefangenen formuliert hat, 


hat Karl- 


Am 11.3. wird es an den Knästen, in denen die beiden sitzen, Kund- 
Auf der letzten Seite bringen wir einen kurzen 
(sorry) Teil aus dem Aufruf zur Knastkundgebung in Köln. 


Daneben drucken wir einen Redebeitrag von der Demo am 11.2. in Es- 
sen von der Hamburger Rechtsanwältin Anke Brenneke-Eggers ‚zum Hun- 
gerstreik und der Kriminalisierung der Forderung der Gefangenen 


sind die beiden nächsten Gefangenen in der Kette 
wieder in den Hungerstreik getreten: Gabriele Rollnick in Berlin- 
Plötzensee und Rolf Heissler in Straubing. 


Die Angehörigen der politschen Gefangenen geben während des Hun- 
in dem sie alle neuen, 
zum Hungerstreik und zum Kampf um Zusammenlegung dokumentieren. Es 
kostet im Halbjahresabo DM 20.- und ist zu beziehen über: GNN-Ver- 
lag, Zülpicher Str.7 in 5000 Köln 1. 


aktuellen Infos 


Mittlerweile gibt es auch mehrere Infobüros. Wir nennen hier jetzt 
nur eins - und grüßen die anderen-: infobüro zum Hungerstreik, c/o 
GAL-Büro, Barthelstr. 30 in 2000 Hamburg. 


GRUSSBOTSCHAFT 


"NACH STAMMHEIMER MUSTER..." 


Grüße von türkischen Gefangenen 
und ihrer Angehörigenorganisation an 
die Demo vom 11.2. in Essen 


Aus der Türkei erreichte uns eine 
Grußbotschaft mit Grüßen von Ge- 
fangenen und dem Verein der Fami- 
lienangehörigen der Gefangenen und 
Verurteilten TAYAD an die Demon- 
stration und an die Gefangenen im 
Knast 

Im März stehen in der Türkei so- 
genannte Kommunalwahlen im Rah- 
men des Demokratietheaters an. Aus 
Protest gegen den Ausverkauf des 
Landes an die Imperialisten, die hor- 
rend voranschreitende Verelendüng 
der Massen und gegen die Inflations- 
rate von 100% wurden. von Dev Sol 
in Istanbul und Ankara Anschläge 
auf die dortigen Arbeitgeberverbände 
verübt. Eine fortschrittliche Istan- 
buler Frauenorganisation rief zu ei- 
ner Kundgebung gegen die Inflation 
auf, und 5000 Frauen kamen. Die 
Organisation soll verboten werden. 

Ununterbrochen laufen an den 
verschiedensten Punkten der Türkei 
Streiks, von denen hier niemand et- 
was weiß. Die politischen Gefange- 
nen - schätzungsweise sind es 20.000 
in der Türkei und in Türkei-Kurdi- 
stan - lassen sich nicht niederma- 
chen und leisten massenhaft Wider- 
stand. Die Familien der Gefangenen 
machen ununterbrochen Aktionen, um 
dem türkischen Regime in der Öf- 
fentlichkeit die verlogene Maske, ge- 
nannt Demokratisierung, vom Gesicht 
zu reißen. Und trotz aller Verfol- 
gung wird der Zulauf in die Angehö- 
rigenorganisation TAYAD seit ihrer 
Gründung -1986 immer größer. All 
das verunsichert die Herrschenden 
gewaltig, die vor allem auch - ange- 
sichts des Bürgerkriegs in Kurdistan 
- die Parole "es herrscht Ruhe im 
Land" nicht aufrechterhalten können. 


Liebe Freundinnen und 
liebe Genossen, 

der Verein der Familien von Gefan- 
genen und Verurteilten in der Türkei 
TAYAD sendet euch solidarische 
Grüße. Wir unterstützen die Forde- 
rungen der Demo vom 11.2.89 nach 
sofortiger Freilassung von Ingrid 
Strobl und sofortiger Einstellung al- 
ler $129a-Verfahren sowie die Forde- 
rungen der Gefangenen im Hunger- 
streik nach Zusammenlegung. 

Auch nach 8 Jahren Faschismus in 
der Türkei konnte der Widerstand 
der Gefangenen in den Gefängnissen 
der Türkei und Türkei-Kurdistans und 
der Menschen außerhalb der Gefäng- 
nisse nicht gebrochen werden. Der 
Widerstand weitet sich aus. In dieser 
Situation versucht das türkische Re- 
gime alle Gefangenen und Menschen 
im Widerstand durch Festnahmen, 
Folter und andere Methoden von ih- 
rem Widerstand abzubringen. 

Dazu gehört auch, daß Gefangene 
gezielt aus ihren politischen Zusam- 
menhängen gerissen und isoliert wer- 
den. Nach Stammheimer Muster 
werden Isolationsgefängnisse gebaut, 
soll die politische Identität der Ge- 
fangenen zerstört werden. In Istanbul 
haben 3.000 Soldaten das Militärge- 
fängnis Hamadiyla belagert, weil Ge- 
fangene 21 Tage lang einen Hunger- 
streik machten und durch das Bauen 
von Barrikaden in ihren Zellen das 
Eindringen der Militärs verhinderten. 
Die Soldaten warfen Gasbomben auf 
die Gefangenen. In der Öffentlich- 
keit und in den Medien wurde dies 
so lange geleugnet, bis ein Genosse 
eine dieser Gasbomben, die nicht 
gezündet hatte, beim Dev Sol-Mas- 
senprozeß in Istanbul dem Richter 
auf den Verhandlungstisch legte. 


Freunde, 


Für Menschenwürde - Unterdrückung 
und Folter besiegen - bei uns und 
bei euch 


Hoch die internationale Solidarität 


GEGEN EINE NEUE 
KONTAKTSPERRE 


Kundgebungsbeitrag zum Hunger- 
streik auf der Demonstration 
"SOFORTIGE FREILASSUNG VON 
INGRID - GEGEN §129a" AM 
11.2.89 IN ESSEN 


Von Rechtsanwältin Anke Brenneke- 
Eggers, Hamburg 


Ich bin Anwältin von zwei der Ge- 
fangenen, die seit 11 Tagen im Hun- 
gerstreik sind. Ich will also etwas 
zum Hungerstreik sagen. 

Diese Demonstration ist für die 
Freilassung von Ingrid, und Ingrid ist 
nicht, im Hungerstreik. Deshalb 
dachte ich, bevor ich herkam, es 
würde wichtig sein zu sagen, daß 
wir es nicht als was Trennendes 
nehmen sollten, daß nicht alle Ge- 
fangenen denselben Kampf führen. 


Aber jetzt, hier auf der Demo hab 


ich gemerkt, daß dies nicht nötig 
ist, sondern daß schon klar ist, daß 
die Gefangenen mit verschiedenen 
Mitteln und Forderungen gegen die 
Unterdrückung und Zerstörung in den 
Gefängnissen kämpfen - wie auch 
die Menschen draußen jeder und jede 
von seinem und von ihrem Platz aus 
Widerstand leisten. 

Die Gefangenen führen ihren Hun- 
gerstreik - wie sie in ihrer Hunger- 
streikerklärung gesagt haben - dies- 
mal in einer neuen Form. 

Bis auf zwei werden in der kom- 
menden Woche alle anderen den 
Streik unterbrechen. Die beiden Ge- 
fangenen, die den Streik nächste 
Woche als erste in der Kette fort- 
führen und alle, die ihn danach wie- 
der aufnehmen, werden nicht wieder 
aufhören, bis sie ihre Ziele erreicht 
haben. Mit einem solchen gestaffel- 
ten Streik haben 1981 die politischen 
Gefangenen aus GRAPO und PCE(r) 
ihre Forderungen, insbesondere ihre 
Zusammenlegung, durchgesetzt; es 
ist aber auch einer der Gefangenen, 
Crespo Kepa Galende, in dem Streik 
gestorben. Durch diese Form des 
Streiks wird verhindert, daß der 
Staat sich auf eine relativ begrenzte 
Zeit der Eskalation einstellen kann. 
Die neue Form bedeutet aber nicht, 
daß wir, die wir die Gefangenen un- 
terstützen und uns für ihre Forde- 
rungen einsetzen mehr Zeit haben 
als in irgendeinem Streik davor. Spä- 
testens Ende März wird die Situation 
für die beiden Gefangenen, die in 
der kommenden Woche im Streik 
bleiben werden, kritisch werden. 

Der Staatsschutz war auf einen 
Hungersteik der Gefangenen vorbe- 
reitet -das ist auch klar, denn an 
der Isolation hat sich bis heute 
nichts. geändert. Schon am ersten 
Tag des Streiks führte die Staats- 
schutzplizei Zellenrazzien bei den 
streikenden Gefangenen auf Veran- 
lassung der Bundesanwaltschaft 
durch. Diese hatte Ermittlungsver- 


fahren wegen Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung gegen die 
Gefangenen eingeleitet mit der Be- 
gründung, die Teilnahme am Hunger- 
streik sei eine mitgliedschaftliche 
Betätigung in einer terroristischen 
Vereinigung.Man muß sich mal vor 
Augen führen, welch ein Irrsinn das 
ist, einen Hungerstreik von Gefange- 
nen zum terroristischen Handeln zu 
erklären. Dies hat aber einen ganz 
praktischen Zweck und darin lieg die 
Logik: der Staatsschutz kann dann 
alle, die die Gefangenen und ihre 
Forderungen unterstützen, als Unter- 
stützer gem. $129a StGB kriminali- 
sieren - vor allem auch ihre An- 
wälte. Damit hat der Staatsschutz 
weiter die Grundlage dafür geschaf- 
fen, die Anwälte mit dem $138a 
StPO bei den Gefangenen auszu- 


schliessen. Hierauf arbeitet die Bun- 
Hilfe Staats- 


desanwaltschaft mit 


schutzsenate der Oberlandesgerichte 
seit dem letzten Hungerstreik 84/85 
hin. Seitdem sind mehrere Urteile 
ergangen in denen festgeschrieben 
worden ist, daß ein kollektiver Hun- 
gerstreik eine "Aktion der RAF" 
und die Gefangenen auch in der 
Isolationshaft "aktive Terroristen" 
seien. Der letzte Vorstoß der Bun- 
desanwaltschaft in diese Richtung ist 
die Anklage vom Oktober 1988 ge- 
gen meine Hamburger Kollegin Ute 
Brandt. Gerade im Hungerstreik 
brauchen die Gefangenen ihre An- 
wälte, weil diese die einzigen sind, 
die sich ein klares und sicheres Bild 
über die Situation der Gefangenen 
machen können; denn sie sind die 
einzigen, deren Gespräche mit den 
Gefangenen der Staatsschutz inhalt- 
lich nicht reglementieren und nicht 
offen überwachen kann. Mit den Er- 
mittlungsverfahren gegen die Gefan- 
genen hat der Staatsschutz gleich 
am ersten Tag des Streiks die Basis 
dafür gelegt, die Anwälte gezielt bei 
den einzelnen Gefangenen auszu- 
schließen.Wir müssen davon ausge- 
hen, daß er dies versuchen wird, und 
besonders dort, wo sich die Situation 
bei einzelnen Gefangenen zuspitzt. 


Der Ausschluß der Anwälte kommt 
einer Kontaktsperre gleich und ich 
erinnere an den Streik 84/85, wo 
Knut Folkerts 9 Tage lang total von 
der Außenwelt abgeschottet war, 
nachdem er ins Koma gefallen war. 

Ich fordere euch deshalb auf, die 
Kriminalisiereung der Anwälte zum 
Schutz der Gefangenen abzuwehren. 


Ich bin in dieser Woche bei mei- 
nen beiden Mandantinnen in den 
Knästen gewesen, und ich weiß des- 
halb von ihnen - also es war einfach 
klar, daß sie entschlossen und voller 
Zuversicht sind, ihre Ziele zu 'errrei- 
chen. Das ist auch nicht unreali- 
stisch, weil viele mit ihnen solida- 
risch sind, sie unterstützen, mit ih- 
nen kämpfen. 
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ERKLÄRUNG VON 
KARLHEINZ DELLWO 


ab heute setzen wir zu zweit den 
hungerstreik fort. in diesem rhyth- 
mus wird es sich fortsetzen, und 
später werden alle im streik sein. es 
bleibt trotzdem die ganze zeit über 
unsere gemeinsame aktion. der sinn 
der kette war in der erklärung von 
helmut dargelegt: sie werden nicht 
noch einmal eine situation herbeifüh- 
ren können, in der sie uns innerhalb 
einer woche mit 4-5 toten konfron- 


‚tieren. so haben wir eine lange 
kampfphase. 

gesagt ist alles. 

unbedingt wichtig ist mir die 


klarheit darüber, daß diese stellung 
in der kette eine freiwillige ent- 
scheidung von mir ist, daß ich sie 
gewollt habe und daß sie auch ein- 
fach zu treffen war aus den ver- 
hältnissen untereinander, daß hier 
der kampf um und für sich zugleich 
auch der um und für alle ist - und 
umgekehrt. die verhältnisse unterein- 
ander sind ein wert für sich; sie 
brauchen keine besondere erklärung. 
darüber entwickelt sich auch die 
ganze politik. eine andere lösung 
außer der zl (zusammenlegung) wird 
es mit uns nicht geben. sie müssen 
uns dann schon niedermachen. die 
konsequenzen werden sie dann aller- 
dings auch tragen müssen. 

zur isolation und zur politischen 
bestimmung des kampfes dagegen, zu 
unserem verhältnis zu den sozialen 
gefangenen, mit deren politisierungs- 
Prozessen wir immer solidarisch wa- 
ren, nur darüber läuft ihre befreiung 
- hab ich kürzlich einen brief ge- 
schrieben. den häng ich dran. 

` karl-heinz dellwo, celle, 15.2.1989 


rascht gewesen über die frühere 
gleichstellungsforderung und daß der 
"knoten", also die aus der zl-forde- 
rung unterstellte elitäre haltung, 
sich über das "zusammenseinwollen 
mit den genossinnen und genossen 
und gleichzeitig gemeinschaftsveran- 
staltungen mit allen" auflöst(e). ge- 
wiß, so kann es sich auch auflösen, 
aber ich meine, es greift so noch zu 
kurz. 

man muß ganz nüchtern sehen: 
voraussetzung für uns, in den nvz 
(normalvollzug) zu kommen, ist die 
kapitulation. denn gefangene, mal 
ganz pauschal gesagt, die auch im 
knast weiter um befreiung und gegen 
unterdrückung kämpfen (und was 
liefe im sog. nvz anderes?), werden 
sofort ausgesondert und isoliert. es 
soll uns niemand damit kommen, daß 
wir nicht mit den sozialen gefange- 
nen zusammenkommen wollten. doch! 
mit ihnen und allen, die unterdrückt 
sind! nur ist das nicht der weg. der 
nvz ist kein ziel, auch nicht für die 
sozialen gefangenen. alle sind dort 
objekt und von jedem selbstbestimm- 
ten leben enteignet. der nvz setzt 
nur die soziale zerstörung fort, ver- 
stärkt die, die die kapitalistische ra- 
tionalität bereits draußen an den 
menschen verübt. lebensbedingungen 
für uns sind überhaupt erst zu er- 
kämpfen, hier wie draußen. überall 
ist nach einem durchbruch zu su- 
chen. erst der kann sich multiplizie- 
ren. 

daß - und wie - sich unser kampf 
hier multipliziert, haben die frauen 
in der plötze gezeigt, die sich in 
der zielbestimmung der politischen 
gefangenen wiedererkannten und sich 
unser kampfmittel auch für sich 
schnappten. so läuft die entwicklung, 
das ist revolutionäre dialektik! über- 
all! 

und dann erinnere ich mal daran: 
holger starb im november 74 im hs 
(hungerstreik) für die gleichstellung 
mit den sozialen gefangenen; sigurd 


im april 81 in dem für die zl (zu- 
sammenlegung). 

sie wollen weder unsere gleich- 
stellung noch unsere zl. sie wollen 
den sieg über uns, die auslöschung 
ihres materiell gewordenen politi- 
schen gegensatzes. teilweise ist 
di -gan e g 
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weil wir in der 
als würde im nvz die verfolgung 
aufhören, sondern wir sitzen in der 
isolation, weil wir die kapitalistische 
gesellschaft zum angriffsziel machen 
und sie umwälzen wollen. daran kann 
sich von uns aus auch nichts ändern, 
denn diese umwälzung ist einfach 
notwendig. hier wird doch alles le- 
ben nur noch verhunzt für die ware. 
geht uns schließlich auch nicht um 
die zl als selbstzweck, als ruhiger 
knast oder was auch immer. als ka- 
pitulanten wären wir wahrscheinlich 
alle schon zusammengelegt, sozusa- 
gen mit direktverbindung zur presse. 
und wahrscheinlich auch schon 
draußen. 

nein, es geht um die auflösung 
eines elenden kontinuums, welches 
nicht nur den knast betrifft, sondern 
die gesamte gesellschaft: um das 
aufsprengen des betongehäuses der 
macht, um die kollektive selbstorga- 
nisation von unten gegen ein totali- 
täres system. den totalitarismus des 
kapitals, das nur in seinem überbau 
noch vielfältig erscheint, konnte je- 
der am kampf um die häuser in der 
hafenstraße sehen, an dem authenti- 
schen haß, mit dem ein großteil der 
bundesdeutschen politischen und öko- 
nomischen elite dieses projekt von 
unten für unten verfolgt(e). das ist 
ja eine nationale angelegenheit. der 
politische, militärische und ökonomi- 
sche zentralstaat westeuropas zieht 
blank angesichts von einem halben 
dutzend besetzter häuser. weil er 
dort einen durchbruch seines sozialen 
kerns, der wertrationalität des kapi- 
tals sieht. das zeigt, wo hier von 
oben gegen unten die politische 
grenze gelegt wird, damit sich von 
unten bloß nichts eigenes bewegt 
und das elend festgeschrieben bleibt. 
fri vogel oder stirb, ausbeutung 
oder tod, das sind seine moralgrund- 
sätze. aber da genau wollen- wir 
auch durch. hier. aber darum geht 
es überall, uns den gesellschaftlichen 
raum schaffen, den wir für die kol- 
lektive weiterentwicklung unseres 


_ zu ein 


= Py u GS — 
isolation sitzen, so 


aufbruchs brauchen. gegen dieses sy- 
stem ohne lebenssinn gibt es nur da 


hoffnung, wo wir von unseren be- 
stimmungen aus den totalitätsan- 
spruch des kapitals durchbrechen. 


der kampf gegen die isolation kann 
nicht nur negatorisch sein, indem er 
em zustand der nichtisolation 
will. das wäre nur eine andere form 
staatlichen terrains, mit anderen 
mechanismen der herrschaft, jedoch 
den gleichen absichten. nein, es geht 
um einen neuen sozialen sinn, um 
die kompromißlose bestimmung vom 
menschen aus, auch etwas, was die 
nvz-vertreter übersehen, die sich 
vom sozialen inhalt her damit eine 
alte staatsetappe zum ziel setzen. 
vergangenheit. es geht um ein ziel 
mit einer produktiven funktion: für 
uns. wir kämpfen um die möglichkeit 
der kollektiven auseinandersetzung 
unter uns und von da aus mit allen, 
die das auch wollen: eine lebensper- 
spektive gegen den imperialismus. 
egal, wo sie sind, ob draußen oder 
im knast als soziale gefangene, die 
aus der armen rolle rauswollen zwi- 
schen knast und millionärsträumen. 
also dialog, klar! allerdings ein ande- 
rer, als der, der an uns herangetra- 
gen wird und von vorneherein für 
sich das ziel der kapitulation fest- 
gelegt hat, die entscheidung für ein 
zerstörtes leben. 

dieser kampf gegen die isolation 
betrifft nicht nur uns. in der isola- 
tion und in den hochsicherheitstrak- 
ten stecken strukturelemente der 
zukünftigen gesellschaft des kapitals. 
es sind zwei seiten des gleichen 
vernichtungsverhältnis, wenn das ka- 
pital als vision die "kommunikations- 
gesellschaft" an den horizont malt 
und zugleich strukturell die men- 
schen isoliert und passiviert. sie 
wollen ein substantielles schweigen 
von unten. kommunikation nur auf 
der basis der kapitalistischen ratio- 
nalität, also der warenscheiße. über 
sich sollen die menschen schweigen, 
und tun sie das nicht, ist das schon 
staatsfeindliche propaganda bzw. 
werbung für eine terroristische ver- 
einigung. dafür sorgt rebmann. aber 
wir wollen reden. über uns und über 
das, wofür wir gemeinsam kämpfen. 


was sich im besonderen in den 
isolationstrakten zeigt, sind die 
strukturmerkmale eines neuen 


faschismus, der sich vom alten da- 
durch unterscheidet, daß er seinen 


a 
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terror strukturell anlegt und anony- 
misiert, damit er aus sich heraus 
wirkt, scheinbar schicksalhaft, 
scheinbar losgelöst von der ge- 
schichte, und vor allem: scheinbar 
unumstößlich. - 

es ist aus dem wissen entwickelt, 
daß gewalt und ungerechtigkeit vor 
allem dort auf widerstand.- stößt, wo 
sie als folge menschlichen handelns 
wahrgenommen und begriffen wird, 
es ist der versuch, die physiognomie 
des unterdrückers hinter den auto- 
matismus technischer herrschafts- 
und vernichtungsstrukturen zurückzu- 
ziehen. das ziel ist die dauerhafte 
anästhesierung menschlichen willens. 
ein system aus bewußtlosem leben. 
hier geht es dann auch nicht nur um 
die frage von kollektiven lebensdin- 
gungen für uns und für alle, die den 
aufbruch wagen. es geht hier auch 
einfach darum, ob der faschismus ir- 
gendwo siegen dar. nein. 

wenn wir sagen: wir wollen einen 
eigenen sinn setzen, auch hier, weil 
wir nicht nur gegen was sind, dann 
ist die notwendigkeit dazu auch ge- 
schichtlich leicht ableitbar. diese ge- 
sellschaft war immer vom kapital 
bestimmt. es ist eine einzige ge- 
schichte von verbrechen, fremd- und 
selbstzerstörungen. nun geht es end- 
lich darum, daß sie von unten gegen 
das kapital bestimmt wird, daß die 
warenproduktion, das universum der 
ausbeutung, entfremdung und unter- 
drückung, die herrschaft von men- 
schen über menschen, das schema 
von schuld und bezahlung, von 
tausch und verkauf geschichtlich 
aufgehoben wird, daß die ausgebeu- 


teten und unterdrückten anfangen, 
sich ihre kollektiven interessen als 
menschen - klar in ihrer ganzen 


vielfältigkeit - anzueignen, die tren- 
nungen untereinander und die spal- 
tung durch_jeden einzelnen hindurch 
aufzuheben - indem sie ihr kollekti- 
gesellschaftliches leben selbst 
bestimmen und an konkreten initiati- 
ven durchsetzen. 

die zeit dafür ist auch reif. über- 
all ist eine neue phase herangereift, 
in der wir die ganze politische si- 
tuation von unten, also die-defensive 
umkehren können. darin sehen wir zl 
als teil, als eine aufgabe, die uns 
alle betrifft, die zugleich der anfang 
dafür sein kann, den kampf um die 
freiheit der politischen gefangenen 
zu einer strategischen achse und ei- 
nem kristallisationspunkt neuer ge- 
sellschaftlicher gegenmacht zu ent- 
wickeln. denn natürlich ist die zl 


nur ein etappenziel. 
karl-beinz dellwo, celle, dezember 
1988 


AUFRUF ZUR 
KNASTKUNDGEBUNG IN 
KOLN-OSSENDORF AM 11.3. 


(...) Wir werden am 11.3. zur unter- 
stützung des hungerstreiks der kämp- 
fenden gefangenen in celle und in 
köln kundgebungen vor den knästen 
machen. Wir gehen jetzt zu den 
knästen, weil dort karl-heinz dellwo 
und christa eckes (gefangene aus der 
raf) gefangen gehalten werden. Sie 
sind die ersten, die den hungerstreik 
in der kette fortsetzen. Spätestens 
ende märz wird ihre situation le- 
bensbedrohlich. Wenn die verant- 
wortlichen bis dahin nicht reagieren 
und die gefangenen nicht zusammen- 
gelegt sind, werden die beiden ster- 
ben (ermordet werden). 

Wir wollen nach köln- ossendorf, 
um stefan, heidi, susanne und beson- 
ders christa unsere nähe und verbun- 
denheit rüberzubringen und die 
kämpfenden sozialen gefangenen zu 
grüßen. ebenso wollen wir die gefan- 
genen kurdischen genossen selman 
arslan, hasan hayri güler und ibrahim 
kadah, die hier im knast sitzen, 
grüßen! sie werden als terroristische 
vereinigung kriminalisiert, weil sie 
den befreiungskampf in kurdistan 
hier in der brd unterstützen. 


ERSTER PROZESSTAG IM 
"STARTBAHNVERFAHREN" 


Wie vorauszusehen ging es am ersten 
Prozeßtag nur um Verfahrensfragen 
und um Anträge von den Anwälten, 
Bei den verschärften Einlaßkontrollen 
werden wahrscheinlich die Ausweise 
fotokopiert, oder zumindest notiert. 
Franks Anwalt stellte einen ausführ- 
lichen Antrag dafür dies in Zukunft 
zu unterbinden, er begründete dies 
mit der Erfahrung, daß diese Daten 
unrechtmäßig gespeichert würden. Es 
wurde beantragt dazu den Daten- 
schutzbeauftragten Simitis zu laden. 

Bei diesem, wie auch den heuti- 
gen anderen Anträgen der Verteidi- 
gerlnnen schlossen sich alle Ange- 
klagten des Verfahrens an. (Die ge- 
nauen Informationen über die ver- 
schiedenen Anträge wollen wir hier 
nicht aneinander reihen. Sie sind si- 
cher im ersten Info der BI nach- 
zulesen.) 

Am Nachmittag ging es im we- 
sentlichen um einen Antrag gegen 
die Verschleppung der gefangenen 
Angeklagten in Einzel-Bunkerzellen 
(mit Trennscheibe zwischen Anwalt 
und Angeklagtem, Funzelbleuchtung) 
Andreas Semisch weigerte sich in 
der ersten Pause gegen seine Abfüh- 
rung dorthin, daraufhin wurde er 
ziemlich brutal aus dem Gerichtssaal 
"geräumt". Neben der Möglichkeit 
der Überwachung der Gespräche und 
der total stickigen Luft in den 
Bunkerzellen betonte Andreas beson- 
ders, daß sie als Angeklagte zusam- 
men reden können müssen. Diese Sa- 
che längerfristig durchzusetzen ist 
schwer, aber mit der großen Öffent- 
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Sie wollen uns durch die mauern, 
kriminalisierung und zensur vonein- 
ander trennen, die gefangenen von 
jeder solidarischen äußerung abschot- 
ten. Das werden wir mit der kund- 
gebung durchbrechen. Sie soll auch 
ein ausdruck für unser grundsätzli- 
ches bedürfnis nach einer auseinan- 
dersetzung mit den gefangenen sein, 
wofür wir mit ihnen gemeinsam ihre 
zusammenlegung erkämpfen wollen. 

Die kundgebung bundesweit zu 
machen, ist für uns ein erster 
schritt, den druck für die durchset- 
zung der forderungen der gefangenen 
zu verstärken. Wir werden uns wei- 
ter initiativen überlegen. 

Wir hoffen, daß dieser Aufruf 
möglichst viele menschen aus allen 
gesellschaftlichen bereichen, die 
nach möglichkeiten praktischer soli- 
darität suchen, erreicht und wir ge- 
meinsam am knast sein werden. Wir 
wissen, daß viele menschen aus un- 
terschiedlichen gründen die forderun- 
gen der gefangenen unterstützen und 
mit den gefangenen solidarisch sind: 
kommt alle zur knastkundge- 
bung !! 


lichkeit (viel Presse, ZuhörerInnen 
drin, lautstark Leute vor dem Ge- 
richt) wurde erstmal heute in den 
folgenden kleineren Pausen auf das 
Abführen der vier Inhaftierten der 
neun Angeklagten vezichtet. 


Neben etwa 40 Plätzen für die 
Presse gibt es ca. 100 für die Öf- 
fentlichkeit hinter der Trennscheibe. 
Die Angeklagten sitzen auf drei 
Ebenen hintereinander mit den An- 
wälten dazwischen. 


Für uns war dieser erste Prozeß- 
tag vielmehr "Begrüßungstag" von 
den (nicht allen!) Angeklagten, viele 
hatten sie zum Teil jetzt über ein 
Jahr nicht gesehen. Am Gerichtsge- 
bäude C wurde eine Kundgebung mit 
zwei Redebeiträgen abgehalten, dann 
zog nach kurzem Zögern eine Spon- 
tandemo um die Gerichtsgebäude. 
Die Demo mit Transparenten und 
Parolen auch zum Hungerstreik bog 
schließlich noch auf die Zeil ein um 
sich, überraschend für die Bullen, an 
der Hauptwache aufzulösen, worauf 
das Bullenspalier allein zurückblieb. 

Wir wollen uns insgesamt wesent- 
lich mehr auf eine kontinuierliche 
Begleitung des Prozeß, und weiteren 
Auseinandersetzungen damit, was in 
diesem Prozeß angegriffen wird, 
konzentrieren. (Organisierung von 
Aktionstagen, begleitende Veranstal- 
tungen, breite Mobilisierung zu be- 
stimmten Prozeßtagen). 

Der zweite Prozeßtag begann mit 
einer Überraschung. Die Anwälte 
konnten durchsetzen, daß bei den 
BesucherInnen keine Regelpersona- 
lienüberprüfungen beim Einlaß mehr 
vorgenommen werden. Es bleibt, zu- 


Stark wäre, wenn ihr in euren grup- 
pen für die kundgebung redebeiträge 
bzw. grußadressen schreibt, um euer 
verhältnis zu den gefangenen und zu 
den forderungen zu vermitteln. Die 
politische wirkung der kundgebung 
wird auch davon abhängen, wie viele 
wir sind und ob wir es schaffen, die 
nachrichtensperre an dem punkt zu 
durchbrechen. dafür ist es auch 
wichtig, daß ihr den aufruf weiter- 
gebt, darüber redet, euch überlegt, 
was ihr für die 'mobilisierung tum 
könnt. 

Wir freuen uns mit den politischen 
gefangenen in chile, die mit ihrem 
5-wöchigen hungerstreik ihre zusam- 
menlegung in einen knast erkämpft 
haben. 


ZUSAMMENLEGUNG - JETZT 
s 


mindest vorläufig, bei der Absondung 
und Filzung der BesucherInnen. 

Der am ersten Tag durchgesetzte 
Aufenthalt der Angeklagten im Saal 
während der Pausen hatte auch 
heute bestand. Die BAW rebelliert 
jedoch schon, so daß wir glauben, 
daß der Kampf um diesen 
"Freiraum" wieder ansteht. 


Nach Abschluß der Verfahrensfra- 
gen wurden die Angeklagten zur 
Person befragt; Andreas Semisch 
verband eine längere persönliche Er- 
klärung damit. 


Diese, recht umfangreiche Erklä- 
rung wird sicherlich bald schriftlich 
vorliegen. Sie ist in zwei Teile ge- 
gliedert. Teil 1 enthält eine Ein- 
schätzung des Verfahrens und der 
Funktion der 8129a sowie eine Er- 
klärung zu Zensur und Haftbedingun- 
gen auf dem Hintergrund seiner Er- 
fahrungen in Frankenthal; er geht 
darin auch auf den Hungerstreik ein. 
Der 2. Teil enthält die Bestimmung 
seines Verhältnisses zu nationalen 
wie internationalen Entwicklungen 
und Kämpfen, daraus resultierend 
seine Positionen zu den Themen des 
Prozeßes. 

Kurz vor dem Mittagspause be- 
gann die Anklageerhebung, die Zu- 
schauerInnen reagierten mit Sprech- 
chören, der Vorsitzende schluckte 
die ihm auf der Zunge liegende 
Räumungsanordnung doch noch run- 
ter. Danach verließen viele demon- 
strativ den Saal, weil sie sich die 
BAW nicht länger reinziehen wollten 
(Spätschäden!). Nachmittags wurde 
die Verlesung zu Ende geführt und 
damit auch dieser Prozeßtag. 


TERMINE 


TROLS | 
jeweils 9.30 Uhr am 7./8., 14,/15., 
28. März und am 4./5. April 


landesgericht Düsseldorf, Ceci 
lee. 


An allen Baer um 17 Uhr 
Trommelfeuer auf dem Schadowplatz 


11.3. Knastkundgebung zum. Hunger- 
streik in Köln-Ossendorf, 11 
13.3. Veranstaltung in Düsseldorf zu 
Hungerstreik und Zusammenlegungs- 
forderung politischer ‚Gefangen 
ZaKK, 18 Uhr F 
14.3. VFKK, Frankfurter Straße 
in Gießen: 


heitstrakten in. Be USA - 
Frauen. 

17.3. Dortmund, 
derweg 1: Fra 
Prozeß von Ingrid i 
punkt "Frauen auf der Flucht", 
Uhr i 

10.4. Video "Projekt 
handlung BiB 

in Dü 


4.4, Emigratio 


Widerstand 
11.4. Gen- und Re e 
nologien: Forschungsprojekte in Düs- 
seldorf 3 
13.4. Repression in Düsseldorf 

15.4. Solifest für Ingrid Strobl: von 
der Initiative Schürhaken und dem 
Schwarzdruck- -Zeitungskollektiv. ii 


Uhr SP-Saal im AStA der Heinr: 
Hene Universitat: 


SPENDEN 


für die Prozeßkosten auf das Konto: 


P.Neff 23481-506, BLZ 370 100 50, 
Postgiro Köln, Stichwort: 
Prozeßkosten 


IMPRESSUM 


"Nicht zu fassen" wird 'herausgege- 
ben und verantwortet von der 
Redaktion "Nicht zu fassen" | 
Adresse: 
«lo Prozeßbüro Strobl 
Maastrichter Str. 49 
5000 Köln 1 
Tel. 0221/ 51 80 31 


Das Prozeßbüro ist Mo, Di, Mi von 
17 bis 20 Uhr besetzt. 


'Eigentumsvorbehalt 


Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist 
die Zeitschrift solange Eigentum des 
Absenders, bis sie dem Gefangenen 
persönlich ausgehändigt worden 
"Zur-Habe-Nahme" ist keine 
liche Aushändigung im 
Vorbehalts. Wird die Zeits: 
Gefangenen nicht persönlie 
händigt, ist sie dem Absend 
dem Grund der Nichtau 
zurückzusenden. 


